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kussionen zu führen. Wir 
müssen den Menschen klar 
machen, dass wir mehr aus 
Deutschland machen kön- 
nen als Rot-Grün." 
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15.   PARTEITAG 

ANGELA   MERKEL: 

it der Mehrheit der Deutschen verbindet 
uns ein Wille: Es ist Zeit für Taten 

* Noch 97 Tage bis zur 
^>wahl von Rot-Grün. • 
Noch 97 Tage bis zum 
^echsel für eine bessere 
J°Htik in Deutschland. 
Noch 97 Tage, bis Edmund 
P°iber Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutsch- 
end ist. 

Wir wenden uns heute 
°n   diesem   Parteitag   in 
•"ankfurt an die Bürgerin- 
en und Bürger unseres Lan- 
es und sagen ihnen: Wir, 

die Union aus CDU und 
SU, sind bereit, die Ver- 

antWortung für Deutschland 
u übernehmen.  Wir,  die 

Union aus CDU und CSU, 
reten an, diese Regierung 
es Misserfolgs abzulösen. 
^lr treten an, um mit einer 
esseren     Politik     dieses 
and wieder nach vorne zu 
ringen. Wir treten an, um 
acn den vielen enttäusch- 
n Erwartungen der letzten 
nre den Menschen wieder 
s zu geben, was sie ver- 

°le*t haben. 
"as   ist  eine  ehrliche 
Politik, die nicht mehr 
Verspricht, als sie halten 
kann. 

' Öas ist eine tatkräftige 
politik,   die   Rat-   und 
"'Iflosigkeit   nicht   mit 

Bericht der Partei- 
vorsitzenden 

Angela Merkel auf dem 
15. Parteitag der CDU 
in Frankfurt am Main 

am 17 Juni 

dem Wort von der ruhi- 
gen Hand kaschiert. 

• Das ist eine sozial ge- 
rechte  Politik,  die die 
Gesellschaft zusammen- 
hält, statt einzelne Grup- 
pen dauernd gegeneinan- 
der auszuspielen. 

• Das ist eine zukunftsge- 
richtete Politik, die nicht 
einfach nur das Hier und 
Jetzt verwaltet, sondern 
die die Chancen von mor- 
gen in den Blick nimmt. 
Wir treten an, um der Po- 

litik in Deutschland wieder 
Maß und Mitte, Kompetenz 
und Orientierung zu geben. 
Wir laden alle dazu ein, die- 

ses Werk mit uns gemein- 
sam in Angriff zu nehmen - 
auch und ausdrücklich die- 
jenigen, die nicht schon aus 
Tradition bei uns sind und 
deren Hoffnungen und Er- 
wartungen von Rot-Grün so 
schwer enttäuscht wurden. 
Wir setzen diesen Enttäu- 
schungen Optimismus und 
Tatkraft entgegen. Wir, die 
Union aus CDU und CSU, 
werden eine Politik machen, 
die wieder Zuversicht gibt 
und die die Kräfte unseres 
Landes, die Talente, den 
Fleiß sowie die Leistungs- 
fähigkeit seiner Menschen 
neu weckt - die einfach 
Deutschland wieder nach 
vorne bringt. 

Liebe Freunde, was im- 
mer die rot-grüne Regierung 
an Details in der Politik 
falsch gemacht hat - da kann 
man ihr eine ganze Menge 
vorzuwerfen -: Unser zen- 
traler Vorwurf an Schröder 
und seine Leute lautet, dass 
sie nicht in der Lage sind, die 
schöpferischen Kräfte, die 
es in Deutschland gibt, die 
Leistungsfähigkeit, die Lei- 
stungsbereitschaft, die Ta- 
lente und den Fleiß der Men- 
schen zur Entfaltung kom- 
men zu lassen. Sie können es 
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nicht, weil sieden Menschen 
im Grunde nichts zutrauen. 
Sie können es nicht, weil sie 
den Einzelnen, den ganz 
normalen Bürger aus der 
Mitte der Gesellschaft, aus 
den Augen verloren haben. 
Das ist der Vorwurf, den 
man ihnen machen muss. 
Deshalb müssen sie abgelöst 
werden. 

Die Zeit von Rot-Grün 
ist einfach abgelaufen 

Es ist die Wahrheit: 
Schröder und das rot-grüne 
Projekt hatten ihre Chance. 
Die Wahlentscheidung vor 
vier Jahren war klar und ein- 
deutig. Sie war im Übrigen 
für uns bitter. Aber es gab 
Gründe dafür. Wer wollte 
das bestreiten? Vielen er- 
schien es damals als der Be- 
ginn einer langen Ära von 
Rot-Grün. Vieles sollte mo- 
derner, leichter, schöner und 
besser werden. „Jedem An- 
fang wohnt ein Zauber 
inne", sagt der Dichter. Die- 
ser Zauber ist längst verflo- 
gen. Ernüchterung, ja Ent- 
täuschung haben sich breit 
gemacht. Längst ist offen- 
kundiggeworden: Rot-Grün 
hat seine Chance nicht ge- 
nutzt. Die Bilanz ist enttäu- 
schend. Die Koalition ist 
verbraucht; die Luft ist her- 
aus. Die Zeit von Rot-Grün 
ist einfach abgelaufen. 

Man spürt ja, dass man 
das in der SPD genauso sieht. 
Lafontaine, der heimliche 
König in den Herzen vieler 
Sozialdemokraten, sieht an- 
gesichts der sozialdemokra- 
tischen Politik, wie überall 
die Wut wächst, während 
sich Schröder tapfer einre- 
det, der Mut wächst. „Mut - 
wozu?", möchte man fragen. 
In den Kulissen tobt schon 
der Kleinkrieg. Gabriel stän- 
kert gegen Müntefering; 
Müntefering keilt zurück. 
Stolpe wird zusammenge- 
faltet, weil er ausplaudert, 
dass man auch im SPD-Prä- 
sidium Rot-Grün längst ab- 
geschrieben hat, als Auslauf- 
modell behandelt und sich 
letztlich in eine Große Ko- 
alition retten will. Schröder 
wäre dann weg vom Fenster. 
Er könnte nur dann Kanzler 
bleiben, wenn die PDS ihm 
dazu verhilft. Gysi hat seine 
Dienste - wie immer- schon 
angeboten. Lassen wir uns 
nicht einlullen: Wenn sich 
die Möglichkeit dazu ergibt 
- Berlin hates gezeigt-, wer- 
den sie es so machen. Liebe 
Freunde, wir werden aber 
verhindern, dass sie es so 
machen können. 

Wir sind nicht der Ret- 
tungsanker zur Verlänge- 
rung von SPD-Karrieren. 
Uns geht es nicht um Koali- 
tionsspielereien und Pöst- 
chenschachereien. Uns geht 
es um eine andere, eine bes- 

sere Politik für Deutschland- 
Deshalb braucht Deutsch- 
land am 22. September den 
Wechsel. 

Der Wahlsieg ist 
noch nicht unter Dach 

und Fach 

Wir spüren, dass d' 
Chancen gut stehen. Al* 
hüten wir uns vor Übermut' 
Jedes Spiel muss erst ge' 
spielt werden. Der Wählst" 
ist noch nicht unter DaC 

und Fach. Es liegen rK* 
Wochen harter Arbeit und 

Überzeugungsarbeit v° 
uns. Aber das Ziel ist & 
Sichtweite. Wir haben «fl 

beharrlich herangearbei^' 
manchmal auch auf UntfU 
gen. Was lange Zeit voll 
außerhalb jeder VorstelWJ 
lag, ist jetzt greifbar nahe- 

Viele haben daran mitgj 
arbeitet, dass wir so ^e' 
vorangekommen sind ü(l 

dass wir uns zielstrebig u(1 

in großer Geschlossen^ 
dorthin vorgekämpft habe 

wo wir heute stehen. 
• Ich nenne stellvertrete11 

Wolfgang Schäuble ^ 
meinen Vorgänger im An 

des Parteivorsitzenden- 
Hi Ich nenne Friedrich Me , 

als Vorsitzenden der CV 
CSU-Bundestagsfrakti^ 

• Ich nenne Edmund S^ 
ber,  unseren  gemei11 

men Kanzlerkandidat 
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für 

an   der   Spitze   unserer 
Schwesterpartei. 
Es war nicht immer leicht 
uns in den zurückliegen- 

en Jahren. Es schmerzt - 
as ist keine Frage -, wenn 

^an erkennen muss, dass 
^an nicht immer alles rieh- 
'S gemacht hat und dass 
enler gemacht wurden, die 
lr jetzt korrigieren mus- 
en- Es ist nicht bequem, 
er>n auch eigene Positio- 

Jen und Argumente auf den 
^fstand zu stellen sind und 
erändert werden müssen, 
enn sie der Überprüfung 

n,cht mehr Stand halten. 

. lr alle spüren, wieviel 
Öffnung wieder in die 

Union gesetzt wird 

^ber, liebe Freunde, wir 
pnd diesen Weg gegangen. 

Kann uns mit tiefer Ge- 
§tuung erfüllen, wenn wir 

,eute feststellen: Diese Ar- 
beit p ;l  war   richtig,   sie   hat 
J^hte getragen. Wir alle 
.Püren, wie viel Hoffnung 

a wie viel Zutrauen wie- 
, r'n die Union gesetzt wer- 
. 'uas macht uns Mut, das 
P°rnt uns an, das gibt uns 

• .rt- In diesem Sinne ar- 
lten wir weiter. 

•  Und die SPD? Die SPD 

s. 
ln einem „kläglichen Zu- 
nd: programmatisch aus- 

gefehrt'     P°litiscn     aus" 
augt, personell ausgeblu- 

tet". Das sagen nicht wir, das 
schreibt der „Stern". Da 
muss man einmal sagen: Wo 
er Recht hat, hat er Recht, 
was die Sozialdemokraten 
anbelangt. 

Deshalb sind bei den So- 
zialdemokraten auch alle so 
nervös, so verkniffen und so 
aggressiv. Dort spürt man 
natürlich die wachsende 
Enttäuschung und auch die 
Entfremdung der Wähler. 
Man kennt die Stimmung an 
der Basis. Der Göttinger Po- 
litikwissenschaftler Franz 
Walter, selbst SPD-Mit- 
glied, charakterisiert diese 
Stimmung als „verzagt, ver- 
unsichert und kleinmütig", 
weil die Mitglieder an der 
Basis - so ist es - „nicht wis- 
sen, warum sie sich für das 
einsetzen sollen, was die Re- 
gierung in Berlin macht". 

Das, liebe Freunde, ist für 
uns kein Grund zur Häme 
und auch kein Grund dafür, 
dass wir übermütig werden. 
Allerdings sage ich auch: 
Mein Mitgefühl hält sich in 
Grenzen. Liebe Freunde, 
wenn man sich einmal über- 
legt, wie uns die Sozialde- 
mokraten in dieser Legisla- 
turperiode behandelt haben, 
wie Müntefering und Co. 
nicht zu feige waren, immer 
wieder unwahre Behauptun- 
gen aufzustellen! Ich kann 
dem Parteivorsitzenden der 
Sozialdemokraten nur eines 
sagen: 

Kümmern Sie sich um 
Saarbrücken, darum, dass 
sein Oberbürgermeister, 
der verurteilt ist und am 
Amt klebt, dort endlich 
wegkommt! 
Kümmern Sie sich um 
Schleswig-Holstein, wo 
eine Ministerpräsidentin 
vor sich hinmauschelt und 
erst ein Untersuchungs- 
ausschuss die Wahrheit an 
den Tag bringen muss! 
Kümmern Sie sich um 
Nordrhein-Westfalen, wo 
Politik wirklich käuflich 
ist! Das gilt es aufzu- 
klären, Herr Bundeskanz- 
ler, Herr Parteivorsitzen- 
der. Dann können Sie et- 
was sagen, wenn es um uns 
geht. Das müssen wir im- 
mer wieder sagen. 

Die soziale Kluft 
in Deutschland 

ist größer geworden 

Aber was sollen die Leute 
der Kampa auch tun? Hoch- 
glanzbroschürcn und teure 
Zeitungsanzeigen helfen 
nicht darüber hinweg, dass 
die Regierungsbilanz mager 
ist. Was ist davon geblieben, 
dass Schröder gesagt hat, er 
wolle nicht alles anders, aber 
vieles besser machen? Wo 
steht denn unser Land heute? 
Wenn man die Menschen in 
unserem Land fragt, wie sie 
die Regierungsarbeit dieser 
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Bundesregierung bewerten, 
ist das Ergebnis: Nur 12 Pro- 
zent der Deutschen halten 
das Land heute für wirt- 
schaftlich stabiler als vor vier 
Jahren. Noch schlechter ist 
das Ergebnis, wenn es um die 
soziale Gerechtigkeit geht: 
11 Prozent halten die Ver- 
sprechen von Schröder für 
erfüllt; die anderen sagen: 
Die soziale Kluft in Deutsch- 
land ist größer geworden. 
Und das unter einer rot-grü- 
nen Regierung! Das ist das 
Ergebnis desjenigen, der 
stolz darauf ist, der Genosse 
der Bosse zu sein. 

SPD-das heißt: keine 
Perspektiven, keine 

mitreißenden Gedanken 

Aber das eigentliche 
Problem ist, dass zum Ende 
dieser Regierungszeit nicht 
nur keine Leistungsbilanz 
vorliegt, sondern dass auf 
die Fragen: „Was sind ei- 
gentlich die zentralen Pro- 
jekte? Was will diese Bun- 
desregierung, was will Rot- 
Grün von 2002 bis 2006 ma- 
chen?", Sendepause herr- 
scht. „Die führenden Köpfe 
der SPD bieten keine Per- 
spektive, die mitreißen 
könnte, keine interessanten 
Gedanken"; das schreibt 
Albrecht Müller. Er war 
Wahlkampfberater Willy 
Brandts. Der Mann muss 

wissen, was er sagt; denn er 
hat Willy Brandt damals 
zum Sieg geführt. 

Und Herr Struck sagte 
neulich so schön: Unser ober- 
stes Wahlziel ist: Gerhard 
Schröder muss Kanzler blei- 
ben. Und wir wollen die rot- 
grüne Koalition fortsetzen. 

Punkt. Aus. Ende. Keine 
Perspektiven, keine Inhalte, 
nichts. Unser Mann muss 
seinen Posten behalten, un- 
sere Minister müssen im 
Amt bleiben. Das war es. 
Von der Programmpartei 
zum Kanzlerwahlverein in 
neuer Rekordzeit! Respekt, 
meine Damen und Herren! 

Liebe Freunde, diese 
Herrschaften haben so abge- 
hoben, dass sie gar nicht 
merken, dass es den Leuten 
im Zweifel nicht so sehr dar- 
auf ankommt, wer auf wel- 
chem Stuhl sitzt, als viel- 
mehr darauf, wer aus seinem 
Amt etwas macht, und zwar 
zum Wohle der Menschen. 

Uns geht es um Politik, 
uns geht es um Kompetenz. 
Wir setzen auf die Überzeu- 
gungskraft der Argumente. 
Wir setzen auf die größere 
Tatkraft der Person. Wir ha- 
ben das bessere Angebot, 
programmatisch und perso- 
nell. Und das merken die 
Menschen. Deshalb gehen 
wir gelassen und mit Zuver- 
sicht dem 22. September 
entgegen. Kompetenz setzt 
sich am Ende durch. 

Wir haben heute Vormit- 
tag des 17. Juni 1953 ge- 
dacht. Wir haben Revue pas' 
sieren lassen, was in den1 

halben Jahrhundert seitdem 
passiert ist. Heute geht es ufl1 

die Lebenschancen für uns 

alle in einer Welt, die sid1 

dramatisch verändert hat- 
Sie ändert sich Wirtschaft' 
lieh und sozial, sie ändert 
sich politisch. Wir nenne" 
und beschreiben das imme' 
wieder mit dem Wort oe' 
Globalisierung. Was lS 

Globalisierung? Globalise 
rung ist im Grunde nichts afl' 
deres als ein permanent^ 
Vergleichstest der Ländef 

untereinander und miteinafl' 
der. Dabei geht es nicht ufl1 

irgendwelche abstrakte" 
Zahlen, sondern ganz kofl' 
kret um die Lebenschance" 

von Menschen. 

Globalisierung: Wir 
wollen, dass die 

Menschen in Deutsch- 
land Nutzen daraus 

ziehen können 

Wirwollen,dassimZu^ 

der Globalisierung die Me"' 
sehen in Deutschland ein 
Perspektive haben und N^1' 
zen daraus ziehen könne"' 
Das ist unser Anliegen. VeS 

halb sind Veränderung6" 
kein Selbstzweck, desha'" 
sind Veränderungen kei" 
Auswahl von Grausamke 

6  UID 19/2002 



ANGELA   MERKEL1 

n> sondern Veränderungen 
ind Verheißungen dafür, 
as$ es den Menschen besser 

§eht und dass wir das Rich- 
§e daraus machen. 

Wir wollen den 
Veränderungen eine 

Richtung geben 

^um Teil haben die Men- 
gen den Eindruck, dass die 
°ütiker  gar  nichts  mehr 
Ländern können, dass sie 
^ nichts verändern wollen. 

eshalb geht es um einen 
^taltungsanspruch. Poli- 

hat die Aufgabe, den An- 
Pruch zu erklären, dass wir 

^e   Veränderungen    zum 
°hle der Menschen gestal- 

^n Wollen. Wir wollen den 

'un 

He 

Änderungen eine Rich- 
§ geben. Das ist das An- 

§en der Christlich Demo- 

f
rat'schen  Union am An- 
^n§ des 21. Jahrhunderts. 

snalb haben wir program- 
matische  Arbeit nicht  als 

'bstzweck betrieben. 
K deshalb haben wir unser 

§'erungsprogramm nicht 
' Selbstzweck entwickelt, 
idem haben dieses Regie- 

§sprogramm    gemacht, 
2u sagen: Jawohl, wir 

„brauen in die Chancen der 
^'obc a'isierung. Wir wissen, 

Wir etwas  verändern 
en, aber diese Verän- 

^  Ung muss eine Richtung 
en' ihr muss Gestalt ge- 

yass 

geben werden. 
Das wollen wir 
gemeinsam an- 
packen. 

Die Sozialde- 
mokraten schrei- 
ben neuerdings 
auf ihre Plakate - 
ich weiß nicht, ob 
Sie das gesehen 
haben -: „Wir tun 
was für Deutsch- 
land." Das freut 
uns sehr, aber es 
verfehlt das The- 
ma. Es geht nicht 
darum, irgendet- 
was für Deutsch- 
land zu tun, son- 
dern es geht darum, das Rich- 
tige für Deutschland zu tun. 
Das ist die Alternative am 
22. September. Darüber müs- 
sen wir mit den Menschen 
ausführlich sprechen. 

Wir tun das Richtige: im 
Arbeitsrecht, bei den sozia- 
len Sicherungssystemen, bei 
der Steuer und den Bildungs- 
angeboten. Wir tun das Rich- 
tige, um Chancen zu eröffnen 
und Sicherheit in unserem 
Leben mit Vielfalt zu ermög- 
lichen. Denn, liebe Freunde, 
Vielfalt und Unterschied- 
lichkeit sind das Kennzei- 
chen einer modernen Welt. 
Wir, die Christlichen Demo- 
kraten, wollen diese Vielfalt. 
Wir wollen keine Politik der 
Gießkanne und das Gleiche 
für ganze Gruppen und 
Schichten, die Einteilung der 

Gesellschaft schon vorher 
und von einer Zentrale aus- 
gedacht. Wir sind froh über 
die Vielfalt. Das ist unser 
Verständnis von Freiheit und 
das leitet uns. 

Wir wollen den 
Menschen nicht vor- 
schreiben, wie sie ihr 

Leben gestalten 

Deshalb sagen wir von 
der Familienpolitik über die 
Sozialpolitik bis hin zu an- 
deren Bereichen: Wir wol- 
len den Menschen nicht vor- 
schreiben, wie sie ihr Leben 
gestalten. Wir wollen ihnen 
die Möglichkeit geben, das 
Leben zu gestalten, aber wir 
wollen es ihnen nicht vor- 
schreiben. Da liegt der mas- 

UID 19/2002-7 



ANGELA   MERKEL 

sive, der eigentliche Unter- 
schied zwischen Rot-Grün 
und uns Christdemokraten. 

Es geht darum, wie wir 
die Weichen stellen. Der 22. 
September ist nicht mehr 
und nicht weniger als eine 
Weichenstellung für die 
nächsten zehn Jahre deut- 
scher Politik. 

Wir wollen, dass Lei- 
stung der Menschen mög- 
lich ist, dass sich Leistung 
lohnt und dass aufgrund die- 
ser Leistung neue Sicherhei- 
ten in unserer Gesellschaft 
entstehen. Genau deshalb 
heißt unser Regierungspro- 
gramm: „Leistung und Si- 
cherheit". Dies sind die bei- 
den Schlüsselbegriffe, mit 
denen wir ins 21. Jahrhun- 
dert gehen. Leistung nicht 
als Selbstzweck, sondern 
damit Menschen auch im 21. 
Jahrhundert wieder Sicher- 
heit haben. 
• Wenn wir von Leistun- 
gen sprechen, dann wissen 
wir, dass die Menschen et- 
was leisten können und dass 
sie etwas leisten wollen. Das 
gilt für die Krankenschwe- 
ster, für den Unternehmer, 
für die Existenzgründerin, 
für den Polizisten, für den 
Facharbeiter und für den 
Universitätsprofessor — sie 
alle erbringen ihre Leistung 
für diese Gesellschaft. Das 
muss anerkannt werden. 
• Wenn wir von Leistun- 
gen sprechen, dann meinen 

wir vor allen Dingen, dass 
sich Leistung wieder lohnen 
muss. Eines der Urprinzi- 
pien der Sozialen Markwirt- 
schaft lautet: Wer mehr lei- 
stet als der, der weniger lei- 
stet, der muss mehr in der 
Tasche haben. Das ist eine 
der elementaren Regelun- 
gen; ansonsten funktioniert 
die Gesellschaft nicht. 
• Wenn wir von Leistun- 
gen sprechen, dann blicken 
wir auch auf diejenigen For- 
men von Leistung, die man 
nicht einfach in Euro und 
Cent verrechnen kann, dann 
reden wir über Eltern, die 
ihre Kinder erziehen, dann 
reden wir über Menschen, 
die ihre Angehörigen pfle- 
gen, dann reden wir über den 
Wert des Alters; dahinter 
steht nämlich geleistete Le- 
benserfahrung. All dies 
spielt in ihrem Leistungsbe- 
griff dieselbe Rolle wie die 
materielle Leistung. Das ist 
unser Verständnis von Lei- 
stung. 

Größtmögliches Maß 
an Entfaltung - 

größtmögliches Maß 
an Unterstützung 

Die Soziale Marktwirt- 
schaft war immer diejenige 
Ordnung, in der niemand 
zurückgelassen wurde. Sie 
hat sich doch -das ist im glo- 
balen Vergleich auch heute 

noch erkennbar - als dieje' 
nige gesellschaftliche 0$' 
nung herausgestellt, in de 

die Menschen ein groß1' 
mögliches Maß an EntfeJ' 
tung hatten und in der d' 
Schwächeren gleichzeit'-j 
ein größtmöglichstes M^ 
an Unterstützung bekäme"' 
In der deutschen Politik gel1' 
es darum, dass die Men 

sehen die Sicherheit wiede 

bekommen. Dafür ist es n<> 
wendig, dass die Leistung5 

träger in diesem Lande blel 

ben und dass sich nichts 

viele auswärts bessere 1^ 
benschancen suchen, sodas- 
wir uns anschließend hier.' 
diesem Lande, über die Ve 
waltung von nichts unterha 
ten; denn die Leistungsf3 

ger sind alle weg. Diese Au 

gäbe liegt vor uns; mit w1 

müssen wir uns auseinand 

setzen. 
Der      demographic11 

Wandel    unserer    GeS$ 
schaft   erfordert   eben e^ 
neues Denken. Wir müsse 

uns damit auseinander sß 

zen, damit die Älteren ^e' 
terhin eine sichere Rentee 

warten  können,  was ®* 
nicht auf Kosten der Jun^' 
geschehen   darf.   Es  rfm 
vielmehr gemeinsam mit' 
jungen Generation g^sC 

hen. Die Christdemokrat 
waren immer stark, wenn 
darum  ging,  Brücken 
bauen.   Brücken  zwisc11 

den Generationen zu bau 

4 

4 
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^as ist einer der Aufträge im 
'1- Jahrhundert, damit Si- 
cherheit weiterhin gelebt 
Werden kann. 

Sicherheit im 
umfassenden Sinne 
für die Menschen ist 
inzwischen fast eine 

soziale Frage 

Wenn wir von Sicherheit 
sprechen, dann geht es nicht 
Zuletzt um den Schutz vor 
Kriminalität und Terror. Si- 
cherheit im umfassenden 
^nne für die Menschen in 
Unserem Lande zu schaffen, 
aas ist inzwischen fast eine 
s°ziale Frage. Ich möchte 
^lcht in einer Gesellschaft le- 
en, in der sich zum Schluss 

^Ur noch derjenige Sicher- 
et leisten kann, der im Taxi 
anrt, der ein eigenes Auto 
at> weil man sich nicht mehr 

auf die Straße traut und weil 
man sich nicht mehr traut, 
den öffentlichen Nahverkehr 
'n Anspruch zu nehmen. 

Ich möchte nicht, dass 
22* anfangen,  Bagatellde- 

^te irgendwie zu verhärm- 
ten. Die Bundestagsfrak- 
'°n hat einen Gesetzent- 
wurf, 
niö 

eingebracht, der es er- 
glichen sollte, besser ge- 

n Graffitischmierereien 
^rzugehen. Rot-Grün be- 

reit so etwas und nimmt 
niemals an. Man kann in 

eutschland noch ein Weil- 

chen weiter schmieren, aber 
nicht länger als bis zum 
22. September. Dann ist 
Schluss damit. 

Deshalb geht es eben 
auch darum, dass Polizi- 
sten, Bundesgrenzschutz- 
beamte und Bundes- 
wehrsoldaten bei uns Aner- 
kennung und Achtung be- 
kommen, dass wir sie als 
Autoritäten sehen und dass 
wir verhindern, dass sich die 
Bundeswehr international 
lächerlich macht, weil sie 
kein Geld für die Min- 
destausstattung hat. Es dau- 
ert doch „einen armen 
Hund" - man muss das ein- 
mal sehen -, wenn unsere 
Soldaten 14 Tage brauchen, 
um von Deutschland nach 
Albanien zu kommen und 
sich zum Schluss in der 
Ukraine ein Flugzeug leihen 
müssen. Das wollen wir 
nicht. Wir wollen eine an- 
ständig ausgestattete Bun- 
deswehr, anständig ausge- 
stattete Polizisten und an- 
ständig ausgestattete Bun- 
desgrenzschutzbeamte. 

1998 hat Gerhard Schrö- 
der - damals noch als Mini- 
sterpräsident - eine seiner 
großen Erklärungen abge- 
geben, nämlich dass sich 
diejenigen Ausländer, die 
sich nicht an Recht und Ge- 
setz halten, aus Deutschland 
heraus müssen. Schauen Sie 
sich doch die Sicherheitspa- 
kete von Herrn Schily an. 

Wenn es um Worte geht, 
dann ist Herr Schily stark. 
Wenn es um die Frage „Wel- 
che biometrischen Merk- 
male kommen in den Aus- 
weis?" geht, dann schafft er 
es nicht, dafür zu sorgen, 
dass ein einfacher Daumen- 
abdruck in den Ausweis 
kommt; denn weder er noch 
Rot-Grün noch der Bundes- 
kanzler haben die Kraft, sich 
in der jeweiligen Partei 
durchzusetzen, oder weil 
man es nicht will. Aber egal, 
was der Grund ist: Es gibt 
keinen richtigen Schutz vor 
Kriminalität an diesem 
Punkt. 

Personen, die terro- 
ristischer Aktivitäten 

verdächtig sind, 
müssen unser Land 
wieder verlassen 

Es ist auch unerklärlich, 
warum die Bundesregierung 
zwar erklärt, sie kämpfe ge- 
gen den Terror; aber wenn 
es darum geht, vermeintli- 
che Terroristen auszuwei- 
sen, dann kann man nicht auf 
eine entsprechende Rechts- 
lage zurückgreifen. Das 
werden wir ändern. Wir wer- 
den dafür sorgen, dass dieje- 
nigen Personen, die terrori- 
stischer Aktivitäten ver- 
dächtig sind, unser Land 
wieder verlassen müssen. 
Das ist eine ganz simple. 
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normale Weisheit; es ist ein 
Teil des Kampfes gegen den 
Terrorismus. 

Liebe Freunde, natürlich 
haben wir nachgedacht, natür- 
lich haben wir uns weiterent- 
wickelt. Peter Müller hat zu- 
sammen mit vielen anderen 
ein Zuwanderungskonzept 
entwickelt. Wir sind in die ent- 
sprechenden Debatten gegan- 
gen. Wir haben nicht gesagt: 
Wir brauchen kein Zuwande- 
rungsgesetz. Deutschland 
braucht eine geregelte und ge- 
steuerte Zuwanderung. Un- 
sere Vorschläge dafür lagen 
auf dem Tisch und unsere 
Vorschläge dafür werden um- 
gesetzt werden. 

Unabhängig davon, was 
der Bundespräsident dem- 
nächst bezüglich der Unter- 
zeichnung des Zuwande- 
rungsgesetzes macht - un- 
terzeichnet er den Gesetz- 
entwurf, dann klagen wir ge- 
meinsam mit den Ländern in 
Karlsruhe; es ist vollkom- 
men klar, dann wird der Fall 
geklärt: Wir werden die in- 
haltliche Auseinanderset- 
zung über die Frage der Zu- 
wanderung führen. 

An einem Punkt werden 
wir diese Auseinanderset- 
zung natürlich intensiv und 
in ganz besonderer Weise 
führen: Es gibt 4 Millionen 
Arbeitslose; angesichts des- 
sen kann es uns nicht kalt 
lassen, wie man mit diesen 
Arbeitslosen   umgeht   und 

welche Art von Zuwande- 
rungen wir brauchen. Zu- 
wanderung brauchen wir 
vielleicht in der Form, dass 
wir um die besten Köpfe 
kämpfen; aber wir brauchen 
mit Sicherheit keine Form 
von Zuwanderung, die es 
mit sich bringt, dass mehr 
Menschen in den einfachen 
Arbeitsmarkt eintreten, auf 
dem unsere eigenen Leute 
nicht richtig ausgebildet, 
umgeschult und wieder ein- 
gesetzt werden. 

Wir brauchen nicht 
mehr Zuwanderung, 

sondern erst einmal die 
Integration derer, die 

bei uns leben 

Wir werden über Pisa zu 
diskutieren haben. In die- 
sem Zusammenhang wird 
sich die Frage der Integra- 
tion und der Deutschkennt- 
nisse stellen. Ob wir das an- 
sprechen oder nicht: Die 
Menschen kennen das Pro- 

blem. Natürlich wird es un- 
sere Aufgabe sein, dass wif 

uns vor allen Dingen erst 
einmal um diejenigen aus- 
ländischen Kinder und Ju' 
gendlichen kümmern, die 

heute noch kein Deutsch 
kennen. Wir brauchen nicht 
mehr Zuwanderung, son- 
dern erst einmal die Integra- 
tion derer, die bei uns leben- 
Das ist unsere Aufgabe und 
danach muss unser Angebot 
ausgerichtet sein. 

Das Ganze darf aber nich1 

nach dem Strickmuster von 
Rot-Grün - der Bund be- 
schließt, die Kommunei1 

zahlen, obwohl die Komm11' 
nen vorher durch die Steü' 
erreform von Herrn Eiche 
vollkommen ausgeblute 
sind-vonstatten gehen, son- 
dern mit einer fairen Lasten 
Verteilung. Damit das gan 

klar ist: Natürlich wird d' 
Steuerung und Begrenzung 
von Zuwanderung ein The' 
ma im Wahlkampf sein. 

Davor  kann   sich   R° 
Grün so viel fürchten, wie6 
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Jp.   Rot-Grün   hatte   die 
hance, ein Gesetz zu ma- 

/•en, das den Menschen die 
r°bleme   abnimmt.   Rot- 
rün hat das nicht getan, und 
•Mialb werden wir verhin- 

ern*  dass  die   Menschen 
"fl Schluss populistischen 

attenfängern hinterherren- 
J n müssen, weil wir ihre 

°bleme nicht ansprechen. 
lr werden ihre Probleme 
sPrechen,undzwarinver- 

^ortlicher    und    klarer 
e'se. Wenn wir an der Re- 

gung sind, dann werden 
r das Zuwanderungsge- 

b 
z ändern. Das ist unsere 

B°tschaft 

d ^eil sich die Welt verän- 
hat, von der Familien- 
k über die Zuwande- 

rn 
Vl; 

§ bis hin zur Sozialen 

^Wirtschaft,   weil   wir 
^rüber nachgedacht haben, 

as an der Sozialen Markt- 

wirtschaft neu ist, 
sind wir in der 
Lage, den Men- 
schen im Hin- 
blick auf die Bun- 
destagswahl 2002 
eine klare Alter- 
native vorzu- 
schlagen. Es wird 
ganz deutlich, 
worin die Unter- 
schiede zwischen 
dem bestehen, 
was die Men- 
schen zu wählen 
haben: Entweder 
es gibt weiterhin 

eine Politik der Ausgren- 
zung gesellschaftlicher 
Gruppen und des Gegenein- 
anderausspielens von Inter- 
essen - das ist die Politik von 
Rot-Grün - oder es kommt 
zu einer Politik, die jedem 
Einzelnen in diesem Lande 
wieder eine Stimme gibt und 
dadurch die schweigende 
Mehrheit in dieser Gesell- 
schaft wieder zu Wort kom- 
men lässt. Das ist die Alter- 
native, für die wir stehen. 

Deshalb hat Edmund 
Stoiber gesagt, er sei der 
Mann, von dem es heißt: Es 
ist Zeit für Taten und nicht 
für eine Politik der ruhigen 
Hand. Wir haben die Wahl 
zwischen Stillstand und „et- 
was tun". Wir wollen etwas 
tun. „Zeit für Taten" ist das 
Motto für die Zeit nach dem 
22. September. 

Liebe Freunde, einer hat 

ANGELA   MERKEL 

es uns vorgemacht: Wolf- 
gang Böhmer, der neue Mi- 
nisterpräsident von Sach- 
sen-Anhalt. Ihn möchte ich 
loben. Er hat eine Wahl ge- 
wonnen, nämlich die Land- 
tagswahl in Sachsen-Anhalt. 
Das war ein grandioser Sieg. 
Mittlerweile ist Sachsen- 
Anhalt vom letzten Platz un- 
ter den Bundesländern end- 
lich weggekommen. Dieses 
Land hat es nicht verdient, 
Schlusslicht zu sein. 

Eckhardt Rehberg 
muss am 22. September 

Ministerpräsident 
werden 

Ich kann nur sagen: Lie- 
ber Eckhardt Rehberg, die 
Fortsetzung der Geschichte 
folgt. Mecklenburg-Vor- 
pommern muss vom Rot-Rot 
befreit werden, Mecklen- 
burg-Vorpommern muss 
wieder eine richtige Chance 
bekommen, Eckhardt Reh- 
berg muss am 22. September 
Ministerpräsident werden. 
Glück auf! Oder besser ge- 
sagt: Volle Kraft voraus für 
den Norden der Bundesrepu- 
blik Deutschland! 

So viel zu Sachsen-An- 
halt und Mecklenburg-Vor- 
pommern. Das drängendste 
Problem der Menschen in 
Ost und West ist die Frage 
der Arbeitslosigkeit. Hel- 
mut Schmidt, so denke ich, 
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hatte Recht, als er am 8. Juni 
in einer Rede sagte - ich zi- 
tiere-: „Arbeitslosigkeit hat 
nichts mit Globalisierung zu 
tun. Sie ist vollständig haus- 
gemacht." Kürzer und knap- 
per kann man dieser Bun- 
desregierung nicht ins 
Stammbuch schreiben, wo 
sie versagt hat. Helmut 
Schmidt hat Recht, Schrö- 
der würde wahrscheinlich 
am liebsten wieder das ma- 
chen, was er immer macht: 
Anderen die Schuld geben, 
diesmal Helmut Schmidt. 

Die Kampa hat 
nur noch Verleum- 

dungen parat 

Schröders Rechnung, 
immer anderen die Schuld 
zuzuschieben, wird nicht 
mehr länger aufgehen. Ais er 
noch Ministerpräsident in 
Niedersachsen war, betraf 
das Helmut Kohl. Jetzt, wo 
er in Europa nicht richtig 
vorankommt, sind es die 
Amerikaner. Eines Tages, 
wenn er UN-Generalse- 
kretär werden sollte, sind es 
wahrscheinlich außergalak- 
tische Individuen, die 
schuld daran sind, dass die 
Welt immer noch so aus- 
sieht, wie sie aussieht. Diese 
Ausreden werden wir nicht 
mittragen. 

Es ist ja zum Teil schon 
obskur,  dass  die  Kampa, 

weil es so schlecht um die 
SPD steht, nur noch Ver- 
leumdungen und absurde 
Geschichten parat hat. Es 
wird immer wieder ver- 
sucht, es uns so darzustellen, 
als ob da ein grober, rück- 
ständiger Hinterwäldler - 
gemeint ist Edmund Stoiber 
- aus finsteren bayerischen 
Wäldern aufgebrochen ist, 
um nach dem eigenen 
Volksstamm, den er schon 
seit vielen Jahren in Un- 
glück und Depression hält, 
im heimtückischen Angriff 
auf die strahlenden Helden 
von Rot-Grün jetzt das ge- 
samte Land unter seine 
Knute zu zwingen und das 
Elend einzuführen. Manch- 
mal, liebe Freunde, sehe ich 
geradezu vor mir die endlo- 
sen Autokolonnen mit Men- 
schen, die auf verstopften 
Autobahnen versuchen, aus 
Bayern, der wirtschaftli- 
chen, sozialen, kulturellen, 
ökologischen Wüste, in die 
gelobten SPD-geführten 
Länder zu entkommen. 
Liebe Freunde, für wie däm- 
lich hält Müntefering ei- 
gentlich uns und die Men- 
schen in Deutschland! 

Wer so auf das Schüren 
von Ängsten und auf Zerr- 
bilder angewiesen ist, liebe 
Freunde, der hat schon ver- 
loren, und zwar zuerst den 
Anstand und den Stil, und 
dann, am 22. September, die 
Wahl! Das ist die Wahrheit. 

Deshalb, liebe Freunde- 
machen wir diese Art von 
Politik nicht mit. Wir haben 
eine Alternative. Diese Al' 
ternative besteht zuallererst 
darin, dass wir vor den Tat- 
sachen nicht die Augen ver- 
schließen. Deutschland lag 
im Jahre 2001 erstmals be1 

der Arbeitslosigkeit übef 

dem Durchschnitt der eu- 
ropäischen Länder. Deutsch- 
land nimmt in diesem Jahf 

den letzten Platz beim Wir1' 
Schaftswachstum ein. DaS 

haben nicht wir uns ausge- 
dacht, das sagen wir nicht- 
um schlecht über Deutsch- 
land zu reden, sondern diese 

schonungslose Analyse ist 

notwendig, damit die Thera- 
pie ansetzen kann. 

...und da sagt dieser 

Bundeskanzler, er gebe 
der Jugend dieses 

Landes eine Chance 

Schauen wir uns einrna 
die Arbeitslosenzahlen &' 
Abgesehen davon, das- 
Schröder sein Verspreche11 

von 3,5 Millionen Arbeit*' 
losen bei weitem nicht er 
füllt, wird auch im Vergieß 
der Zahlen zwischen Ma 

letzten Jahres und Mai die' 
ses Jahres deutlich, dass e 

mehr Arbeitslose gibt. £•' 
Blick hinter die Kulisse" 
zeigt aber dann das ganZ 

Elend: Es gibt fast doppe'tSÖ 
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viele Kurzarbeiter, es gibt 
nur halb so viele offene Stei- 
fen. Die Arbeitslosigkeit bei 
den älteren Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmern hat 
nur deshalb abgenommen, 
weil die Statistik bereinigt 
wurde. Dem gegenüber 
steht aber ein Anwachsen 
bei der Jugendarbeitslosig- 
keit, bei den unter 25-Jähri- 
gen, um 15,5 Prozent allein 
gegenüber dem Mai des 
Vorjahres. Da sagt dieser 
Bundeskanzler, er gebe der 
Jugend dieses Landes eine 
Chance. Das Gegenteil ist 
uer Fall. Das müssen wir den 
Menschen sagen. 

Unser Regierungs- 
Programm: So, wie wir 
es heute sagen, werden 

wir es auch machen 

Nun haben wir ein ganz 
konkretes Angebot formu- 
tert; jeder, der das Regie- 

rungsprogramm liest, wird 
^s so sehen. Dieses unser 

r°gramm wird in Angriff 
genommen, und zwar in den 
Mitlaufen, wie wires im Re- 
g'erungsprogramm be- 
trieben haben. Da gibt es 
e,ne Giftschränke, die noch 

nicht geöffnet wurden, da 
lrd nichts verzögert, wenn 
'e Wahl gewonnen ist. Wir 
erden dann einfach nur 
ntsprechend dem Regie- 
ngsprogramm     arbeiten. 

So, wie wir es heute sagen, 
werden wires auch machen. 
Insofern erübrigt sich jede 
Diskussion über diese Frage. 

Wir werden das Gesetz 
über die Scheinselbststän- 
digkeit abschaffen. Mit uns 
wird es keine fünfte Stufe 
und damit keine Erhöhung 
der Ökosteuer geben. Am 
1. Januar 2003 gibt es mit 
uns keine Steuererhöhung. 
Diese Botschaft müssen wir 
den Leuten vermitteln. Wir 
werden den generellen An- 
spruch auf Teilzeitarbeit 
wieder abschaffen und einen 
Anspruch auf Teilzeitarbeit 
nur für diejenigen gesetzlich 
vorsehen, die Kinder erzie- 
hen oder Angehörige pfle- 
gen. Es wird aber nicht für 
jedermann einen Rechtsan- 
spruch geben, mit dem sich 
der Mittelstand dann in Ar- 
beitsgerichtsverfahren her- 
umplagen muss. Das wollen 
wir nicht. 

Wir wollen auch etwas 
bei der Mitbestimmung än- 
dern. Ich erinnere daran, die 
Union war es, die die Mit- 
bestimmung in Deutschland 
eingeführt hat. Wir stehen 
weiterhin zur Mitbestim- 
mung. Wir leben aber im 21. 
Jahrhundert. Warum ei- 
gentlich dürfen sich Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber, 
Betriebsräte und Arbeitge- 
ber nicht auf der betriebli- 
chen Ebene einigen, wenn 
es um die Zukunft der eige- 

nen Arbeitsplätze geht? 
Was für eine Vorstellung 
haben die Sozialdemokra- 
ten eigentlich von den Men- 
schen? Wir wollen ein Ve- 
torecht für die Gewerk- 
schaften, aber erst einmal 
sollen die Betroffenen die 
Möglichkeit haben, sich für 
ihren Betrieb, ihre Zukunft, 
ihr Leben und ihren Arbeits- 
platz richtig einzusetzen. 
Das ist doch das Mindeste, 
was man den Menschen zu- 
trauen kann. 

Wir wollen, dass die 
Menschen Arbeits- 
plätze bekommen 

Denjenigen, die dann 
gleich rufen, hierbei handele 
es sich um die Amerikanisie- 
rung unserer Lebensverhält- 
nisse, kann ich nur entgeg- 
nen, dass sie wahrscheinlich 
noch nicht einmal in Ame- 
rika waren. Dort ist von Mit- 
bestimmung überhaupt kei- 
ne Rede. Hier geht es darum, 
die Dinge so zu regeln, wie 
wir sie regeln wollen. 

Es war doch eine abartige 
Geschichte, dass VW 5000 
Arbeitsplätze für 5000 DM 
Bruttolohn anbot, aber die 
Gewerkschaften das am 
liebsten verboten hätten. Es 
bedurfte höchster politi- 
scher Autorität, damit die 
7000, 8000, 9000 bzw. 
10 000 Bewerber um diese 
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Stellen die Chance beka- 
men, eine solche zu bekom- 
men. Wir wollen, dass die 
Menschen das machen kön- 
nen, was ihnen richtig er- 
scheint. Wir wollen, dass sie 
Arbeitsplätze bekommen. 

Zum Kündigungsschutz 
- darüber haben wir ja in 
Dresden lange diskutiert - 
sage ich ganz klar: Warum 
sollen denn die 50-Jährigen, 
die heutzutage leider scha- 
renweise entlassen werden 
und keine Chance auf dem 
Arbeitsmarkt mehr haben, 
nicht die rechtliche Mög- 
lichkeit bekommen, sich mit 
dem Arbeitgeber darauf zu 
einigen, dass sie eingestellt 
werden, aber auf der Basis 
einer Abfindung auf den 
normalen Kündigungs- 
schutz verzichten. 

Wir werden Schröders 
Bürokratie-Monster 
unverzüglich wieder 

abschaffen 

Liebe Freunde, wir wol- 
len den Menschen wieder 
Chancen eröffnen. Deshalb 
zeigen wir an dieser Stelle 
ganz klare Alternativen auf. 
Wir haben noch weitere Al- 
ternativen: Die 630-DM- 
oder 325-Euro-Arbeitsver- 
hältnisse sind einfach zu 
bürokratisch. Tausende und 
Abertausende von diesen 
Arbeitsverhältnissen gibt es 

heute nicht mehr, weil 
Schröder in diesem Bereich 
ein Bürokratiemonster in- 
stalliert hat. Das werden wir 
wieder ändern, und zwar un- 
mittelbar am Tag nach der 
gewonnenen Wahl. 

Wir werden im Nied- 
riglohnbereich von 400 bis 
800 Euro - also bei Tätig- 
keiten im Haushalt oder mit 
geringer Bezahlung, die 
viele Arbeitnehmer heute 
deshalb nicht aufnehmen, 
weil sie abdem 325. Euro so- 
fort 25 Prozent Lohnneben- 
kosten bezahlen müssen und 
es sich damit für sie nicht 
mehr lohnt-schrittweise die 
Sozialversicherungsbeiträ- 
ge anwachsen lassen, damit 
dort wieder mehr Beschäfti- 
gung möglich wird. Damit 
können wir 800 000 neue 
Jobs schaffen. Wir wären 
doch wirklich mit dem 
Klammerbeutel gepudert, 
wenn wir eine solche 
Chance nicht nutzen und das 
ausprobieren würden, son- 
dern gleich wieder nur auf 
die Risiken hinwiesen. Das 
sind unsere Alternativen. 

An dieser Stelle komme 
ich zu einem ganz wichtigen 
Vorhaben, nämlich zum Fa- 
miliengeld. Wie ist denn 
heute die Situation derjeni- 
gen, die im unteren Lohnbe- 
reich arbeiten und die zwei 
oder drei Kinder erziehen? 
Die stellen am Monatsende 
fest, dass sie weniger in der 

Tasche haben als diejenigen, 
die von der Sozialhilfe leben- 
Gleichzeitig haben wir in der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land die Situation, dass eine 
Million Kinder von der So- 
zialhilfe abhängig sind. Das 
heißt, dass in vielen Fällen 
die Entscheidung für ein 
Kind eine Entscheidung für 
die Sozialhilfe ist. Mit bei- 
dem wollen wir aufräumen- 
Das ist unsere Aufgabe. 

Wir wollen ein 
Familiengeld in Höhe 

von 600 Euro 

Deshalb, allein deshalb, 
haben wir gesagt, wir wollen 
für die ersten Lebensjahre 
eines Kindes ein Familien- 
geld von 600 Euro ein- 
führen. Es ist nämlich die 
Wahrheit, dass diejenigen, 
die von Sozialhilfe abhängig 
sind, für ihr Kind 300 Euro 
Erziehungsgeld bekommer1 

und anschließend noch 30o 
Euro aus der Sozialhilfe; das 
macht 600 Euro. Wir wollen 
nichts weiter, absolut nichts 
weiter, als erreichen, dass 
derjenige, der einer Be' 
schäftigung nachgeht, für 

sein Kind genauso viel Gel" 
in der Tasche hat wie derje' 
nige, der von der Sozialhine 

abhängig ist. Das ist fair und 
entspricht dem Prinzip, dasS 

sich Leistung in diesen1 

Land wieder lohnen muss- 
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Wenn der Bundeskanzler 
ein solches Familiengeld als 
"Prämie" bezeichnet - er 
meint wohl „Geburtenprä- 
l^ie" -, dann hat er, so kann 
lch nur sagen, von Familien- 
Politik wirklich überhaupt 
nichts verstanden. Wir 
Schreiben den Menschen 
fl'cht vor, wie sie leben sol- 
'en. Für uns ist eine Mutter 
°derein Vater, der sich für die 
Erziehung seiner Kinder ent- 
Scheidet und nicht erwerbs- 
tätig ist, genauso akzeptiert 
^ie ein Vater oder eine Mut- 
ter, die die Vereinbarkeit von 
°eruf und Familie leben will, 
^ber wir schreiben es ihnen 
nicht vor; wir freuen uns über 
d>e Vielfalt. 

Wir wissen, dass die Zu- 
kunft unserer Gesellschaft 
v°n der Erziehung von Kin- 
dem abhängt. Deshalb wird 
es mit uns bei aller Toleranz, 
^i aller Offenheit eine steu- 
^r|iche Gleichstellung von 
homosexuellen Partner- 
schaften mit Familien und 
khen nicht geben. Meine Da- 
^n und Herren, wir sagen 
^n dieser Stelle, was wir wol- 
len und wo die Zukunft liegt! 

Wir haben uns das 
Projekt 3x40 
vorgenommen 

Weil wir möchten, dass 
le Menschen von ihrem 
e°en etwas haben, weil wir 

möchten, dass sie auf Ver- 
änderungen reagieren kön- 
nen, haben wir uns das Pro- 
jekt 3 x 40 vorgenommen. 
Das Projekt 3 x 40 funktio- 
niert aber nur dann, wenn 
wir im Jahre 2003 bürokra- 
tische Hemmnisse abbauen. 
Ich habe Ihnen Beispiele 
dafür genannt. Gehen Sie 
nach draußen und sagen: 
Das ist unsere Alternative. 
Wir bringen 2003 das 
Wachstum in diesem Land 
wieder in Gang, indem wir 
Bürokratie wegnehmen, in- 
dem wir von bestimmten 
Dingen befreien, indem wir 
dem Mittelstand wieder 
eine Chance geben und in- 
dem wir die Leute nicht 
durch immer längere For- 
mulare kujonieren, sondern 
ihnen die Hoffnung ma- 
chen, dass man auch einmal 
etwas selbst entscheiden 
kann. Das ist unsere Alter- 
native! 

2004 nehmen wir dann 
eine große Steuerreform in 
Angriff, eine Steuerreform, 
die einfacher, gerechter und 
transparenter ist, eine Steu- 
erreform, die nicht mehr die 
Mittelständler gegen die 
Kapitalgesellschaften aus- 
spielt. Was ist das für eine 
ideologische Borniertheit, 
zu sagen, den Unternehmen 
will ich helfen, aber den Un- 
ternehmern nicht! Soziale 
Marktwirtschaft funktio- 
niert nicht, wenn die Men- 

schen nicht honoriert wer- 
den, die bereit sind, ein Ri- 
siko einzugehen, die bereit 
sind, ein Unternehmen zu 
gründen, die hier in 
Deutschland etwas schaffen 
wollen und die damit auch 
Arbeitsplätze schaffen. 

Wir wollen ein gerechtes 
Steuersystem 

Diese Steuerreform hat 
nicht nur den Anspruch, den 
Spitzensteuersatz auf unter 
40 % zu bringen. Sie hat auch 
und vor allem den Anspruch, 
dass nicht anschließend die 
Menschen Jahr um Jahr mit 
der kalten Progression in den 
Spitzensteuersatz hinein- 
wachsen. Wir wollen ein ge- 
rechtes Steuersystem, bei 
dem der normale Einkom- 
mensteuerzahler wieder 
mehr im Säckel hat als heute. 
Das ist die Voraussetzung 
für vieles andere, was wir 
machen wollen. 

Die zweite 40, das ist die 
Staatsquote. Bei der Staats- 
quote beginnt ja nun die Ver- 
leumdung durch die Sozial- 
demokraten, indem sozusa- 
gen nach dem Pawlowschen 
Reflex verfahren wird. Nun 
muss man erst einmal wis- 
sen, dass der Herr Bundes- 
kanzler im Jahre 1999 auf der 
Grundlage eines Wirt- 
schaftsberichts seines Wirt- 
schaftsministers     auf    die 
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Frage, ob auch die Sozialde- 
mokraten jetzt 40% Staats- 
quote richtig finden, gesagt 
hat, dies sei für einen Sozial- 
demokraten kein Paradig- 
menwechsel, sondern das sei 
eine Anpassung an die Rea- 
lität. Damit kann das Ziel so 
ganz falsch ja nicht sein. 
Heute aber, wo er merkt, dass 
er mit seiner Politik dieses 
Ziel nicht erreicht, beginnt er, 
uns zu verleumden und zu er- 
klären, der Sozialstaat gehe 
bankrott, wenn die Staats- 
quote sinkt. 

Bei Stoltenberg wieder 
anknüpfen und die 

Staatsquote auf 
40 Prozent senken 

Die Staatsquote ist nichts 
anderes als das, was wir in 
diesem Lande erwirtschaf- 
ten, und von dem, was jeder 
Einzelne erwirtschaftet, 
heute erst einmal 50 % zum 
Staat gehen und von dort 
wieder umverteilt werden. 
Wir sagen: Wir wollen, dass 
es 40% sind. Wir können 
darauf verweisen, dass zu 
Zeiten von Gerhard Stolten- 
berg die Staatsquote Jahr um 
Jahr um 1 % gesunken ist. 
Und wissen Sie, was passiert 
ist? Das Sozialbudget ist in 
dieser Zeit um 36 % gestie- 
gen. Es sind nämlich zwei 
Millionen neue Arbeits- 
plätze   entstanden.   Damit 

kam Wohlstand in unser 
Land, und daran wollen wir 
wieder anknüpfen. Diesen 
Weg wollen wir wieder ge- 
hen, auch wenn er ehrgeizig 
ist, auch wenn er schwierig 
sein sollte. 

3x40, das heißt dann 
auch: 40 % oder weniger bei 
den Lohnnebenkosten. Die 
Lohnnebenkosten setzen 
sich aus Gesundheitskosten, 
Kosten der Arbeitslosigkeit 
und Kosten für die Rente zu- 
sammen. Die Gesundheits- 
politik, die dieser Bundes- 
kanzler gemacht hat, hat 
dazu geführt, dass die einfa- 
che Familie durch höhere 
Krankenkassenbeiträge im 
Augenblick all das wieder 
bezahlen muss, was sie 
durch die Steuerreform viel- 
leicht erlassen bekommt. 
Wir wollen, dass durch mehr 
Wettbewerb, durch Trans- 
parenz, durch Klarheit, 
durch Vorsorge, aber auch 
durch Eigenverantwortung 
ein Gesundheitssystem ent- 
steht, das besser funktio- 
niert. Wenn dieser Bundes- 
kanzler uns vorwirft, wir 
wollten eine Zweiklassen- 
medizin einführen, dann 
kann ich nur sagen, er und 
die Sozialdemokraten wa- 
ren es, die in Deutschland in 
dieser Legislaturperiode lei- 
der eine Zweiklassenmedi- 
zin eingeführt haben. Meine 
Damen und Herren, damit 
wird wieder Schluss sein! 

Was unser Denken aus- 
zeichnet, ist, dass wir auf der 
einen Seite sagen, wir wol- 
len mit 3 x 40 den Menschen 
mehr in der Tasche lassen 
und ihnen mehr Spielraum 
geben. Auf der anderen Seite 
werden wir ihnen sehr ehr- 
lich sagen, dass sie in be- 
stimmten Bereichen mehr 
Eigenvorsorge betreiben 
müssen. Was wir aber nicht 
machen können, ist, den 
Menschen immer mehr 
Eigenvorsorge abzuverlan- 
gen und gleichzeitig die 
Beiträge steigen zu lassen- 
Deshalb ist unser Konzept 
3x40 mit mehr Eigenvor- 
sorge ein in sich schlüssiges 
und durchdachtes System. 

Unser Regierungs- 
programm zeigt: Wir 
haben Alternativen 

Liebe Freunde, wer noch 
dabei erwischt wird - ^ 
sage wirklich: erwischt wird 
-, zu sagen, wir hätten keine 
Alternative, dem rate ich, in1 

Regierungsprogramm nur 
einmal all diese Punkte zu- 
sammenzuzählen. Sie wer' 
den merken, dass für uns die 

Vielfalt keine Drohung >st' 
dass von uns der Einzelne 
ernst genommen wird un<* 
dass wir genau auf Grün 
dieses Menschenbildes, ge' 
nau aus dieser Betrachtung 
heraus in der Lage sind, &e 
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Veränderungen des 
*1. Jahrhunderts so zu 
gestalten, dass für die 
Menschen zum 
Schluss mehr dabei 
herauskommt. Das ist 
unser Ansatz. 

Wir werden in den 
nächsten Wochen eine 
Weitere Diskussion da- 
2ubekommen. Im 21. 
•Jahrhundert, in der 
Wissensgesellschaft, 
lst das Thema Bildung 
mit absoluter Sicher- 
heit das entscheidende 
Thema. Annette Scha- 
Van hat in einer brillan- 
ten Art und Weise dem 
"errn Bundeskanzler ins 
Stammbuch geschrieben, 
aass es nicht um ein paar 
nette Sätze geht, sondern um 
Taten in der Bundesrepublik 
Deutschland. Herzlichen 
^ank, Annette Schavan! 

Roland Koch hat es schon 
§esagt: Sie fürchten sich 
natürlich vor der Nachweis- 
Marken, vor der Überprüf- 
barkeit ihrer eigenen Lei- 
tungen. Deshalb waren sie 
s°gegen Pisa. Annette Scha- 
van hat diesen wunderbaren 
^atz des früheren Kultusmi- 
nisters aus Hessen noch ein- 
mal zitiert. Der hatte gesagt: 

as Schwein wird nicht fett 
°m Wiegen. Ja, meine Da- 

JJen und Herren, fett vom 
biegen wird es nicht, aber 
a°ei kommt heraus, dass es 

ke'nen Speck auf den Rip- 

pen hat. Wir wollen eine an- 
ständige Bildung, die an- 
ständig Speck hat, die an- 
ständig Fleisch hat, die jun- 
gen Menschen in unserem 
Lande eine Chance gibt. Das 
ist die Aufgabe, die wir an- 
packen werden. 

Roland Koch hat in 
Hessen durchgesetzt, 

was er versprochen hat 

Wie sehen denn die mess- 
baren Ergebnisse aus? Ro- 
land Koch hat es geschafft: 
Er hat gesagt, dass mit dem 
neuen Schuljahr in Hessen 
das durchgesetzt wird, was 
er versprochen hat, nämlich 
eine Unterrichtsgarantie an 
den hessischen Schulen. 
Lieber Christian Wulff, ich 
kann nur sagen, es muss ge- 

lingen, dass du Mini- 
sterpräsident in Nie- 
dersachsen wirst, da- 
mit auch die Leute im 
Land von Gabriel end- 
lich eine anständige 
Schulbildung bekom- 
men und die Lehrer 
nicht mehr als faule 
Säcke verschrien sind. 

Man hat ja den Ein- 
druck, als würde diese 
Bundesregierung ihre 
Amtszeit gerade begin- 
nen und nicht beenden, 
wenn man Frau Bul- 
mahn hört. Nun will sie 
ganz große bildungs- 

politische Aktivitäten star- 
ten. Meine Damen und Her- 
ren, diese Frau hat Jahre da- 
mit verbracht, nur ein einzi- 
ges Ziel zu verfolgen, näm- 
lich das Verbot von Studien- 
gebühren irgendwie in das 
Hochschulrahmengesetz zu 
schreiben. Wir haben das 
Gott sei Dank verhindert. 

Ich bin dafür, dass - wie 
in Baden-Württemberg - 
Studenten, die nach dem 13., 
14. oder 15. Semester mit 
dem Studien nicht fertig 
werden, ruhig Langzeitstu- 
diengebühren bezahlen. Das 
ist ein fairer Umgang auch 
mit denen, die Ressourcen 
des Staates in Anspruch neh- 
men. Wichtig ist dann aber 
natürlich auch, dass das, was 
eingenommen wird, den 
Hochschulen auch wieder 
zugute kommt. 
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Nun gucken Sie sich ein- 
mal die Situation in Nord- 
rhein-Westfalen an. Herr 
Ministerpräsident Clement 
mit seiner Einschreibege- 
bühr, die natürlich der Fi- 
nanzminister einvernehmen 
wollte, weil er sonst kein 
Geld mehr in der Kasse hat, 
ist jämmerlich und kläglich 
an seiner Parteibasis ge- 
scheitert. Nordrhein-West- 
falen heißt Stillstand. Des- 
halb, lieber Jürgen Rüttgers, 
weiterbohren, weiterma- 
chen und in Nordrhein- 
Westfalen endlich nicht nur 
in den Kommunen, sondern 
auch im Land den Wechsel 
herbeiführen! 

Rot-Grün hat Ent- 
wicklungen in der 
Forschungspolitik 

verschlafen 

Wir müssen aus dem, was 
wir forschen und was wir 
wissen, dann natürlich auch 
etwas machen. Die Bundes- 
regierung hat in weiten Tei- 
len der Forschungspolitik 
Entwicklungen verschlafen. 
IchnenneandieserStellenur 
die grüne Gentechnologie. 
Es gibt dort ein Moratorium. 
Deutschland ist in Saatgut- 
unternehmen auf allen Ebe- 
nen führend. Deutschland 
wird aber den Anschluss 
verlieren - ich kann Ihnen 
das   heute   schon   sagen-, 

wenn Rot-Grün weiter an 
der Macht bleiben sollte, 
was glücklicherweise nicht 
geschehen wird. Man hat 
sich jahrelang schwer getan, 
die rote Gentechnologie 
überhaupt zu akzeptieren. 
Auf dem Gebiet der grünen 
Gentechnologie ist sogar ab- 
solute Ebbe. Das muss sich 
in Deutschland ändern. 

Wir müssen es natürlich 
auch wieder einmal schaf- 
fen, dass wir eine Erfindung 
wie den Transrapid nicht in 
China bei Staatsbesuchen 
bestaunen, sondern ihn hier 
auf die Schiene, besser ge- 
sagt: auf die Magnetbahn 
bekommen. Der Transrapid 
ist von dem Ingenieur, der 
ihn entwickelt hat, einem 
klugen deutschen Ingeni- 
eur, nicht als Zug für den 
öffentlichen Personennah- 
verkehr, als Zug, der alle 
zwei Minuten hält, ent- 
wickelt worden, sondern als 
Zug, der lange Strecken 
schnell fahren kann. Des- 
halb ist die Idee, ihn im 
Ruhrgebiet einzusetzen, 
nun wirklich das Alleraller- 
dümmste, was man sich aus- 
denken kann, wenn man in 
Deutschland Verkehrspoli- 
tik betreiben will. 

Liebe Freunde, wenn ich 
über Bildungspolitik spre- 
che, die Schröder übrigens 
zur Chef sache machen will - 
eine der größten Drohungen, 
die einem passieren können; 

ich erinnere an die Erfahrun- 
gen, die in Bezug auf den 
Osten gemacht worden sind; 
jetzt soll auch noch die Bil- 
dungspolitik zur Chefsache 
gemacht werden - hat dies 
sehr viel mit dem zu tun, was 
die Menschen unter Heimat 
und unter Kultur verstehen- 
Es hat sehr viel damit zu tun. 
was die Menschen für Wur- 
zeln haben, wo ihre Herkunft 
ist, wo sie ihre Traditionen 
haben und ob sie etwas dar- 
über wissen. Wir dürfen Na- 
turwissenschaften und Gei- 
steswissenschaften doch 
nicht unentwegt gegenein- 
ander ausspielen. 

Rot-grüne Politik 
hat die Kommunen 

ausgezehrt 

Wir brauchen vielmehr 
Brücken zwischen den ver- 
schiedenen Wissenschafts- 
gebieten, damit wir unsere 
eigene Heimat, unsere ei- 
gene Kultur auch gestalten 
können. Für mich, liebe Pe- 
tra Roth, und andere beginnt 
Heimat in den Kommunen, 
in den Regionen, dort w° 
wir leben. Ich glaube, dass 
die schlimmste Last auf- 
grund der Politik der rot- 
grünen Bundesregierung 
die Last ist, dass die Kom- 
munen ausgezehrt, ausge- 
dörrt und finanziell abhän- 
gig gemacht wurden und 
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deshalb ihre eigenen Spiel- 
räume überhaupt nicht mehr 
nutzen können, was zu ei- 
nem massiven Politikver- 
druss führt. 

Eichel hat seine Politik 
auf dem Rücken von 

Ländern und Gemein- 
den gemacht 

11,5 Prozent weniger 
Gewerbesteuereinnahmen, 
Körperschaftsteuerausfälle 
von über 23 Milliarden Euro 
Bö vergangenen Jahr - Fehl- 
einschätzungen massiver 
^rt durch eine absolut unge- 
rechte Steuerreform. Was 
bedeutet das? Das ist das 
Unsozialste, was passieren 
Kann. Da müssen Schwimm- 
bäder geschlossen werden, 
^a müssen Bibliotheken ge- 
flossen werden. Schul- 
busse können nichtmehrfah- 
ren. Alles, was für die Men- 
Schen vor Ort wichtig ist, 
kann von der Kommunalpo- 
'nik nicht mehr geleistet wer- 
den, weil Herr Eichel eine 
P°'itik auf dem Rücken von 
Kommunen, Gemeinden 
und Ländern gemacht hat. 

So werden eben alle ge- 
§eneinander ausgespielt: die 
^°nimunen gegen den 

und, die Älteren gegen die 
Engeren, die Arbeitgeber 
§e§en die Arbeitnehmer, die 
^ittelständler gegen die Ka- 
Pltalgesellschaften. 

Eine Gruppe hat es nun 
besonders schwer. Das sind 
die Bauern. Ich habe in mei- 
nem ganzen Leben nie zuvor 
eine Ministerin erlebt, die es 
sich zum Ziel gesetzt hat, ihr 
Ministeramt dazu zu miss- 
brauchen, die Gruppe, die 
ihr anvertraut ist, möglichst 
viel zu beschuldigen, zu be- 
zichtigen, anzugreifen und 
niederzumachen. So etwas 
darf es nicht geben! 

Diese Dame kann ja 
nichts dafür, dass sie in der 
Stadt aufgewachsen ist und 
dass sie deshalb von der Kuh 
nicht mehr versteht, als dass 
sie muh macht. 

Diese Dame hat aber die 
Pflicht, sich einzuarbeiten 
und nicht dauernd Keile 
zwischen die Bauern zu trei- 
ben und falsche Vorstellun- 
gen von Verbraucherschutz 
und Ökolandwirtschaft zu 
entwickeln. 

Es ist eben falsch, den 
Eindruck zu erwecken, ein 
Ökobetrieb sei ein Höfchen 
mit ungefähr drei Hühnern 
und fünf Hähnen oder umge- 
kehrt. Es gibt heute Biobe- 
triebe mit 240 000 Legehen- 
nen und 180 000 Eiern am 
Tag. Ich habe ja nichts dage- 
gen, dass das so ist. Mir ist das 
Recht. Wer hat denn aber das 
Wort von der Agrarfabrik er- 
funden, als es den Bauern am 
schlechtesten ging? Der 
Bundeskanzler deckt Frau 
Künasts Tätigkeiten und ist 

deshalb selber Schuld daran, 
dass die Bauern in Deutsch- 
land einen so schlechten 
Stand haben und dass es den 
ländlichen Regionen damit 
schlecht geht. Wir werden 
das ändern, meine Damen 
und Herren. Wir werden eine 
Politik für die ländlichen 
Räume machen. 

Bei Schröder ist 
die deutsche Einheit 

zur Nebensache 
verkommen 

So wird dann eben auch - 
das muss man ganz klar se- 
hen - der Osten gegen den 
Westen ausgespielt. Die 
Schere hat sich geöffnet. Für 
Herrn Schröder war die 
deutsche Einheit angeblich 
Chefsache. Sie ist zur Ne- 
bensache verkommen. Her- 
zenssache war sie für diesen 
Mann sowieso noch nie, 
weil er von der deutschen 
Einheit nichts verstanden 
hat, weil er sie nicht gewollt 
hat und weil er sie bis heute 
nicht gelebt hat - abgesehen 
von der Erfindung von drei 
Cousinen. Das ist das ein- 
zige Werk von Aufbau Ost, 
das einmal geklappt hat. 
Von diesen drei Cousinen 
war aber eine auch noch bei 
der Stasi. Auch das muss 
man sagen. 

Ich sage dies in aller 
Ernsthaftigkeit: Mit der Be- 
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rufung von Lothar Späth in 
das Kompetenzteam von 
Edmund Stoiber hat die So- 
ziale Marktwirtschaft für die 
Menschen in den neuen 
Bundesländern endlich ein 
Gesicht bekommen. Es ist 
wichtig, dass in den neuen 
Bundesländern klar wird, 
dass die Soziale Marktwirt- 
schaft eine Ordnung ist, die 
für uns alle von gesellschaft- 
lichem Nutzen ist. Deshalb 
begrüße ich es, dass Lothar 
Späth, der gezeigt hat, dass 
er einen Betrieb führen 
kann, dass er von Politik et- 
was versteht, jetzt in die Po- 
litik zurückkommt, um die 
deutsche Wirtschaft wieder 
in Schwung zu bringen und 
mehr Arbeit zu schaffen. 
Das ist ein hervorragendes 
Signal. 

Schröders Politikstil: 
moralische Überheb- 
lichkeit und Nichtstun 
nach dem Motto der 

„ruhigen Hand" 

Liebe Freunde, Gerhard 
Schröder hat 1998 angekün- 
digt, eine Politik neuen Stils 
- so wörtlich - einzuführen. 
Was ist daraus geworden? 
Zunächst einmal gab es Stil 
ohne Politik. Wir erinnern 
uns daran: Spaßveranstal- 
tungen am laufenden Band. 
Jean-Claude Juncker hat das 
Richtige dazu gesagt. Mei- 

stenteils gab es in dieser Le- 
gislaturperiode dann aber 
Politik ohne Stil. Wir haben 
eine bislang nicht gekannte 
Attitüde moralischer Über- 
heblichkeit erlebt, politi- 
schen Aktionismus nach 
dem Motto: rein in die Kar- 
toffeln, raus aus den Kartof- 
feln, politischen Opportu- 
nismus nach dem shakes- 
peareschen Motto: „Wie es 
euch gefällt" und politisches 
Nichtstun nach dem Motto 
der ruhigen Hand. 

Deswegen hinterlässt 
Rot-Grün neben den vielen 
materiellen Schwächen ein 
ganz schwieriges Erbe. Das 
sind die immateriellen Schä- 
den. Wer allen alles ver- 
spricht, dann aber eine Serie 
beispiellos gebrochener Ver- 
sprechen hinterlässt, der 
verschüttet Vertrauen nicht 
nur in der eigenen Partei, 
sondern für Politik insge- 
samt. 

Wer Opportunismus zur 
Richtschnur seines Regie- 
rungshandelns macht, mag 
zwar zeitweise als beson- 
ders wendig daherkommen, 
aber er stößt viele Men- 
schen, gerade junge Men- 
schen, ab, die nach Werten, 
nach Idealen, nach Orientie- 
rung suchen. Deshalb ma- 
chen mir diese Folgen von 
Rot-Grün mehr Sorgen als 
andere. Auch daran zeigt 
sich, vor welch gewaltiger 
Herausforderung    wir   als 

Christliche Demokraten ste- 
hen, und zwar nicht erst seit 
dem 11. September des ver- 
gangenen Jahres, obwohl 
dieser Tag die Dinge noch 
einmal klarer gemacht hat. 
Immer mehr Menschen su- 
chen nach Halt, suchen nach 
Orientierung, suchen nach 
Werten. 

Die CDU ist eine werte- 
gebundene Volkspartei 

in der Mitte unserer 
Gesellschaft 

Ich glaube, wir können 
mit Fug und Recht sagen, 
dass wir die einzige Kraft 
sind, die eine wertegebun- 
dene Volkspartei in der 
Mitte unserer Gesellschaft 
ist. Wir haben eine Mission, 
und deshalb werden wir ge- 
braucht. Nach meiner festen 
Überzeugung gehört es z° 
unserer bleibenden und im- 
mer wieder neu anzugehen- 
den Aufgabe, für eine Poli- 
tik zu werben, deren Bin- 
dung an Werte klar erkenn- 
bar ist. Auch in einer Zeit, in 
der die Bindungskraft der 
Kirchen und Glaubensge- 
meinschaften zurückgegan- 
gen ist, bleibt die Orientie- 
rung am christlichen Men- 
schenbild modern wie eri 

und je. 
Die zentralen Ideen die' 

ses Menschenbildes, die 

Idee der persönlichen Wür- 
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de, die Idee der Einzigartig- 
keit und Verantwortlichkeit 
les Menschen, vermögen - 
davon bin ich vollkommen 
u°erzeugt-auch jene zu fas- 
z'nieren, die keine Christen 
S|nd. Die vollkommene Hu- 
manität des christlichen Bil- 
des vom Menschen ist auch 
außerhalb des Glaubens mit 
der Vernunft erfassbar: 
* Wir Christliche Demo- 
"^aten bekennen uns dazu, 
dass den Menschen in allen 

tufen ihres Lebens unge- 
etlte  Menschenwürde  als 
Ebenbild Gottes zukommt. 
|* Wir Christliche Demo- 
kraten wissen: Nicht alles, 
was der Mensch kann, darf 
||Uch gemacht werden. Des- 
alb führen wir umfassende 
lskussionen über die Fra- 

^en der modernen Gentech- 
no|ogie, und deshalb bleibt 

as    Embryonenschutzge- 
Setz für uns gültig und wird 

lcht einfach aufgegeben. 
"* Wir Christliche Demo- 
raten leiten unsere Politik 
üs den Grundwerten ab, aus 
re'heit, Solidarität und Ge- 

rechtigkeit. Da kann es kei- 
j!en Raum für platten Popu- 

Srnus geben. Da kann es 
Ir>e Instrumentalisierung 

UlTipfer Ressentiments ge- 
. n-   Da  kann   es   keinen 
e'chtfertigen Umgang mit 
en Empfindungen der Ju- 
en in Deutschland und Is- 

, e| geben - und schon gar 
eine antisemitischen Töne. 

Es ist wichtig und unsere 
Aufgabe, alle demokrati- 
schen Kräfte in die Mitte zu 
integrieren. Dabei müssen 
wir die Sorgen der Men- 
schen kennen, sie ernst neh- 
men und mit ihnen in einer 
verständlichen Sprache dar- 
über reden. Integrieren darf 
aber nicht damit verwech- 
selt werden, einfach be- 
stimmte Parolen zu bedie- 
nen. Das wird es mit uns 
nicht geben. 
• Wir Christliche Demo- 
kraten sehen - das war im- 
mer unsere Stärke - unser 
Land in der ethischen Pflicht, 
wo immer möglich in der 
Welt für die Einhaltung der 
Menschenrechte einzutreten 
und einen Beitrag zur 
Bekämpfung von Hunger, 
Krankheit und mangelnder 
Bildung zu leisten. 

Im Bundestagswahl- 
kampf bilden CDU 

und CSU eine schlag- 
kräftige Kampf- 

gemeinschaft 

Liebe Freunde, dieses 
feste Wertefundament un- 
terscheidet uns fundamental 
von unseren politischen 
Konkurrenten. Es verbindet 
uns zugleich fest mit unserer 
bayerischen Schwester. 
CDU und CSU bilden im 
Deutschen Bundestag eine 
starke      Fraktionsgemein- 

schaft. Unsere beiden Par- 
teien eint eine tief verwur- 
zelte Wertegemeinschaft. 
Im Bundestagswahlkampf 
bilden CDU und CSU eine- 
das sage ich ausdrücklich - 
schlagkräftige Kampfge- 
meinschaft. Lassen Sie uns 
gemeinsam kämpfen! 

Was ist nicht alles ge- 
schrieben und gemutmaßt 
worden: „CDU und CSU - 
das geht nicht gut im Wahl- 
kampf, das gibt Krach, Ei- 
fersüchteleien und Finger- 
hakeln." „Die Merkel und 
der Stoiber-das geht schief, 
die können nicht miteinan- 
der." Liebe Freunde, wir ha- 
ben gezeigt: So viel Union 
wie heute gab es - das be- 
haupte ich einmal - in der 
Geschichte von CDU und 
CSU noch nie. 

Edmund Stoiber ist unser 
gemeinsamer Kanzlerkan- 
didat. Er wird von uns allen 
mit großer Geschlossenheit, 
mit voller Einsatzbereit- 
schaft und aus fester Über- 
zeugung getragen und unter- 
stützt. Edmund Stoiber 
konnte sich bis jetzt auf die 
CDU verlassen, er kann sich 
bis zum 22. September auf 
die CDU verlassen, und er 
wird sich nach dem 22. Sep- 
tember als Kanzler der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land auf die CDU verlassen 
können. Das versprechen 
wir ihm und geben wir ihm 
mit ins Gepäck. 
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Wir sind gut gerüstet. Von 
diesem Parteitag in Frankfurt 
geht unser Signal hinaus ins 
Land: Wir sind kampfbereit 
für den Wahlkampf, wir sind 
handlungsbereit für die Re- 
gierungsübernahme, wir 
sind verantwortungsbereit 
für Deutschland. 

Machen wir die 
Bundestagswahl zu 
einer Entscheidung 

der Zuversicht 

Noch aber ist die Ernte 
nicht in der Scheuer. Ich rufe 
deshalb gemeinsam mit 
Laurenz Meyer all unseren 
Amts- und Mandatsträgern 
unserer Partei, all unseren 

Mitgliedern, all unseren 
Freunden zu: Geht bis zum 
22. September auf die 
Straße, geht zu den Men- 
schen und sprecht darüber, 
dass wir das richtige Pro- 
gramm haben, dass wir das 
haben, was am 22. Septem- 
ber die richtigen Weichen- 
stellungen ermöglicht. Das 
muss unser Ziel sein. 

Machen wir die Bundes- 
tagswahl zu einer Entschei- 
dung der Zuversicht! Wir 
wollen gemeinsam etwas lei- 
sten für unser Land. Deutsch- 
land braucht jetzt eine Regie- 
rung mit Kompetenz. 
Deutschland braucht eine Re- 
gierung der Chancen für den 
Einzelnen und für das Land. 
Deutschland braucht eine Re- 

gierung mit einer klaren Stra- 
tegie für einen neuen Auf- 
schwung und neue Sicher- 
heit. Deutschland braucht 
eine Regierung, die Werte 
verkörpert und zu Prinzipien 

ihrer Politik macht. Dazu 
zählt die Orientierung art1 

christlichen Menschenbild 
und dazu zählt auch die Liebe 
zum eigenen Land. 

Lassen Sie uns 
gemeinsam mehr 
aus Deutschland 

machen! 

Mit der Mehrheit der 

Menschen verbindet uns 
eine Einsicht und ein Wille- 
Es ist Zeit für Taten. Es isf 

Zeit, dass unser Land wieder 
effizient und tatkräftig re' 
giert wird. Das ist das Ange' 
bot, das wir den Menschen H1 

Deutschland machen. Kort1' 
petenz entscheidet. 

Wir rufen alle Bürgerin- 
nen und Bürger auf: Gehe11 

Sie wählen! Nutzen Sie Ihrtj 
Stimme am 22. September- 
Lassen Sie uns gemeinsam 
mehr aus Deutschland ma' 
chen! 

• Es ist Zeit für Taten. 
• Es ist Zeit für die Unio"' 
• Es ist Zeit für den 

Wechsel. 
• Es ist Zeit für einen 

Bundeskanzler 
Edmund Stoiber.      •* 
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EDMUND   STOIBER: 

Tragen Sie die Stimmung der 
Zuversicht und des Aufbruchs zu den 

Menschen in Deutschland! 
^ 31. Januar haben wir 
uns hier in der Frankfur- 
er Messe zum Wahl- 

kampfauftakt von CDU 
^d CSU getroffen. Unser 
k'gnal war: Wir packen 
an! Deutschland braucht 
"te neue Regierung! 

Heute ist unser Signal aus 
rankfurt: In 96 Tagen ist 
er rot-grüne Spuk in Berlin 

vorbeü Das sind 96 Tage 
8nff auf Rot-Grün, 96 An 

a§e Überzeugungsarbeit 
Ur unsere Politik und unser 
r°gramm. In 96 Tagen geht 

J    nieder   aufwärts   mit 
Deutschland! 
.  Wir sind gut gerüstet. Der 
J|hulterschluss zwischen 

ÖU und CSU ist so eng wie 
,e zuvor. Das ist ein wichti- 
fr Garant für unseren Er- 
f°lg. 

.   Angela Merkel und ich 
"^pten   gemeinsam   mit 

u°llem  Einsatz  und  aller 
. raft für den Erfolg. Angela 
'.erkel, herzlichen Dank für 

ausgezeichnete und ver- 

b
4uensvolle Zusammenar- 

JJ*! Wir haben einen Draht 
e'nander,  politisch   und 

r^hlich.   Das   ist   die 
udlage für unseren ge- 

Rede des 
Kanzlerkandidaten 
von CDU und CSU, 

Ministerpräsident 
Edmund Stoiber, 

auf dem 15. Parteitag 
der CDU in Frankfurt 
am Main am 18. Juni 

meinsamen Erfolg am 22. 
September. 
• Unsere Bundestagsfrak- 
tion hat besonders in den 
letzten Wochen die 
Schwächen der rot-grünen 
Bundesregierung scho- 
nungslos aufgedeckt. Dafür 
einen besonderen Dank an 
alle Bundestagsabgeordne- 
ten von CDU und CSU mit 
Friedrich Merz und Michael 
Glos an der Spitze. Friedrich 
Merz, vielen Dank für den 
engen Schulterschluss. 

• Ich danke den Generalse- 
kretären Laurenz Meyer und 
Thomas Goppel mit ihren 
Teams im Konrad-Aden- 
auer- und Franz-Josef- 
Strauß-Haus. Sie zeigen täg- 
lich aufs Neue: Wir ziehen 
geschlossen, entschlossen 
und mit Zuversicht an einem 
Strang für den Wechsel in 
Deutschland! 
• Überall in Deutschland 
habe ich bei meinen Auftrit- 
ten in den letzten Wochen 
und Monaten von Ihnen, von 
vielen Freunden inderCDU, 
viel Zustimmung und Sym- 
pathie erfahren. Ich habe ein 
riesiges Engagement erlebt! 
Ich spüre, wie Sie sich alle 
zerreißen für die gemein- 
same Sache! So macht 
Wahlkampf richtig Spaß! 

Ein Meilenstein für den 
Sieg am 22. September war 
für uns alle natürlich auch 
der überragende Wahlsieg 
in Sachsen-Anhalt. Noch 
nie hat die SPD in den letz- 
ten 50 Jahren so hoch bei ei- 
ner Landtags wähl verloren 
wie in Magdeburg. 

Für diesen Sieg haben un- 
sere Freunde in Sachsen- 
Anhalt hart gekämpft! Und 
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genau so gewinnen wir am 
22. September im Bund! 

Die wichtigste Nachricht 
aus Sachsen-Anhalt lautet 
aber: Der rot-rote Spuk ist 
vorbei! In Magdeburg heißt 
es ab sofort: Schluss mit 
Schlusslicht -jetzt wird an- 
gepackt für die Menschen 
im Land! Dafür viel Erfolg, 
Wolfgang Böhmer! 
• SPD und PDS waren ver- 

heerend für Sachsen- An- 
halt, 

• SPD und PDS sind verhee- 
rend für das Land Berlin 
und Mecklenburg- Vor- 
pommern. Der Nordosten 
Deutschlands braucht am 
22. September den Wech- 
sel genau so nötig wie ganz 
Deutschland! Lieber Eck- 
hardt Rehberg, liebe 
Freunde aus Mecklen- 
burg- Vorpommern: Ge- 
meinsam wollen wires in 
96 Tagen auch in Schwe- 
rin schaffen! 

• Und  eine   Bundesregie- 
rung, die von der PDS ab- 
hängig ist, wäre verhee- 
rend für Deutschland! 
Schröder hat zwar ver- 

sprochen:   „Keine  Zusam- 
menarbeit mit der PDS auf 
Bundesebene."   Aber   wir 
alle wissen doch, was die 
Versprechen des Machtop- 
portunisten  Schröder wert 
sind. Gar nichts! Ihm geht 
Machterhalt über alles, egal 
wo die Stimmen herkom- 
men. 

Aus dem Kanzleramt 
darf kein Rotes Rathaus 

werden 

Ich bin fest davon über- 
zeugt: Schröder wird auf die 
PDS zurückgreifen, wenn es 
anders nicht geht. Wir müs- 
sen das mit aller Kraft ver- 
hindern: Aus dem Kanzler- 
amt darf kein Rotes Rathaus 
werden! 

Gerhard Schröder bittet 
die Wählerinnen und 
Wähler: „Gebt mir weitere 
vier Jahre." Ja für was denn? 
Nochmals vier Jahre Ver- 
längerung für diese Mann- 
schaft? 
• Vier weitere Jahre für 
Verteidigungsminister 
Scharping? Den hat Schrö- 
der doch   innerlich   schon 
ausgemustert. 
• Vier weitere Jahre für 
Finanzminister Eichel? Der 
Mann steht für die höchste 
Neuverschuldung in Eu- 
ropa, für Steuerausfälle in 
Milliardenhöhe und für den 
schamlosen Griff in die Ta- 
schen der Länder und Kom- 
munen. 
• Vier weitere Jahre für 
Landwirtschaftsministerin 
Künast? Sie ist doch eine 
einzige politische Katastro- 
phe! Das haben unsere Bau- 
ern nicht verdient, die haben 
mit Naturkatastrophen 
schon genug zu kämpfen! 
• Vier weitere Jahre für 

Arbeitsminister Riester? Al' 
les, was er anpackt, geh1 

schief: Das Job-Aqtiv-Ge- 

setz - gescheitert, die Re' 
form der Arbeitsvermittlung 

- Funkstille, die Riester- 
Rente - ein bürokratische1, 

Flop. Das ist kein Arbeits- 
minister, das ist ein Master 
of Desaster! 
• Und die meisten anderen 
aus der Mannschaft sin*1 

nicht einmal für den Bun- 
deskanzler erwähnenswert- 
Da hat er Recht! Dieses 
Schattenkabinett regie11 

noch 96 Tage, die überste- 
hen wir auch noch! 

Mit dieser rot-grünei1 

Truppe hat Deutschland 
wirtschaftlich verloren -ge' 
gen Frankreich, gegen Ita' 
lien, gegen Dänemark, ja so- 

gar gegen Portugal und 
Griechenland! Überall & 
Deutschland unter Rot' 
Grün wirtschaftliches und 
politisches Schlusslicht >n 

Europa! 
• Schlusslicht beim Wirt- 

schaftswachstum, 
• Schlusslicht beim Be' 

schäftigungswachstum- 
• Nur in einem ist Deutsd1 

land kein Schlusslich11 

Bei den Unternehmen5' 
pleiten. Dasind wir Sp'tz 

in Europa! 
Wer in vier Jahren nich9 

schafft, bringt doch auch >fl 

acht Jahren nichts zustand 
Für diese   Politik  darf e\ 
keine Verlängerung gebe • 
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in % Tagen muss es heißen: 
^as Spiel ist aus! Deutsch- 
end kann's besser! 

Was hat Gerhard Schrö- 
der vor den Wahlen nicht al- 
les versprochen? Gerhard 
Schröder ist doch der Kanz- 
ler der gebrochenen Ver- 
sprechen! Ich nenne nur we- 
n'ge Beispiele: 

ARBEITSLOSIGKEIT 
* Versprochen: Die Zahl 
aer Arbeitslosen sinkt unter 
3>5 Millionen. • Gebro- 
chen: Im Jahr 2002 sind vier 
Millionen Menschen ar- 
beitslos. 

Alt-Bundeskanzler Hel- 
mut    Schmidt    hat    dazu 
chröder vor kurzem ins 

^ammbuch geschrieben: 
"Arbeitslosigkeit hat nichts 
^,l Globalisierung zu tun. 

,e ist vollständig hausge- 
macht." (FAS, 9. Juni 2002) 
Vielen     Dank,     Helmut 

chmidt, für Ihren Freimut, 
diese Wahrheit auch öffent- 
lch auszusprechen! 

STAATSFINANZEN: 
* Versprochen: Sanierung 
er Staatsfinanzen. • Ge- 

sehen: Deutschland hat 
u^2 die höchste Neuver- 
Cnuldung in Europa. 

^SUNDHEITSREFORM: 
Versprochen:   Bezahl- 

te Gesundheit für alle. • 
»ebroenen: 2002 Rekord- 

Uräge zur Krankenversi- 

cherung, Spitzenmedizin 
nicht mehr für jedermann. 

ÖKOSTEUER: 
• 1998 versprochen:: Bei 6 
Pfennig Ökosteuer ist Ende 
der Fahnenstange. • Ge- 
brochen: 2003 zahlen wir 
über 15 Cent Ökosteuer pro 
Liter. 

Erwartet Gerhard Schrö- 
der wirklich eine Verlänge- 
rung für seine Politik des ge- 
brochenen Wortes? Dafür 
gibt es keine Verlängerung! 
Schröder hatte seine 
Chance! Er hat sie nicht ge- 
nutzt. Eine zweite Chance 
für Schröder kann sich 
Deutschland nicht leisten. 

Wofür will er eigentlich 
eine Verlängerung? Wofür 
steht er denn? 
• 1998 wurde die „Neue 
Mitte" ausgerufen. Was ist 
heute davon übrig geblie- 
ben? Nichts! Kein Wort 
mehr davon im SPD-Wahl- 
programm. Jetzt sucht 
Schröder verzweifelt Zu- 
flucht bei der alten Linken ä 
la Lafontaine. 
• Erinnern Sie sich noch an 
das Schröder-Blair-Papier? 
Schröder nicht mehr, denn 
da ging es um Leistung, Ei- 
genverantwortung und Dy- 
namik in Staat und Gesell- 
schaft. Jetzt setzt Schröder 
nämlich auf den Umvertei- 
lungsstaat alter Prägung. 

Sein Motto: Regieren 
nach   Tagesparolen.   Sein 

Programm: Der oder ich. 
Mehr Grundsätze hat der 
doch nicht! 

Wenig Inhalt - viel 
Show! Bei Schröder weiß 
wirklich niemand, wofür, 
wozu und mit welchen Zie- 
len er Deutschland regiert. 

Ich wundere mich, was 
die vielen hunderttausend 
Mitglieder der SPD mit sich 
machen lassen. Sie sind der 
Programmpartei SPD beige- 
treten, weil sie Politik ge- 
stalten wollen - mit Inhalten 
und Idealismus. Sie wollen 
doch nicht dem Ehrgeiz ei- 
nes einzelnen Mannes die- 
nen, der einmal nachts am 
Zaun des Bundeskanzler- 
amts gerüttelt hat. 

Vor Jahren rief er: „Ich 
will da rein". Liebe Freunde: 
Der muss da wieder raus! 

Berechenbare Politik 
von CDU und CSU 

Deutschland braucht 
jetzt eine Regierung, die 
eine verläßliche und bere- 
chenbare Politik betreibt, 
weil sie Prinzipien hat und 
Werte verkörpert: Das Fun- 
dament von CDU und CSU 
ist das christliche Men- 
schenbild. Bei uns zählen: 
• Leistung und Solidarität, 
• Individuelle Freiheit und 

soziale Sicherheit, 
• Eigenverantwortung und 

Hilfe für Bedürftige, 
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• Weltoffenheit und  Hei- 
mat, 

• Fördern und Fordern. 
Deshalb   war,   ist   und 

bleibt unsere Politik bere- 
chenbar. 

Unsere Politik war und ist 
auch erfolgreich, weil sie 
den Menschen die besten 
Chancen eröffnet. Pisa ist 
dafür der beste Beweis! 

Die Spatzen pfeifen es 
von den Dächern: Die linken 
Schulexperimente sind ge- 
scheitert. Linke Schulpoli- 
tik hat einer ganzen Genera- 
tion Chancen und Erfolg er- 
schwert. 
• Die Fünfjährigen in Bre- 
men, NRW oder anderen 
SPD-regierten Ländern sind 
doch nicht dümmer als zum 
Beispiel die Kinder in 
Baden-Württemberg oder 
Bayern! 
• Wenn die Schulleistun- 
gen von 15-jährigen Schü- 
lern in den SPD-Ländern 
schlechter sind, kann dafür 
nur die linke Schulpolitik 
der SPD seit den 70er Jahren 
verantwortlich sein. 

Schluss mit linker 
Schulideologie 
auf dem Rücken 
unserer Kinder 

Was wir aber brauchen, 
sind Qualität und Leistung 
an allen Schulen in Deutsch- 
land. Das ist das beste für die 

Zukunft unserer Kinder in 
ganz Deutschland. 

Und weil die SPD ihr Ver- 
sagen nicht eingestehen will, 
zettelt sie jetzt eine sinnlose 
Zuständigkeits- und Zentra- 
lisierungsdiskussion an. Pisa 
muss doch auch dem ver- 
bohrtesten Schulideologen 
klar gemacht haben: Schluss 
mit linker Schulideologie 
auf dem Rücken unserer 
Kinder! 

Mit unserem Regie- 
rungsprogramm zeigen wir: 
Wir sind die bessere Regie- 
rung, wir machen die bes- 
sere Politik für Deutschland. 
Und in 96 Tagen geht's los! 

Trotz der angeblich größ- 
ten Steuerreform aller Zei- 
ten zahlen Bürger und Un- 
ternehmen heute 29 Milliar- 
den Euro mehr Steuern als 
1998. Und jetzt diskutiert 
die SPD auch noch eine An- 
hebung der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer und die 
Wiedereinführung der Ver- 
mögensteuer. 

Dieser Weg in den Steu- 
erdschungel ist doch per- 
spektivlos! Damit würgt 
man wirtschaftliche Dyna- 
mik ab. 

Wir wollen alle in 
Deutschland, Bürger, Un- 
ternehmen und auch Unter- 
nehmer wirksam entlasten! 
• Wir werden als erstes Sig- 
nal die nächste Stufe der 
Ökosteuer aussetzen. 
• Und wir werden zum 1. Ja- 

nuar 2004 eine große Steu- 
erreform auf den Weg brin- 
gen. Unsere Leitlinien sind 
dabei: „einfacher, niedriger- 
gerechter". 

Durch gezielte 
Förderung raus aus 
der Sozialhilfe und 
rein in die Arbeit 

Wir werden für neue Dy- 
namik und neue Chancen am 
Arbeitsmarkt sorgen. Wi' 
werden unnötige Regulie- 
rungen und Einstellungs- 
hemmnisse beseitigen und 
kleinere Beschäftigungsver- 

hältnisse effektiv fördern. 
Ich verspreche Ihnen: 

Das alte 630-Mark-Gesetz 
kommt wieder, und mehr- 
400 Euro im Monat brutto 
für netto! Und wir werden 
durch gezielte Förderung 
Menschen raus aus der So- 
zialhilfe und rein in Arbe'1 

und Beschäftigung bringen- 
Damit können bis zü 

800.000 neue Beschaff 
gungsverhältnisse entste- 
hen. Das ist doch eine klafe 

Perspektive für Hunderttau- 

sende in Deutschland! 
Die SPD setzt einseitig 

auf die Großindustrie. Dl6 

Genossen haben es bis heut 
nicht verstanden: Der M'1' 
telstand ist der Job-Motor 

Nummer eins in Deutsch' 
land, dort entstehen die mei- 
sten   neuen   Arbeitsplatz • 
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dort werden 80 Prozent der 
^hrlinge ausgebildet. 

Es ist daher der Kardinal- 
'enler der rot-grünen Steuer- 
reform, dass sie mittelstän- 
uische Personenunterneh- 
•fien gegenüber großen Ka- 
pitalgesellschaften massiv 
benachteiligt. Diesen Web- 
ehler werden wir beseiti- 

gen! Wir wollen auch Mit- 
telstand, Selbstständige und 
txistenzgründer mit opti- 
malen Rahmenbedingun- 
§en fördern. 

Dazu werden wir vor al- 
eiTi auch Bürokratie ab- 
tuen, die Investitionen und 
^eschäftigung hemmt. Bei 
Bürokratie und Regelungs- 
dlchte ist Deutschland ganz 
V°rne dabei. Für die Grün- 
^Ur»8 einer GmbH sind in 

r°ßbritannien nur sieben 
ra§e, in den USA zehn Tage, 
'n Deutschland aber rund vier 
^°nate notwendig (Wirt- 
^haftswoche, 14. Februar. 
20°2). Da will sich doch kei- 
ner selbstständig machen! 

Arbeitsplätze werden 
0r* Unternehmern und 
Existenzgründern 

geschaffen 

Wir brauchen aber mehr 
n§e   Unternehmer.   Denn 
rt>eit  gibt  es  genug  in 

s.eutschland. Woran es fehlt, 
j"nd Arbeitsplätze. Und Ar- 

ltsplätze werden von Un- 

ternehmern ge- 
schaffen, von Exi- 
stenzgründern. 
Sie sind es, die In- 
novationen vor- 
antreiben, die 
neue Märkte er- 
obern, die in neue 
Produkte inve- 
stieren. Sie sind 
die Baumeister 
unserer Zukunft. 

Vor allem der 
Osten Deutsch- 
lands braucht 
mehr selbstän- 
dige Unterneh- 
mer. Die Selbst- 
ständigenquotein 
den neuen Ländern ist noch 
viel zu gering! 

Unter Gerhard Schröder 
ist der Aufbau Ost zum Ab- 
bau Ost geworden! Die Ar- 
beitslosigkeit ist in den 
neuen Länder so hoch wie 
nie seit der Wiedervereini- 
gung. Die Wirtschaft wächst 
erstmals seit der Wiederver- 
einigung langsamer als im 
Westen, die Schere zwi- 
schen Ost und West geht aus- 
einander. Und die Abwande- 
rung junger Menschen er- 
reicht neue Rekordwerte. 

Für diese Politik darf es 
keine Verlängerung geben! 
Damit muss in 96 Tagen 
Schluss sein! 

Wenn der Abbau Ost 
nicht endlich gestoppt wird, 
hat ganz Deutschland keine 
gute Zukunft. Ganze Land- 

striche, in denen die Jugend 
keine Perspektiven mehr für 
sich sieht, kann sich 
Deutschland nicht leisten! 
Wir wollen und werden das 
auch nicht tatenlos hinneh- 
men! Die Abwanderung jun- 
ger und kreativer Leute aus 
dem Osten muss gestoppt 
werden. 

Schröders „Chefsache 
Ost" - das ist doch ange- 
sichts dieser Ergebnisse 
keine Verheißung für die 
Menschen, sondern eine 
Drohung! Bei uns ist der 
Aufbau Ost keine blutleere 
Chefsache, bei uns steht 
dafür der richtige Mann: Lo- 
thar Späth! 

Wir brauchen Reformen, 
die den Arbeitsmarkt entfes- 
seln. Wir müssen Bürokratie 
abbauen. Wir müssen Inno- 
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vationen fördern. Wir müs- 
sen die Wachstumskräfte 
stärken. Darum geht es am 
22. September. 

Wir brauchen viele 
gezielte Reformschritte 
hin auf ein großes Ziel: 

3 mal 40 Prozent 

Das heißt: 
• Senkung des Spitzensteu- 

ersatzes auf unter 40 Pro- 
zent und damit eine Entla- 
stung auf der ganzen Li- 
nie, die allen zugute 
kommt. 

• Senkung der Sozialversi- 
cherungsbeiträge auf un- 
ter 40 Prozent. 

• Und es heißt: Senkung der 
Staatsquote auf unter 
40 Prozent. 
Wir wollen, dass den 

Menschen in Deutschland 
mehr Geld in der Tasche 
bleibt! Mit jedem Prozent 
weniger Staatsquote geben 
wir den Menschen ein Stück 
ihrer eigenen Leistung, ein 
Stück Freiheit zurück! 

Eine geringere Belastung 
der Bürger mit Steuern und 
Abgaben schafft mehr Lei- 
stungsanreize. Und das führt 
zu mehr Einnahmen des 
Staates und auch zu mehr 
Einnahmen der Sozialkas- 
sen. Gerhard Stoltenberg hat 
das mit seiner großen Steu- 
erreform Mitte der 80er 
Jahre bewiesen! 

Lassen Sie mich an dieser 
Stelle ein deutliches Wort 
sagen. Unser Regierungs- 
programm wird ab dem 22. 
September in die Tat umge- 
setzt - ohne Zögern und 
Zaudern. Und lassen sie 
mich auch noch eins klar- 
stellen. Wir werden das um- 
setzen, was wir im Regie- 
rungsprogramm ankündi- 
gen und nichts anderes. 

Wir werden die notwen- 
dige Erneuerung Deutsch- 
lands mit den Menschen und 
nicht gegen sie durchführen. 
Das ist das Markenzeichen 
von CDU und CSU. Wir 
wissen: Wir dürfen die Re- 
formbereitschaft der Men- 
schen nicht überfordern. Die 
Arbeitnehmer und ihre Fa- 
milien erwarten zu Recht 
auch Sicherheit. Deshalb 
wollen wirkeine amerikani- 
schen „Hire and Fire-" Ver- 
hältnisse in Deutschland. 
• Wir erhalten die Lohn- 

fortzahlung im Krank- 
heitsfall. 

• Wir erhalten den Kündi- 
gungsschutz. 
Für uns sind aber auch äl- 

tere Arbeitnehmer vollwer- 
tige Arbeitnehmer, die nicht 
zum alten Eisen gehören. 
Aber welcher ältere Arbeits- 
lose bekommt denn heute 
nocheine Stelle? Wir wollen 
deshalb älteren Arbeitslosen 
die Chance auf einen Ar- 
beitsplatz eröffnen, indem 
wir   ihnen   ein   Wahlrecht 

zwischen dem bestehenden 
Kündigungsschutz und ei- 
ner Abfindungszusage des 
Arbeitgebers einräumen. 

Wer das als Abbau von 
Schutzrechten bezeichnet, 
weiß nicht, wovon er redet- 
Die wahren Alternativen 
heißen doch: Wollen wir Äl- 
teren eine Chance auf dem 
Arbeitsmarkt geben oder 
wollen wir sie zur Dauerar- 
beitslosigkeit verurteilen- 
Wir sind für die Chance! 

Wir haben die richtigen 
Köpfe und Ideen 
für unsere Ziele 

Unser Regierungspr0' 
gramm ist ein ehrliches An- 
gebot an die Menschen in 

Deutschland! Und wir ha- 
ben auch die richtigen KÖpfe 

für unsere Ziele und Ideen- 
Zu jedem Team gehör1 

ein guter Spielführer. Abef 

ein Spielführer allein kan*1 

kein Spiel gewinnen, ji 
braucht eine starke i"1

| 
kompetente Mannschat1' 
Wir, CDU und CSU, habe«1 

ein kompetentes Team, & 
alles geben will für eine gnte 

Zukunft in Deutschland!   ( 

Lieber Lothar Spät" 
Du warst ein erfolgreich6 

Ministerpräsident, du b& 
ein erfolgreicher Unternen 
mensführer. Mit Dir hat deJ 
Aufschwung ein Gesicn 
Deutschland kann's besser' 
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^'t den richtigen Konzepten 
uidIdeen. 

Was Lothar Späth in der 
Wirtschaftspolitik ist, ist 
Annette Schavan in der Bil- 
dungspolitik. Sie hat letzte 
W°che im Deutschen Bun- 
estag die ganze Bildungs- 

politik der SPD glänzend 
erlegt und unsere Alternati- 

on deutlich gemacht. Vie- 
en Dank für Ihre großartige 
Hede. 

Wolfgang Schäuble ist 
'n international anerkann- 
ef  politisches   Schwerge- 
lcht. Er wird mit seiner un- 

§eheuren Erfahrung und sei- 
ner Politischen Brillanz un- 
erer Außen-, Europa- und 
'cherheitspolitik     wieder 

Uen Schwung geben. 
Und ich kann Ihnen allen 

^sichern: In den nächsten 
agen wird unser Kompe- 
n?team  um weitere her- 
sagende    Frauen    und 

• änr>er aus ganz Deutsch- 
and wachsen. 

r 
Gerhard Schröder hat 

?°ht: Bei der Bundestags- 

e 
an' am 22. September geht 

s 
um eine Richtungsent- 

^eidung. Aber nicht zwi- 
en links oder rechts, nicht 

rvvärts und rückwärts, wie 

er es uns 
weis ma- 
chen will. 
Es geht um 
aufwärts 
oder ab- 
wärts. 

Denn wir brauchen als al- 
ler erstes mehr Wachstum 
und mehr Arbeitsplätze, da- 
mit der Staat mehr Steuern 
und die Sozialkassen mehr 
Beiträge einnehmen. 

Nur durch diese Dyna- 
mik gewinnen wir den poli- 
tischen Gestaltungsraum für 
eine Gesundheitspolitik, 
eine Rentenpolitik, eine Fa- 
milienpolitik, die das Wort 
sozial wirklich verdienen. 

Dafür hat Schröder keine 
Konzepte, nur Sprechbla- 
sen. Deshalb will er sich jetzt 
im Wahlkampf in andere 
Themen flüchten. Und siehe 
da: Plötzlich haben Gerhard 
Schröder und die SPD die 
Familienpolitik für sich ent- 
deckt. 

Die Linken hatten 
das Wort Familie auf 

den ideologischen 
Index gesetzt 

Die Union hat schon in 
den 80er Jahren mit dem 
Bundeserziehungsgeld für 
die Familien gekämpft! Da- 
mals stand das Wort „Fami- 
lie" noch auf dem ideologi- 
schen Index der Linken. 

Die Familie ist eines der 
wichtigsten Anliegen für die 
Menschen und für den Zu- 
sammenhalt unserer Gesell- 
schaft. 

• Was gilt die Leistung einer 
Mutter und eines Vaters in 
unserer Gesellschaft? 

• Wie unterstützen wir sie? 
• Wie kinder- und famili- 

enfreundlich sind unsere 
Städte und unsere Ar- 
beitswelt? 
All die Fragen betreffen 

Familien in Deutschland, 
das Herz unserer Gesell- 
schaft. 

Hier entscheidet sich, 
ob wir eine menschliche Ge- 
sellschaft bleiben. 

Hier entscheidet sich, 
ob unsere Gesellschaft le- 
bendig, innovativ und lei- 
stungsfähig bleibt. 

Hier entscheidet sich 
unsere Zukunft. 

Ich weiß, wie wichtig es 
heute vielen Frauen ist, Kin- 
der zu haben und gleichzei- 
tig einem Beruf nachzuge- 
hen- 
• weil sie unabhängig sein 

wollen, 
• weil ihnen ihr Beruf Spaß 

macht, 
Viele    Frauen    müssen 
auch arbeiten - 

• weil einfach das Geld 
nicht reicht oder 

• weil sie ihre Kinder allein 
erziehen müssen. 
Ich habe selbst zwei 

Töchter. Ich weiß, wie wich- 
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tig ihnen Familie, Kinder, 
aber auch ihr Beruf und ihre 
Unabhängigkeit sind. Ich 
verstehe und unterstütze das! 

Ich weiß und erlebe des- 
halb aber auch in meiner ei- 
genen Familie, wie schwie- 
rig es für junge Eltern ist, Fa- 
milie und Beruf zu vereinba- 
ren. Vielerorts gibt es noch 
zu lange Wartelisten für den 
Platz in der Kinderkrippe, 
bei der Tagesmutter oder im 
Hort. 

Deshalb brauchen wir 
ein besseres Betreuungsan- 
gebot. Wir leisten - und da 
spreche ich für alle Mini- 
sterpräsidenten der Union - 
bereits heute eine ganze 
Menge für den Ausbau des 
Betreuungsangebots, mehr 
als so manches SPD-regierte 
Land. Und wir sind dabei, 
das noch zu steigern. 

Dafür brauchen wir wahr- 
lich keine Nachhilfe vom 
Bundeskanzler. Jetzt will 
Schröder mit der Gießkanne 
4 Milliarden Euro für Ganz- 
tagsschulen bereitstellen. 

Statt das Geld über zen- 
tralistische Förderpro- 
gramme für vier Jahre zu 
verteilen, soll er es dauerhaft 
denen geben, die mehr da- 
von verstehen: den Ländern 
und Gemeinden. Die wissen 
nämlich besser als der Bund, 
was Familien vor Ort brau- 
chen! 

Wir werden bereits zum 
1. Januar 2003 dafür sorgen, 

dass Eltern mehr Kinderbe- 
treuungskosten von der 
Steuer absetzen können als 
bisher. Die Steuerpolitik ist 
eine Bundesaufgabe. Hier, 
wo der Bundeskanzler han- 
deln könnte und handeln 
müsste, tut er nichts für die 
Familien. Wir werden das 
ändern! 

Kinder dürfen für eine 
Familie nicht zum 

Armutsrisiko werden 

Und wir werden schritt- 
weise ein Familiengeld ein- 
führen. Damit wollen wir 
alle Familien materiell stär- 
ken. Kinder sind das Kost- 
barste, was wir haben. Sie 
dürfen doch für eine Familie 
nicht zum Armutsrisiko 
werden. 

Über eine Million Kinder 
sind heute von Sozialhilfe 
abhängig! Wer weiß, wie 
bitter es für ein Kind sein 
kann, beim Klassenausflug 
nicht mitfahren zu können, 

weil das Geld nicht reicht 
der darf doch nicht gegen 

unser Familiengeld wettern- 
WirwerdenmitdemFamil'' 
engeld Familien und Kinde' 
aus der Sozialhilfe holen! 

Und um das ein für aHe 

Mal klar zu stellen: Diese» 
Familiengeld steht allen El- 
tern zu, egal ob sie berufs- 
tätig sind oder nicht. Und 

wenn sie es zur Finanzie' 
rung von Kinderbetreuung 

einsetzen wollen, dann kön- 
nen sie das tun. 

Wir wollen echte Wahl- 
freiheit schaffen! Darum 
geht es uns. Das entsprich1 

unserer Vorstellung von ei- 
ner individuellen, eigenver- 
antwortlichen Lebensge' 
staltung in einer moderne11 

Gesellschaft. 
• Ob jemand Familie un 

Beruf vereinbaren will 
oder nicht, 

• ob jemand heiraten *"' 
oder lieber ohne Tran 
schein zusammen leben- 

• ob jemand als Mann un 
Frau oder in einer glei° 
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geschlechtlichen Bezie- 
hung zusammen leben 
will- 

das alles ist reine Privat- 
sache. Das geht den Staat 
nichts an. Aufgabe des Staa- 
ts ist es, für Familien und 
^'nder und damit für die Zu- 
kunft der Gesellschaft gute 

nd gerechte Bedingungen 
?u schaffen. Dafür stehen 
CDUundCSU! 
.   Aber damit auch eins klar 
'Sl: Ehe und Familie stehen 
;jnier     dem     besonderen 
chutz des Grundgesetzes. 
Iesen Schutz von Ehe und I) 
amilie   werden   wir  stets 
leidigen und niemals auf- 

jjben! Auch dafür stehen 
lDUundCSU! 

Zur Familienpolitik ge- 
0rt es auch, unseren Kin- 
ern alle Zukunftschancen 

*u geben. 
. Und hier geht es in 

eutschland nicht gerecht 
• Die sozial Schwächeren 

. unseren Großstädten, im 

.^nkfurter Gallusviertel, in 
ainburg Wilhelmsburg, im 

Münchner Hasenbergl und 
in Berlin-Kreuzberg, müs- 
sen eine schwere zusätzliche 
Last tragen: Die Integration 
von Ausländern! 

Wir wissen, was viele 
Ausländer mit ihrer 

Arbeit zum wirtschaft- 
lichen Erfolg unseres 

Landes beitragen 

Deutschland ist ein aus- 
länderfreundliches Land, 
und CDU und CSU sind aus- 
länderfreundliche Parteien. 
Wir wissen, was viele Aus- 
länder mit ihrer Arbeit zum 
wirtschaftlichen Erfolg un- 
seres Landes beitragen, wie 
viel kulturelle Bereicherung 
sie ins Land bringen. Aber 
darüber dürfen wir die Pro- 
bleme nicht übersehen. 

Deutschland integriert 
heute jedes Jahr 500.000 bis 
600.000 Ausländer. Das ist 
eine große Leistung. Und 
diese Leistung wird doch 
ganz überwiegend von den 

EDMUND   STOIBER' 

einfachen Leuten in den ein- 
facheren Wohngebieten er- 
bracht! 

Und vor allem trifft es die 
einheimischen Kinder, die 
in den Schulen mit den Kin- 
dern der Zuwanderer zu- 
sammentreffen. Dabei 
kommt es zu riesigen 
Sprach- und Verständi- 
gungsproblemen. 

Lassen Sie sich doch ein- 
mal von Eltern und Lehrern 
berichten, was es heißt, eine 
Klasse zu unterrichten, in 
der jeder zweite Schüler 
dem Unterricht nicht folgen 
kann, weil er zu wenig 
Deutsch versteht. Das be- 
deutet: Weniger Chancen 
für die einheimischen Kin- 
der, weniger Chancen für die 
Ausländerkinder. 

Trotzdem will Rot-Grün 
eine massive Ausweitung 
der Zuwanderung nach 
Deutschland! 
• Das verkraftet unsere Ge- 

sellschaft nicht! 
• Angesichts von vier Mil- 

lionen Arbeitslosen in 
Deutschland besteht doch 
-mit Ausnahme von Spe- 
zialisten - auf absehbare 
Zeit kein Bedarf für wei- 
tere Zuwanderung in un- 
seren Arbeitsmarkt! 
Für uns gilt: Die Integra- 

tionsfähigkeit Deutschlands 
und die Lage auf dem Ar- 
beitsmarkt sind das Maß der 
Zuwanderung! 

Deshalb     sagen     wir: 
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Deutschland braucht eine 
Begrenzung und Steuerung 
der Zuwanderung. Deshalb 
haben CDU und CSU in 
großer Geschlossenheit das 
rot-grüne Zuwanderungsge- 
setz abgelehnt. Und wir wer- 
den nach der Regierungsü- 
bernahme ein neues Gesetz 
in Kraft setzen, das Zuwan- 
derung wirklich steuert und 
begrenzt! 

Wir lassen es uns von der 
SPD nicht verbieten, dieses 
Thema, das die Menschen 
zutiefst bewegt und das für 
die gesellschaftliche Ba- 
lance von entscheidender 
Bedeutung ist, verantwor- 
tungsvoll und ernsthaft zu 
diskutieren. 

Zum Miteinander 
gehört Vertrautsein 

mit der Sprache, 
Geschichte und Kultur 

Deutschlands 

Wir wollen ein Miteinan- 
der, kein Nebeneinander. Für 
dieses Miteinander braucht 
unsere Gesellschaft ein Min- 
destmaß an Konsens über 
ihre Werte. Grundlage dieses 
Konsenses ist die Werteord- 
nung unseres Grundgeset- 
zes. Dazu gehört aber auch 
Vertrautsein mit der Spra- 
che, Geschichte und Kultur 
Deutschlands. 

Die Menschen in 
Deutschland  wissen:   Wir, 

CDU und CSU, standen und 
stehen für Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl und auf- 
geklärten Patriotismus, für 
ein positives Verhältnis zur 
deutschen Nation! 

Dies war auch immer das 
Credo von Helmut Kohl! Aus 
diesem Bewusstsein heraus 
hat er die Deutsche Einheit 
geschaffen, die uns wahrlich 
nicht in den Schoß gefallen 
ist. Genau das wollen Rot- 
Grün vergessen machen! Die 
Einheit Deutschlands in Frei- 
heit, mit unseren europäi- 
schen N achbarn - dies ist und 
bleibt das historische Ver- 
dienst Helmut Kohls. Und 
dafür gebührt ihm unsere An- 
erkennung. Helmut Kohl 
bleibt der Kanzler der Deut- 
schen Einheit. 

Ralf Dahrendorf hat 
Recht. Das sozialdemokra- 
tische Zeitalter in Europa 
geht zu Ende. Spanien, 
Österreich, Italien, Norwe- 
gen, Dänemark, Portugal, 
Holland und jetzt auch 
Frankreich: Links wird ab- 
gewählt in Europa. Herzli- 
chen Glückwunsch Jacques 
Chirac und Jean-Pierre Raf- 
farin zum überragenden 
Wahlsieg! 

Das ist ein weiteres er- 
mutigendes und ver- 
heißungsvolles Zeichen 
auch für die Bundestags- 
wahlen am 22. September: 
Die Franzosen haben ge- 
stern  die   Sozialisten   und 

Rot-Grün abgewählt. Für 
Lionel Jospin gab es nach ei- 
ner Legislaturperiode keine 

Verlängerung. Auch ^ 
Gerhard Schröder wird es 
keine Verlängerung geben- 

Die alte Programmpart61 

SPD ist erschöpft. Sie ha1 

nicht mehr die Kraft für d>e 

Modernisierung unsere 
Landes. Ihr fehlen auch die 

Köpfe dafür. Sie steht nich1 

mehr für Inhalte, sondern Wj 
Beliebigkeit. 

Weil sie sich den Sie? 
selber nicht zutrauen, rede11 

sie von einer Großen Koal'' 
tion. Diese SPD ist 0J<§ 
einmal für eine Große K0' 
alition zu gebrauchen. 

Sorgen wir dafür, dass 
Gerhard Schröder 
am 22. September 

abgewählt wird 

Eine Partei, die oWe 

Murren ein Wahlprogram11 

beschließt, das statt Pr°' 
grammatik den Satz ,ß& 

hard Schröder mag das W 
ben" enthält, hat sich aufge 

geben. 
Da kann ich nur sag<^ 

Geben wir Gerhard Schr^ 
der am 22. September d> 
Chance, das Leben wirkl'c 

rt"' zu  genießen!  Sorgen * 
dafür,  dass  er  abgewä" 

wird! 
CDU und CSU stan 

immer für eine klare 

.de" 
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^ertbezogene Programma- 
tik. Dafür stehen wir auch 
heute. Unsere Politik stand 
und steht auf einem tragfähi- 
gen Fundament. 

Die Union ist seit dem 
Zweiten Weltkrieg die 
§roße, gestaltende und 
kraftvolle Volkspartei. 
* Wir haben die konfes- 

sionellen Gegensätze in 
Deutschland überwunden. 

* Wir haben Bauern und 
Beamte, Arbeiter und An- 
gestellte, Sozialhilfeem- 
pfänger und Selbständige 
zusammengeführt und 
die gegensätzlichen Inter- 
essen zusammengebun- 
den. 

* Wir haben die Zersplitte- 
rung und Zerklüftung der 
Gesellschaft mit vielen 
kleinen Parteien verhin- 
dert und so die Demokra- 
tie stabilisiert! 
Dies ist uns deshalb ge- 

nügen, weil wir die Sorgen 
uer Menschen aufgreifen, 
^eil wir die zentralen The- 
men ansprechen, die die 
Menschen bewegen, und sie 
e'ner Lösung zuführen. 

CDU und CSU haben in 
a"en   historischen   Phasen 
Unseres Landes Dynamik, 
Neuerung   und   Reform- 
at bewiesen. Wir haben 
le Erfahrung und die Kraft, 

Deutschland nach rot-grü- 
er    Beliebigkeit    wieder 

Klchtung zu geben. 
Wir sagen den Bürgerin- 

nen und Bürgern klar und 
deutlich, worum es geht am 
22. September. Es geht um 
die Wahl 
• zwischen neuen Arbeits- 

plätzen und steigender 
Arbeitslosigkeit, 

• zwischen Leistungs- 
stärke und Schlusslicht, 

• zwischen     Aufschwung 
und Stillstand. 
Darin liegt die eigentliche 

Richtungsentscheidung in 
diesem Wahljahr. Denn nur 
mit mehr Beschäftigung und 
mit mehr Wirtschaftslei- 
stung schaffen wir auch wie- 
der verlässliche soziale Si- 
cherheit für die Menschen. 

Ich sage Ihnen: Die 
Zeit der „ruhigen Hand" 

ist vorbei 

ERSTENS: Ich werde sofort 
nach meiner Wahl die näch- 
ste Erhöhung der Ökosteuer 
stoppen. 

ZWEITENS: Ich werde so- 
fort neue 400-Euro-Jobs für 
die Arbeitnehmer steuer- 
und abgabenfrei einführen. 
Und ich werde dafür sorgen, 
dass Arbeitslose über 50 
wieder eine echte Chance 
auf Arbeit erhalten. 

DRITTENS: Ich werde so- 
fort in diesem Land den 
Grundsatz wieder durchset- 
zen:   Wer   arbeitet,   muss 

mehr in der Tasche haben als 
der, der nicht arbeitet. Dafür 
werden wir Arbeitslosen- 
hilfe, Sozialhilfe und Nied- 
riglohnbereich reformieren. 

VIERTENS: Ich werde die 
private Altersvorsorge 
wirklich attraktiv machen. 
Das bürokratische Mon- 
strum Riester-Rente muss 
weg. 

FÜNFTENS: Ich werde eine 
Offensive Zukunft Ost star- 
ten und dafür auch Privati- 
sierungserlöse des Bundes 
einsetzen. 

Diese Botschaften müs- 
sen wir in den kommenden 
96 Tagen bis zur Wahl im- 
mer und immer wieder hin- 
aus tragen zu den Menschen. 

Und ich bin zuversicht- 
lich. Wohin ich auch komme, 
welchen Landesverband der 
CDU ich auch besuche - 
überall wird diese Aufbruch- 
stimmung spürbar. 
• In Sachsen-Anhalt hat sie 
sich schon erfolgreich 
durchgesetzt - mit Wolf- 
gang Böhmer. 
• Auch in Mecklenburg- 
Vorpommern stehen die 
Zeichen auf Sieg mit Eck- 
hardt Rehberg. 
• In Niedersachsen kämpft 
Christian Wulff mit enor- 
mem Einsatz und hoher 
Kompetenz für den Sieg der 
Union. 
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• In Hessen steht Roland 
Koch für Aufbruch und Lei- 
stung. Das macht Mut für die 
Landtags wählen 2003. 
• Baden-Württemberg 
gehört zur Spitzenklasse in 
Deutschland - dank Erwin 
Teufel und der CDU. Die 
können wirklich alles außer 
Hochdeutsch! 
• In Hamburg räumt Ole 
von Beust endlich auf mit 
dem rot-grünen Filz. 
• Das Saarland macht Peter 
Müller souverän und um- 
sichtig fit für die Zukunft. 
• In Sachsen führt Georg 
Milbradt mit großer Erfah- 

rung und Kompetenz das 
reiche Erbe von Kurt Bie- 
denkopffort. 
• In Thüringen kämpft 
Bernhard Vogel wie der 
Löwe im Landeswappen für 
den Erfolg des Freistaates. 
• In Nordrhein-Westfalen 
zeigt Jürgen Rüttgers: Dieses 
Land hat mehr verdient als 
diese ausgelaugte rot-grüne 
Koalition in Düsseldorf. 
• In Berlin steht Christoph 
Stölzl für den Aufbruch der 
Hauptstadt-CDU. 
• In Brandenburg hat Jörg 
Schönbohm die CDU zu 
neuer Stärke  und Kampf- 

kraft zusammengeführt. 
• In Bremen hat Hartmut 
Perschau das Land nach 
vorne gebracht. 
• In Rheinland-Pfalz steht 
Christoph Bohr für die 
Werte der CDU. 
• In Schleswig Holstein 
kämpft Harry-Peter Car- 
stenen mit der Nord-CDU 
für eine bessere Politik ohne 
Skandale. 

In 96 Tagen 
muß Schluss sein 

mit rot-grüner 
Schlusslichtpolitik 

Sie als Delegierte, die 
rund eine Million Mitglieder 
von CDU und CSU, unsere 
Orts- und Kreisvorsitzenden< 
unsere Mandatsträger aU' 
den verschiedenen poliü' 
sehen Ebenen - ich bitte Sie- 
Gehen Sie hinaus zu den 
Menschen. Tragen Sie die 
Stimmung der Zuversich1 

und des Aufbruchs zu den 
Menschen in Deutschland- 
Werben Sie, überzeugen Sie- 

Keine Verlängerung ^ 
Gerhard Schröder und seine 

Truppe! 
Wir können regieren- 

Wir werden regieren. 

• Glück auf an Sie 
alle!-Glück auf CD11 

und CSU! • Glück au» 
Deutschland! • Es'st.- 
Zeit für Taten!        ü' 
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15.   PARTEITAG 

LAURENZ   MEYER: 

Die gesamte CDU muss kämpfen - 
bis zum 22. September 18 Uhr 

Am Freitag der letzten 
Woche haben wir in der 
Bundesgeschäftsstelle, 
auch vor der Öffentlich- 
keit, die letzten 100 Tage 
yon Rot-Grün in Deutsch- 
end eingeläutet. Der rot- 
§rüne Feldversuch wird in 
Fp Tagen beendet sein. 
&ann hat Deutschland 
Nieder eine Chance für die 
Zukunft. 

Aber das werden drei 
Monate harter, härtester Ar- 
beit. Wjr wollen und wir 
Werden diese Wahl gewin- 
nen. Der neue Bundeskanz- 
er wird Edmund Stoiber 

heißen. 
Lassen wir uns jetzt von 

^n Umfragen nicht ver- 
rückt machen! Wahlen wer- 
^n nicht in Sonntagsfragen 
Spönnen. Was zählt, sind 
^Stimmzettel am 22. Sep- 
erriber. Wir sind hier in 
Prankfurt, der Stadt der Au- 
^•nobilausstellung. Um im 

''d zu bleiben, kann man ja 
^a§en:  Es  ist beruhigend, 
ass wir zurzeit in der Pole- 

p0sition sind. 
Auch wenn sich der Ab- 

* and hin und wieder verän- 
ern sollte: Solange wir den 

^e§ner im Blick behalten. 

Bericht des 
Generalsekretärs 

es in Ordnung, und wenn 

Laurenz Meyer auf dem 

15. Parteitag der CDU 
in Frankfurt am Main 

am 17 Juni 

der Gegner bei uns im Rück- 
spiegel auftaucht, ist es 
umso besser. 

Die SPD ist in den letzten 
vier Jahren als Partei im 
Kern stumm geblieben. Sie 
hat Regierungspartei ge- 
spielt. Oder können Sie sich 
an eine einzige Innovation, 
an eine einzige neue Idee aus 
der SPD in den letzten vier 
Jahren erinnern? Im Gegen- 
teil, Prinzipien wurden auf- 
gegeben und das, was die 
Regierung, was der Bundes- 
kanzler gemacht hat, ist im 
Kern nichts anderes als das 
Wetteifern um den besten 
Sendeplatz in den Nachrich- 

tensendungen, reiner Op- 
portunismus und sonst gar 
nichts. Wenn dann ein sol- 
cher Bundeskanzler anderen 
Opportunismus und Popu- 
lismus vorwirft, ist das an- 
gesichts des Verhaltens, das 
er an den Tag gelegt hat, 
wirklich schon mehr als 
scheinheilig. 

Lassen Sie mich deshalb 
in Ergänzung - Paul Spiegel 
musste schon gehen - einen 
aktuellen Punkt aufgreifen. 
Wir haben eine klare Posi- 
tion bezogen - und zwar 
durchgängig alle in der Par- 
teispitze - zu den Vorgän- 
gen um die Äußerungen von 
Herrn Möllemann und ande- 
ren. Aber wenn die SPD 
anschließend die FDP zum 
Feindbild aufbaut, um hier 
ihren Wahlkampf führen zu 
können, dann muss ich ein- 
fach einmal darauf hinwei- 
sen, dass Günter Grass 
nichts anderes zum Lebens- 
recht Israels gesagt hat als 
Möllemann auch, und mit 
Günter Grass setzt sich der 
Bundeskanzler zu Biolek 
und feiert ihn als seinen 
Wahlkampfhelfer. Das ist 
scheinheilig hoch drei. 

Liebe Freunde, 1998 hieß 
der Wahlspruch der SPD „In- 
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novation und Gerechtig- 
keit". Wenn wir das im Nach- 
hinein aus der Sicht von heute 
- 2002 - übersetzen sollten, 
dann muss das Motto „Im- 
provisation und Selbstge- 
rechtigkeit" heißen. Das ist 
die Wahrheit in den vergan- 
genen Jahren gewesen. 

Wir erinnern die 
Wähler daran, was 

Schröder 1998 
versprochen hat 

Gerhard Schröder hat 
seine Versprechungen nie 
eingelöst. Man will uns nun, 
wenn wir darauf hinweisen, 
vorwerfen, dies sei Negativ- 
Campaigning. Liebe Freun- 
de, wenn nicht wir auf die 
miserable Bilanz dieser Re- 
gierung hinweisen - wer soll 
es denn sonst tun? Die ande- 
ren werden es uns doch nicht 
abnehmen, die machen es 
doch nicht selbst. Deswegen 
werden wir immer wieder 
daraufhinweisen, dass Ger- 
hard Schröder seine Ver- 
sprechen aus dem Wahl- 
kampf 1998 nicht eingelöst 
hat. Deshalb haben wir diese 
Kärtchen nachgedruckt, 
weil man sie in der SPD-Ge- 
schäftstelle nicht mehr be- 
kommt. In dieser Sache 
müssen wir ein bisschen 
aushelfen, damit die Wähler 
an das erinnert werden, was 
1998 versprochen wurde. 

• Das erste Versprechen 
war: Die Zahl der Arbeits- 
losen wollte Schröder unter 
3,5 Millionen senken. • Die 
Wahrheit: durchschnittlich 
4 Millionen Arbeitslose im 
Jahr 2002. 

• Das zweite Verspre- 
chen: Wirtschaftlicher Auf- 
schwung in Deutschland. • 
Die Wahrheit: Wir sind 
Schlusslicht in Europa und 
das im Wahljahr 2002. 

• Das nächste Verspre- 
chen: Sanierung der Staats- 
finanzen. • Die Wahrheit: 
Höchste Neuverschuldung 
in Europa, Stichwort blauer 
Brief. 

• Dann kommt es ganz 
dicke: Der Aufbau Ost wird 
Chef sache. Das war das Ver- 
sprechen. • Die Wahrheit: 
höchste Arbeitslosigkeit in 
den neuen Ländern im Jahr 
2002 seit der Wiedervereini- 
gung, das ist die Wahrheit zu 
diesem Versprechen von 
Herrn Schröder. 

Deswegen sagen wir: 
„Versprochen -Gebrochen", 
das ist die Bi lanz dieser Bun- 
desregierung. Auch deswe- 
gen werden wir es anders 
machen, weil wir wissen: 
Wenn wir uns so verhalten 
würden wie diese Bundesre- 
gierung jetzt, wären wir in 
vier Jahren genauso schnell 

weg vom Fenster, wie es 
diese Bundesregierung jetzt 
sein wird. 

„Mehr soziale Gerech- 
tigkeit", das war das Motto, 
unter das Gerhard Schröder 
seine Amtszeit als Bundes- 
kanzler gestellt hat. Jetzt, 
auf dem DGB-Kongress, hat 
er versucht, wieder dieselbe 
Karte zu ziehen. Er hat dort 
gesagt: „Es geht um die Er- 
neuerung unserer Gesell' 
schaft in sozialer Gerech- 
tigkeit." 

Nirgendwo ist der Ge- 
gensatz zwischen Wort und 
Wirklichkeit so eindrucks- 
voll wie beim Stichwort „so- 
ziale Gerechtigkeit". Und 
die Menschen haben inzwi- 
schen gemerkt, dass die so- 
ziale Kluft in Deutschland 
größer geworden ist. Selbst 
40 Prozent der SPD-Anhän- 
ger sind inzwischen mit der 
Arbeit der rot-grünen Bun- 
desregierung unzufrieden 
und sagen, das Stichwort 
„soziale Gerechtigkeit" ist 

kein Markenzeichen der 
SPD mehr. Wenn Schröder 
sagt: „Der Mut wächst*'- 
dann sagen wir dagegen- 
Wir haben den Eindruck, der 
Unmut in Deutschland e*' 
plodiert. Schuld ist das Ver- 
halten der Bundesregierung- 

83 Prozent der Deutsche"1 

sagen in einer Allensbacn' 
Umfrage, die soziale Kluft >n 

Deutschland hat zugenom- 
men. Diese Menschen liegen 
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richtig. Ich will Ihnen dafür 
fünf Beispiele nennen. 

ERSTENS:    Ökosteuer. 
Während   große   Energie- 
Verbraucher durch Ausnah- 
^eregelungen kaum oder 
§ar nicht belastet werden, 
Werden   Rentner,   Studen- 
ten, Familien, Arbeitslose 
Ur,d      Handwerksbetriebe 
dürch die Ökosteuer voll 
2ur   Kasse   gebeten.   Das 
nenne ich typische Politik ä 
la SPD. Die ruhige Hand 
^s   Bundeskanzlers   und 
v°n Rot-Grün steckt tief in 
er Tasche der Bürger in 

ueutschland, und das müs- 
Sen wir ändern, da hat sie 
nämlich nichts zu suchen. 

Liebe Freunde, wir 
sagen, das ist in höch- 
stem Maße unsozial, 
Herr Bundeskanzler. 

WEITES BEISPIEL Ge- 
sUndheit. Die Reserven der 
&esetzlichen Krankenversi- 
cherung sind aufgezehrt, die 

eUräge  zur gesetzlichen 
. rankenversicherung   sind 
Jj Schnitt auf 14 Prozent ge- 
igen, bei einzelnen Verei- 

sungen auf 15 Prozent. 
^assenpatienten      bekom- 

en oft nicht mehr die beste 
edizin, sondern nur noch 

le billigste. Es gibt zwei 
ruPpen von Patienten, die 

^genommen    sind.    Das 
d die Privatpatienten und 

Sozialhilfeempfänger. 

Meine Damen und Herren, 
Menschen mit chronischen 
Krankheiten erhalten nicht 
mehr in jedem Fall die not- 
wendige Behandlung für 
ihre Leiden. 

Da sagen wir: Das ist 
in höchstem Maße 
unsozial, Herr Bun- 
deskanzler. 

DRITTER PUNKT: Rente. 
Die Rente, die eingeführt 
worden ist - Stichwort „pri- 
vate Altersvorsorge" -, die 
so genannte Riester-Rente, 
ist ein Flop. Sechseinhalb 
Monate vor Ablauf der Frist 
haben über 30 Millionen in- 
frage kommende Menschen 
noch keinen Vertrag für pri- 
vate Vorsorge abgeschlos- 
sen. Man liest, dass inzwi- 
schen 300 000 Verträge so- 
gar wieder storniert sein sol- 
len. Das eigentliche Ziel die- 
ser Rentenreform, das Ar- 
mutsrisiko im Alter zu ver- 
ringern, ist damit verfehlt 
worden - durch überbor- 
dende Bürokratie. Deshalb 
sagen wir: Wir werden das 
ändern. 

Das ist in höchstem 
Maße unsozial, Herr 
Bundeskanzler. 

VIERTER PUNKT: Arbeits- 
markt. Allein aus Gründen 
der Altersentwicklung sind 
in den vergangenen vier Jah- 
ren rund 800 000 Menschen 
aus der Statistik und aus dem 

Erwerbsleben ausgeschie- 
den. Alleine dadurch hätte 
die Arbeitslosigkeit deutlich 
zurückgehen müssen. Es 
wird in Deutschland auch 
nicht mehr gearbeitet, denn 
die Zahl der Erwerbsstun- 
den ist seit dem Frühjahr 
1999 zurückgegangen, im 
Jahr 2000 zum Stillstand ge- 
kommen, und sie geht seit- 
dem stark zurück. Wir haben 
einmal - ich möchte dies auf 
der Großfläche zeigen - ein- 
mal die ganze Doppelmoral 
dieser Regierung aufge- 
zeigt. Sehen Sie sich bitte 
diese Anzeige mit dem Logo 
der Bundesanstalt für Arbeit 
an. Sie sehen auf der 
Großfläche: „Kein Job - 
Wandern Sie aus!" inseriert 
die Bundesanstalt für Ar- 
beit. Hier werden arbeits- 
lose, qualifizierte Fachar- 
beiter aufgefordert, nach 
Skandinavien auszuwan- 
dern, und es wird ihnen so- 
garnochein Sprachintensiv- 
training dafür angeboten. 

Liebe Freunde, und das in 
einer Zeit, in der die SPD 
mehr   Zuwanderung   will. 
Damit wird der Facharbei- 
termarkt zusätzlich belastet. 

Das ist ein Skandal, 
und das ist in höchstem 
Maße unsozial, Herr 
Bundeskanzler. 

FÜNFTER PUNKT: Allein 
durch die Erhöhungen 
der Steuern und Abgaben 
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zum 1. Januar 2002 wurde 
die Hälfte der Steuerreform 
wieder aufgezehrt, den 
Menschen wurden durch 
Ökosteuer, Tabaksteuer, 
Versicherungsteuer und die 
Erhöhung der Krankenver- 
sicherungsbeiträge 15 Mil- 
liarden Euro weggenom- 
men. Der Mittelstand wird 
durch Rot-Grün massiv be- 
nachteiligt. Während 
Handwerker voll zur Kasse 
gebeten werden, wenn sie 
ihr Lebenswerk an- 
schließend verkaufen, was 
auch ihre Altersversorgung 
darstellt, müssen große Ka- 
pitalgesellschaften bei der 
Veräußerung ihrer Finanz- 
anlagen keinerlei Steuern 
bezahlen. 

Das sind Steuergeschen- 
ke an die großen Unterneh- 
men. Ich erinnere Sie an ein 
Plakat, das im Wahlkampf 
1998 zu sehen war. Da steht 
eine Konditorenfamilie im 
vollen Ornat vor ihren Tor- 
ten. Darüber hat die SPD 
geschrieben: „Das sind die, 
um die wir uns kümmern 
werden, und nicht um die in 
den obersten Etagen der 
Wolkenkratzer." Wo war 
denn dieser Bundeskanzler? 
Wenn überhaupt irgendwo, 
dann allenfalls in den ober- 
sten Etagen der Wolkenkrat- 
zer. Die anderen, die kleinen 
Leute haben ihn doch gar 
nicht interessiert. Das ist die 
Wahrheit. 

Das ist in höchstem 
Maße unsozial, Herr 
Bundeskanzler. 

Die SPD 2002, das sind 
die unsozialsten Sozialde- 
mokraten, die es je gab, liebe 
Parteifreunde. 

Unter dem Parteivorsitz 
von Schröder wurde die 
Identität der SPD regelrecht 
entkernt. Probleme wurden 
nicht angepackt. Wenn et- 
was getan wurde, dann war 
es allenfalls die Einrichtung 
von runden Tischen, Ar- 
beitskreisen und Kommis- 
sionen. Um nur ein paar zu 
nennen: Nachhaltigkeitsrat, 
Nationaler Ethikrat, Weiz- 
säcker-Kommission, Run- 
der Tisch Gesundheit, 
Zuwanderungskommission 
und die Hartz-Kommission. 
Wann immer schwierige Si- 
tuationen auftraten, wurden 
Dritte vorgeschickt. Wofür 
steht eigentlich Gerhard 
Schröder? 

Bei gepfefferten 
Preisen und versalze- 
nen Speisen bleibt die 

Kundschaft weg 

Ich sage es Ihnen: Er steht 
für eine Politik ohne eigene 
Linie. Er hat zwar einen Po- 
sten, aber keine eigene Posi- 
tion. Das ist die ganze Wahr- 
heit über diesen Bundes- 
kanzler. Schröder hat selbst 

einmal davon gesprochen, 
er sei der Chefkoch und 
Joschka Fischer sei der Kell- 
ner. Dazu sage ich Ihnen nur 
- geben Sie es ruhig weiter- 
Bei der Wahl wird es zuge- 
hen wie im richtigen Leben: 
Wenn die Preise zu gepfef- 
fert und die Speisen versal- 
zen sind, bleibt die Kund- 
schaft weg. Das ist die 
Wahrheit und das werden 
wir bei der Wahl sehen. 

Diesen Sozialdemokra- 
ten fehlt sogar offensichtlich 
jeder Respekt vor den Ver- 
fassungsorganen. Wir ha- 
ben es bei der Verabschie- 
dung des Zuwanderungsge- 
setzes erlebt. Ich will es ein- 
mal in ein Bild kleiden, da- 
mit es der eine oder andere 
draußen besser versteht- 
Stellen Sie sich einmal vor^ 
ein junges Paar steht vor 
dem Standesbeamten, und 
der Standesbeamte fragt: 

„Wollen Sie heiraten?" Dar- 
auf sagt der Mann Ja und die 
Frau Nein. Auf die erneute 
Frage sagt der Mann noch 
einmal Ja und die Frau: Sie 

kennen meine Position. Dar- 
auf sagt der Standesbeamte- 
„Hiermit erkläre ich Sie Zü 

Mann und Frau." Das ist ge' 
nau der Vorgang, wie wir ihn 

im Bundesrat erlebt haben- 
Das werden wir nicht aK* 

zeptieren. Angela Merke 
hat heute gesagt, wenn def 
Bundespräsident das ZU' 
Wanderungsgesetz     unter' 
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schreibt, wird die Union das 
Bundesverfassungsgericht 
anrufen. 

Aber was noch wichtiger 
'st als diese juristische Aus- 
e'nandersetzung, ist die Tat- 
sche, dass wir dieses Zu- 
Wanderungsgesetz in der Sa- 
che ablehnen; denn mit ihm 
Werden falsche Prioritäten 
gesetzt und falsche Wei- 
cnenstellungen vorgenom- 
men. Wir wollen nicht, dass 
Ur"ter dem Deckmantel „Zu- 
wanderung steuern und be- 
grenzen" mehr Zuwande- 
^ng erfolgt. Wir wollen 
V|elmehr Zuwanderung 
Wirklich steuern und begren- 
*en. Auf dem Gesetz steht 
°egrenzung drauf, und drin 
|sl mehr Zuwanderung. Das 
lst die Wahrheit über dieses 
^uWanderun gsgesetz. 

Die Kinder von 
Zuwanderern haben 

nur dann eine Chance, 
wenn sie bei uns eine 

Schul- und Ausbildung 
erhalten 

Wir merken es bei der 
•sa-Studie, welchen Ein- 
Uss gerade der Anteil der 

Isländer hat. Wir wollen, 
ass die Kinder mit sechs 
ar"ren hier sind. Das wird 

Verunglimpft. Es hat aber 
11 sozialem Verhalten 

lcht das Geringste zu tun, 
er,n in Zusammenhang mit 

dem Familiennachzug ein 
höheres Alter ausgesucht 
wird. Man tut den Kindern 
doch keinen Gefallen. Die 
haben doch nur eine Chance, 
wenn sie bei uns die Schul- 
bildung und Ausbildung er- 
halten haben. Sonst laufen 
sie wie auf Schienen in die 
Arbeitslosigkeit und in die 
Sozialhilfe. Das wollen wir 
nicht für die Zukunft. 

Die Arbeitslosigkeit der 
in Deutschland lebenden 
Ausländer ist prozentual 
doppelt so hoch wie die der 
Deutschen. Inzwischen sind 
20 Prozent der jungen Tür- 
ken ohne Hauptschulab- 
schluss, 40 Prozent ohne Be- 
rufsausbildung. Wir können 
das nicht weiter hinnehmen. 
Wir müssen mehr für die In- 
tegration tun. Wenn wir das 
aber wollen, müssen wir 
zunächst einmal darauf ach- 
ten, dass die Zuwanderung 
nicht noch weiter steigt. 
Vielmehr müssen wir uns 

zunächst um die kümmern, 
die hier sind. 

Wir haben in dem Zusam- 
menhang im letzten Jahr die 
Diskussion über die Leitkul- 
tur gehabt. Der eine mag das 
Wort, und der andere mag es 
nicht. Aber im Grunde ist das 
völlig egal. Was wir klipp 
und klar sagen müssen, ist, 
was dahinter stand: Wer hier 
in Deutschland dauerhaft le- 
ben will -ob Ausländer oder 
Deutscher -, muss nicht nur 
die Verfassung und die Ge- 
setze beachten, sondern auch 
unsere Bräuche und Traditio- 
nen akzeptieren und sich da- 
nach richten. 

Sie wissen ja, ich war letz- 
tes Jahr an der Diskussion 
über das Nationalbewusst- 
sein beteiligt. Lassen Sie 
mich das einmal mit einem 
Bild verdeutlichen: Alle 
Kommunalpolitiker, die hier 
sitzen, engagieren sich für 
ihre Stadt bzw. Gemeinde, 
weil sie sie lieben. Ich kann 
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mir einfach nicht vorstellen, 
dass ein Bundespolitiker Po- 
litik für sein Land machen 
kann, wenn er Deutschland, 
sein Vaterland, nicht liebt. 
Sonst macht er es nur aus rei- 
nem Machtstreben und um 
der Karriere willen. Das wol- 
len wir nicht. 

Der Vorteil unseres 
Wahlkampfes: Wir ha- 
ben unsere Planungen 

durchgehalten 

Liebe Freunde, bereits im 
Frühjahr vergangenen Jah- 
res haben wir die vorberei- 
tenden Planungen unseres 
Wahlkampfes aufgenom- 
men. Der Vorteil unseres 
Wahlkampfes ist: Wir haben 
alle unsere Planungen 
durchgehalten, manchmal 
auch gegen Kritiker aus den 
eigenen Reihen. Sie haben 
sich als richtig herausge- 
stellt. Im Gegensatz zur SPD 
- und das darf ich an dieser 
Stelle sagen: auch zur FDP- 
haben wir unsere Strategie 
durchgehalten. Wir fahren 
keinen Zickzackkurs, son- 
dern wir fahren geradlinig 
und unbeirrt Richtung Ziel. 

An der Stelle kurz ein 
Wort in Richtung FDP. Ich 
hoffe, dass sich die FDP bald 
von der Krankheit erholt, die 
sie befallen hat. Sie wissen 
ja, die kränkeln zur Zeit alle 
auf Grund des so genannten 

„Möllemann-Virus". Das ist 
die Krankheit, die man be- 
kommt, wenn man zu lange 
in der Luft gewesen ist. 

Die werden sich hoffent- 
lich bald erholen. Dann wer- 
den sie feststellen, dass sie 
ihre Strategie überprüfen 
müssen, dass es zu Ende ist 
mit dem Spaßwahlkampf 
und dass es darum geht, 
Kompetenz zu zeigen. Das 
ist die Wahlkampflinie, die 
wir eingeschlagen haben. 

Unsere Wahlkampforga- 
nisation läuft rund. Es hat 
sich ausgezahlt, dass wir die 
Bundesgeschäftsstelle früh- 
zeitig umstrukturiert haben. 
Es hat sich auch ausgezahlt, 
dass wir mit unserem Part- 
ner McCann-Erickson eine 
namhafte Agentur direkt in 
unsere Organisation einge- 
baut haben. Ich muss mich 
hier für die gute Zusammen- 
arbeit bedanken. 

Wir führen einen sehr ko- 
ordinierten Wahlkampf. Ich 
sage das auch ausdrücklich 
an die Adresse von Michael 
Glos und Thomas Goppel. 
Er ist auch sehr stark koordi- 
niert zwischen CDU und 
CSU; Angela Merkel hat 
vorhin schon darauf hinge- 
wiesen. Die Zusammenar- 
beit könnte wirklich besser 
nicht sein. 

Wir führen auch einen 
sehr stark koordinierten 
Wahlkampf mit der Basis 
der Partei. Wir haben früh- 

zeitig die Landesgeschäfts- 
führer und die Generalse- 
kretäre einbezogen. Wir ha- 
ben jetzt in den Kampagne' 
konferenzen alle Funkti- 
on sträger, die es wollten- 
umfänglich informiert. Icri 

glaube, dass diese Informa- 
tion gut angekommen ist. 

Wir führen einen klaren 
Wahlkampf. Wir haben 
starke Argumente, die über- 
zeugen. Um diese Argu' 
mente auch richtig an den 
Mann zu bringen, ist & 
wichtig, dass wir uns in1 

Rahmen dieser koordinier' 
ten Wahlkampfführung auc"1 

absprechen. Die regelmäß1' 
gen Treffen im Team 40 
plus, die täglichen Telefon' 
konferenzen, die Zusam' 
menarbeit mit der Fraktion 
und zwischen CDU und 
CSU zahlen sich aus. 

Wir sind stolz auf die 
Geschlossenheit von 

CDU und CSU 

Die Union spricht mit ei- 
ner Stimme. Und das >|l 

wichtig  in  diesem  Wan 
kämpf. Wir haben in ^ 
letzten Monaten einen n°c 

nie dagewesenen Rekor 
wert in Sachen Gesch^ 
senheit von CDU und & 
erreicht. Darauf können ^" 
stolz sein. 

Wir führen einen mo^' 
nen Wahlkampf mit anspre' 
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chenden Werbelinien. Die 
Botschaft muss immer auch 
zeitgemäß umgesetzt wer- 
den. Wir sind im Online- 
^ahlkampf führend. Selbst 
die Friedrich-Ebert-Stiftung 
hat dies in einer Untersu- 
chung ermittelt - und das al- 
les vor dem Hintergrund, 
dass unser Wahlkampf-Bud- 
get ausgesprochen gering ist. 
Mit den neuen Wahlkampf- 
seiten haben wir sogar noch 
einmal nachgelegt. 

SPD-Anzeigen von 
miserabler Qualität 

Dennoch: Wir haben 
rund ein Drittel weniger Mit- 
tel zur Verfügung als im letz- 
ten Bundestagswahlkampf. 
•söf der anderen Seite kön- 
nen die Sozialdemokraten 
doppelt so viel Geld ausge- 
ben wie wir. Was die SPD in 
den letzten Wochen an An- 
tigen geschaltet hat, ist 
^ehr, als wir im gesamten 
Bundestagswahlkampf 
Schalten können. Da aber die 
anzeigen der SPD von einer 
s°lch miserablen Qualität 
Slnd, sage ich mir bei jeder 
anzeige: Hopp, schon wie- 
der 240 000 Euro weniger. 
Rieses Geld kann die SPD 
Urandere Maßnahmen nicht 

^ehr einsetzen. In diesem 
a|l passt der Spruch: Und 

das ist auch gut so. 
Liebe Freunde, ich darf 

Sie bitten, folgende Bot- 
schaft mit in die Wahlkreise 
zu nehmen. Bitte sagen Sie 
unseren Mitgliedern und all 
unseren Freunden und An- 
hängern, dass sie in der 
heißen Phase nicht nervös 
werden sollen, wenn die 
SPD mehr Anzeigen schal- 
ten und mehr Fernsehspots 
buchen kann als wir. Wahlen 
werden nicht durch Geld, 
sondern durch Argumente 
gewonnen. Wir haben die 
besseren Argumente. Des- 
wegen fühlen wir uns stark. 

Lassen Sie mich ein Wort 
zu der für uns völlig überra- 
schenden Entscheidung des 
Berliner Oberverwaltungs- 
gerichts sagen, das in Bezug 
auf die 21 Millionen Euro 
anders entschieden hat als 
das Verwaltungsgericht. 
Wir können feststellen: Er- 
stens. Unser Wahlkampf ist 
durch diese Entscheidung 
nicht bedroht. Zweitens. 
Wir werden alle Rechtsmit- 
tel ausschöpfen, die uns blei- 
ben. Um es in der Fuß- 
ballsprache zu sagen: Es 
steht jetzt 1:1, und wir ge- 
hen in die Verlängerung. So 
weit zu diesem Thema, da- 
mit Sie es in den Kreisver- 
bänden ansprechen können. 

Wir haben viel weniger 
Geld und viel weniger Mit- 
arbeiter als die SPD. Den- 
noch haben wires geschafft, 
die Debatten zu bestimmen. 
Den Kampf um die Themen- 

hoheit haben wir in den letz- 
ten Wochen und Monaten 
gewonnen. Ich möchte von 
dieser Stelle - ich bin sicher, 
Sie stimmen mir zu, dass das 
angebracht ist - unserer 
hochmotivierten und diszi- 
plinierten Truppe in der Ge- 
schäftsstelle ein herzliches 
Dankeschön aussprechen. 

Die Arbeit macht Spaß, 
und die Arbeitsatmo- 

sphäre ist prima 

Wir haben in der Ge- 
schäftsstelle eine tolle Trup- 
pe. Die Arbeit macht richtig 
Spaß, und die Arbeitsatmo- 
sphäre ist prima. Ich bin 
stolz auf diese Mitarbeiter 
und auf ihr Engagement. Die 
Truppe ist im Durchschnitt 
36 Jahre jung. Wenn Sie 
abends um 22 Uhr bei uns 
anrufen, werden Sie mit Si- 
cherheit noch einige von uns 
erreichen, die bei der Arbeit 
sind. Ich finde, es ist eine 
tolle Leistung, die hier er- 
bracht wird - und das ohne 
jeden Druck, sondern aus ei- 
genem Antrieb, weil wirdie- 
sen Wahlkampf gewinnen 
wollen. 

Die SPD ist nervös; sie 
wechselt ständig ihre Strate- 
gie. Erst wollten sie unseren 
Kanzlerkandidaten in die 
rechte Ecke rücken. • Ge- 
scheitert. Dann wollten sie 
ihn als Kreidefresser dar- 
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stellen.    •    Gescheitert. 
Dann hieß Schröders Lo- 
sung „Ich oder er". • Ge- 
scheitert. - Das war auch 
ein bisschen früh; er wollte 
diese Losung erst in den letz- 
ten Wochen des Wahl- 
kampfs ausgeben. - Die 
nächste Losung hieß „Wir 
oder die". • Auch das ist 
schon wieder vergessen. 
Jetzt wollen sie Angst vor 
dem politischen Gegner ma- 
chen. Das ist das Schüren 
von sozialer Angst. Liebe 
Freunde, • auch diese 
Strategie ist zum Scheitern 
verurteilt, weil wirgarnicht 
dieser miesen Propaganda 
entsprechen und von dem 
Bild weit weg sind, das die 
Sozialdemokraten über uns 
verbreiten wollen. 

In den letzten Wochen ist 
klar geworden: Der Mythos 
„Kampa" ist Geschichte. 
Müntefering und Co. zeich- 
nen ein Zerrbild von Ed- 
mund Stoiber, als wenn er 
sich jeden Morgen zum 
Frühstück erst einmal zwei 
Arbeitnehmer sozusagen 
reinziehen würde. Das ist 
doch lachhaft bei einem 
Mann, der in seinem Bun- 
desland über 50 Prozent der 
Stimmen der Gewerk- 
schaftsmitglieder erhalt. 
Die Sozialdemokraten soll- 
ten erst einmal selber an die 
Arbeit gehen, ehe sie auf 
diese Art und Weise Men- 
schen verunglimpfen. 

Es ist die Einheit von 
Wort und Tat, die man 
bei Schröder vermisst 

Es gibt noch einen weite- 
ren kleinen, aber wichtigen 
Unterschied. Unser Kanzler- 
kandidat hält beim DGB und 
beim BDI dieselben Reden. 
Das kann man von Gerhard 
Schröder nun wirklich nicht 
behaupten. Deshalb stimmt, 
was wir sagen: Edmund 
Stoiber ist kantig, echt und 
erfolgreich. Das ist die Ein- 
heit von Wort und Tat, die 
man bei dem Bundeskanzler 
Schröder vermisst. Ich habe 
schon ein Versprechen abge- 
geben: Wir werden uns in 
den Gremien gemeinsam 
bemühen, dass er auch nach 
der Wahl weiter im Einsatz 
bleiben kann. Wir werden 
uns dafür einsetzen, dass er 
eine Talkshow im öffent- 
lich-rechtlichen Fernsehen 
bekommen wird. 

Im SPD-Programm steht 
auf Seite 1: „Gerhard Schrö- 

der zeigt, dass er das Leben 
mag." Das hat mich an meine 
Zeit in der Industrie erinnert. 
Wenn sich jemand bei uns 
beworben hatte, dann war 
das nicht gerade ausrei- 
chend, wenn allein im Zeug- 
nis stand, dass er sympä' 
thisch und bei den Mitarbei- 
terinnen und Mitarbeitern 
sehr beliebt wäre. Wenn da- 
gegen in dem Zeugnis stand, 
er sei kompetent, tatkräftig 
und gewohnt, im Team zu ar- 
beiten, dann war das eine 
sehr gute Beurteilung. 

Liebe Freunde, wenn Sie 
als Mittelständler einen Mi1' 
arbeiter einstellen wollten- 
dann wäre Ihnen vielleicht 
derjenige, der das Leben 
liebt, sympathisch. Aber 
einstellen würden Sie docn 
den, der kompetent und tat- 
kräftig ist und der im Team 
arbeiten kann. Das ist doch 
wohl klar. 

Mit unserer Sachbot- 
schaft und mit Edmund Stoi- 
ber als Kanzlerkandidaten 
wenden   wir  uns  an  ein 
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übergreifende Zielgruppe, 
die nicht durch Alter oder 
gesellschaftliche Stellung 
begrenzt wird. Wir wollen 
a'le ansprechen, die bereit 
s,nd, etwas zu leisten - für 
sich und für andere. Wir 
Sollen alle ansprechen, die 
Selbst als Leistungsträger 
angesprochen werden möch- 
ten. Wir wollen alle anspre- 
chen, die für ihre Leistung 
eine gewisse Sicherheit er- 
warten. Wir wollen schließ- 
1,ch die ansprechen, die für 
'"re Lebensleistung im Alter 
Anerkennung erwarten. Das 
Slr)d unsere Zielgruppen. 

Wir sprechen auch alle 
diejenigen an, die bei 

"ot-Grün hinten herun- 
tergefallen sind 

Unsere Botschaft „Lei- 
StUr>g und Sicherheit" richtet 
'ch an die Sekretärin, den 

^andwerker, den Manager, 
er> Studenten, die Existenz- 

Inderin und den Rentner. 

Wir sprechen auch alle die 
an, die bei Rot-Grün hinten 
heruntergefallen sind. Das 
sind die Jungen wie die Al- 
ten. Das sind die Familien, 
die Mittelständler und die 
Menschen in den neuen Län- 
dern. Ich möchte zu diesen 
Gruppen ein paar Worte 
sagen. 

Ich komme zunächst zur 
Jugend. In den Unterlagen 
der SPD steht, man habe die 
Jugendarbeitslosigkeit ab- 
gebaut. Das ist doch der rein- 
ste Hohn. Wenn man erlebt, 
was beispielsweise in Nord- 
rhein-Westfalen im Bereich 
der Schulbildung passiert, 
dann weiß man, warum die 
Jugendarbeitslosigkeit ge- 
stiegen ist. Gerade in dem 
letzten Monat Mai ist die Ju- 
gendarbeitslosigkeit gegen- 
über dem letzten Vorjahres- 
monat dramatisch gestie- 
gen. Wenn man sieht, dass in 
Bayern ein Schüler bis zum 
neunten Schuljahr 1000 Un- 
terrichtsstunden mehr erhält 
als ein Schüler in Nordrhein- 

Westfalen - das ist ein ge- 
samtes Schuljahr -, dann 
muss man sagen: Eine Lan- 
desregierung wie die in 
Nordrhein-Westfalen, die 
so etwas zulässt, versündigt 
sich an der Zukunft unserer 
Kinder. 

In jedem Bereich sind 
die unionsregierten 

Länder besser als die 
SPD-regierten 

Es ist auch kein Zufall, 
dass die Situation in den uni- 
onsgeführten Bundesländern 
auch im Bildungsbereich 
deutlich besser ist. Das ist 
genauso wie bei der inneren 
Sicherheit, beim Wirt- 
schaftswachstum, bei der 
Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit und beim Schulden- 
abbau: In jedem Bereich 
sind die unionsregierten 
Länder besser als die SPD- 
regierten Länder. CDU-Po- 
litiker in den Ländern und im 
Bund können es einfach bes- 
ser. Das ist unsere Botschaft 
an die Menschen. 

Liebe Freunde, ein Drit- 
tel der Wählerschaft ist älter 
als 60. Es soll sich keiner 
vormachen, wir hätten eine 
Art Dauerabo auf diese 
Stimmen. Die Menschen 
entscheiden nach ihrer eige- 
nen Befindlichkeit und nach 
der Politik, die wir für sie 
machen. Deswegen dürfen 
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wir die Menschen mit dem 
Renteneintritt nicht ab- 
schreiben. Wir dürfen nicht 
zulassen, dass die Rente für 
diese Menschen eine bloße 
Verteilmasse wird. 

Liebe Freunde, wir dür- 
fen nicht zulassen, dass in 
unserem Gesundheitswesen 
langfristig Zustände wie in 
England eintreten. Da be- 
kommt man nämlich ab ei- 
nem bestimmten Alter eine 
notwendige Operation nicht 
mehr, weil es sich nicht mehr 
lohnt, um es ganz brutal zu 
sagen. Das wird es mit der 
CDU/CSU in Deutschland 
nicht geben. 

Auch SPD-Familien- 
politik ein Fall von 
Wählertäuschung 

Bundeskanzler Schröder 
und die SPD haben sich auf 
ihrem Parteitag auch mit 
Familienpolitik beschäftigt. 
Ich möchte zunächst einmal 
sagen, dass sich hierein Fall 
von Wählertäuschung in 
diesem Wahlkampf an- 
bahnt. Es wird versprochen 
- das ist ein riesengroßes 
Versprechen der Sozialde- 
mokraten -, man werde nach 
der nächsten Wahl in der Le- 
gislaturperiode 4 Milliarden 
Euro für zusätzliche Betreu- 
ungsmöglichkeiten und für 
Ganztagsschulen ausgeben. 
Liebe Freunde, wissen Sie, 

was das, wenn man das ein- 
mal herunterrechnet, für 
Ihre Heimatkreise, für Ihre 
Städte bedeutet? Das bedeu- 
tet für jede Schule 25 000 
Euro im Jahr. Davon kann 
man noch nicht einmal Mit- 
tagessen bezahlen, ge- 
schweige denn die Lehrer 
oder den Ausbau der Schu- 
len. Das mag vielleicht für 
das Saarland reichen, aber 
nicht für Deutschland. Wol- 
len sie die Wähler in 
Deutschland veralbern? Ist 
das, was den Wählern ange- 
boten wird, wirklich ernst 
gemeint? Es wird daraufge- 
setzt, dass man, wenn man 1 
Milliarde hört, nicht mehr 
richtig herunterrechnet. 
Diese Aufgabe müssen wir 
übernehmen. 

Wir werden in der Fami- 
lienpolitik einen großen 
Schwerpunkt setzen. Ich 
war ganz glücklich, dass die 
Familienpolitik für Edmund 
Stoiber keine Pflichtauf- 
gabe ist, sondern eine Her- 
zensangelegenheit. 

Worum geht es? Es geht 
nicht darum, dass sich die 
Politik in die Entscheidun- 
gen der Familien einmischt. 
Die Politik hat bei der Ent- 
scheidung, wie Familien le- 
ben wollen, nichts zu su- 
chen. Die Entscheidung, wie 
Familien ihr Leben organi- 
sieren wollen, ist ausschließ- 
lich Sache der Eltern und der 
Kinder. Politik hat nur die 

Aufgabe, Möglichkeiten zu 
schaffen, dass Frauen, ins- 
besondere junge Frauen, 
Beruf und Familie zu ver- 
nünftigen Bedingungen un- 
ter einen Hut bringen kön- 
nen oder dass sich die Eltern 
entscheiden können, dass 
sich einer ausschließlich um 
die Kinder kümmert. Beide 
Entscheidungen sind gleich- 
wertig und müssen möglich 
gemacht werden. Entschei- 
den aber müssen das die Fa- 
milien ganz allein. 

Schröders „Chefsache" 
Ost ist zur Bedrohung 

geworden 

Nun zu den Menschen in1 

Osten und der Drohung von 
Gerhard Schröder Chefsa- 
che Ost: Das Wachstum dort 
ist schwächer als in den alte11 

Bundesländern. Die Schere 
geht im Gegensatz zu de11 

Zeiten der Regierung Kon' 
auseinander. Die Arbeitslo- 
sigkeit ist so hoch wie noch 
nie seit der Wiedervereini- 
gung. Die Chefsache Ost W 
endgültig zur Bedrohung fuf 

die Menschen geworden- 
Viele junge Menschen ha' 
ben aus dieser Situation lel' 
der schon Konsequenz^1 

gezogen, haben ihre Kofte 

gepackt und sind in den We- 
sten gegangen, um dort A> 
beit zu suchen und zu finden- 

Dass vernünftige Poüllk 
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und Wahlerfolge der CDU 
hier etwas verändern kön- 
nen, dafür habe ich für Sie 
e'n wunderschönes Beispiel 
2um Weitererzählen, und 
2war aus der Berichterstat- 
tü-ng im Fernsehen über die 
großartige Wahl in Sachsen- 
Inhalt, in die wir alle - ich 
nanke allen noch einmal, die 
s,ch daran beteiligt haben - 
v'el Kraft investiert haben, 
ks wurde ein junger Mann 
aufder Straße angesprochen, 
^ie seine Reaktion auf das 
Wahlergebnis in Sachsen- 
Inhalt sei. Der junge Mann 
^at in die Fernsehkameras 
Win gesagt: „Ich habe so- 
°rt meine Frau angerufen 

und habe ihr gesagt: Schatz, 
Pack die Koffer wieder aus. 
*^ir bleiben in Sachsen-An- 
**It, wir werden es jetzt hier 

Schaffen." Das ist die Bot- 
Schaft, die von unserem 
Wahlsieg ausgegangen ist. 

b en Menschen substan- 
zielle Antworten auf 
ihre Fragen geben 

Liebe Freunde, die Pro- 
§rärnmarbeit, die unter der 

uhrung von Angela Merkel 
Reistet worden ist und die 
ICn in unserem Regierungs- 

Pr°gramm „Leistung und 
•cherheit" niederschlägt, 
at sich ausgezahlt. Wir 
°"en den Menschen sub- 

Manzielle   Antworten   auf 

ihre Fragen geben. Wir wol- 
len Leistung belohnen und 
attraktiv machen und zu- 
gleich Sicherheit schaffen; 
dem haben wir uns für die 
kommenden Jahre ver- 
pflichtet. Deshalb lassen Sie 
mich einen Zusammenhang 
ansprechen, weil er in der 
Berichterstattung leider 
Gottes so nicht herausge- 
kommen ist. 

Eine echte Steuerreform 
und die Reform der sozialen 
Sicherungssysteme gehören 
zusammen. Das eine ist ohne 
das andere nicht möglich. 
Wir haben einmal Folgen- 
des ausgerechnet: Ein Ar- 
beitnehmer in Deutschland, 
der im Jahr 33 000 Euro ver- 
dient, müsste bis heute, 17. 
Juni, arbeiten, um nur Steu- 
ern und Abgaben zahlen zu 
können. Erst ab morgen ver- 
dient er in die eigene Tasche. 
Schon bei 33 000 Euro pro 
Jahr ist die Belastung so 
hoch, dass er erst ab morgen 
in die eigene Tasche arbei- 
tet. Können Sie mir einmal 
sagen, wie man einem sol- 
chen Arbeitnehmer wirklich 
zumuten kann und wie er es 
leisten soll, dass er in größe- 
rem Maße private Altersvor- 
sorge betreibt? Wir müssen 
doch zunächst einmal mit 
den Steuern herunter, bevor 
wir unsere Mitbürger auf- 
fordern können, einen grö- 
ßeren Teil an privater Al- 
tersvorsorge     beizutragen. 

Die Zusammenhänge sind 
doch eindeutig. Das kann 
sich ein Durchschnittsver- 
diener sonst gar nicht lei- 
sten, das in dem Maße auf- 
zubringen. Deshalb gehören 
Steuerreform und Reform 
der sozialen Sicherungssy- 
steme unabdingbar zusam- 
men. Wenn Herr Schröder 
sagt: „Eine Steuerreform ist 
nicht finanzierbar", aber er 
will den Menschen trotzdem 
eine private Altersversor- 
gung abverlangen, dann 
zeigt das nur: Wir haben eine 
andere Einstellung zu sozia- 
ler Politik für die Menschen 
in Deutschland als die der- 
zeitige Regierung. 

Staatsquote unter 
40 Prozent ist ein lang- 

fristiges Ziel 

Einer der Punkte unseres 
Regierungsprogramms, der 
viel diskutiert wird, ist das 
Projekt 3 x 40. Nun muss 
man einmal, damit es keine 
Missverständnisse gibt-der 
eine oder andere hat das viel- 
leicht nicht richtig nachgele- 
sen -, darauf hinweisen, 
dass das im Zeithorizont 
ganz unterschiedliche Pro- 
grammpunkte sind. Die 
Punkte Spitzensteuersatz 
unter 40 Prozent und Ein- 
gangssteuersatz unter 15 
Prozent wollen wir in der 
nächsten Legislaturperiode 
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erledigt haben. Das steht in 
der nächsten Legislaturperi- 
ode an. Sozialversiche- 
rungsbeträge unter 40 Pro- 
zent ist ein mittelfristiges 
Ziel. Ob wir das in der näch- 
sten Legislaturperiodeerrei- 
chen, muss man sehen, wenn 
ja, ist das gut. Aber wir legen 
uns da nicht fest. Es sind rie- 
sige Anstrengungen nötig, 
um das zu erreichen. Staats- 
quote unter 40 Prozent ist ein 
langfristiges Ziel. Bei dem 
Misserfolg, den diese Re- 
gierung gehabt hat, wird 
man knapp zehn Jahre brau- 
chen, um dieses Ziel zu er- 
reichen. 

Versprochen - 
gebrochen: auch bei 

der rot-grünen 
Steuerpolitik 

Als Gerhard Schröder 
auf dem DGB-Kongress zur 
Staatsquote gesagt hat, wir, 
die CDU/CSU, setzten die 
Abrissbirne an die Grund- 
mauern des Sozialstaates 
und damit an die Zukunft un- 
seres Landes, fing ich wirk- 
lich an, mir allen Ernstes 
Sorgen um das Gedächtnis 
dieses Mannes zu machen. 
Entweder hat er ein schlech- 
tes oder gar kein Gedächtnis, 
oder er lügt frech drauf los. 
Denn er hat vor drei Jahren 
noch selber vorgetragen, 
dass es sein Ziel ist, dass er 

die Staatsquote unter 44 Pro- 
zent drücken will. Das 
wollte er schon im Jahre 
2000 erreichen. 

Liebe Freunde, verspro- 
chen - gebrochen, auch in 
diesem Bereich. Dieser 
Bundeskanzler Gerhard 
Schröder hat es eben nicht 
geschafft und jetzt versucht 
er, andere zu verunglimp- 
fen. Das lassen wir nicht zu. 

Liebe Freunde, im ersten 
Jahr einer CDU/CSU-Re- 
gierung werden vier finanz- 
wirksame Maßnahmen an- 
stehen: 

• ERSTENS-Angela Mer- 
kel hat es vorhin angespro- 
chen -: Die Ökosteuer wird 
zum 1. Januar 2003 nicht er- 
höht werden. 

• ZWEITENS: die Ein- 
führung unseres so genann- 
ten Dreisäulenmodells. In 
diesem Zusammenhang 
möchte ich in erster Linie 
den Punkt „400-Euro-Ver- 
träge" ansprechen. Wir wer- 
den die alte 630-DM-Rege- 
lung im Prinzip wieder ein- 
führen. Man kann in 
Deutschland in Zukunft 
wieder bis zu 400 Euro steu- 
erfrei hinzuverdienen. Der 
Arbeitgeber zahlt einen 
Steuerantei 1 von 20 Prozent. 
Dieses Geld wird an die So- 
zialversicherungssysteme 
abgeführt. Die Menschen, 
die hinzuverdienen wollen, 

sind alle fleißig. Es sind 
doch keine Großverdiener, 
sondern normale Arbeit- 
nehmer, die ein bisschen et' 
was zuverdienen wollen, 
damit sie sich mit den Kin- 
dern einen Urlaub leisten 
oder ein paar Sachen zusätz- 
lich kaufen können. Wir 
werden das wieder möglich 
machen in Deutschland- 

Das ist für die Vereine, füf 

die Verbände und für die 
Menschen gut. 

Was den zweiten Teil des 
Dreisäulenmodells angeht: 
Heute Morgen hat es wegen 
einer Äußerung von Friß' 
drich Merz Verwirrung ge' 
geben. Ich verstehe diese 
Verwirrung überhaupt nicht- 
Arbeitslose, die eine Arbeit 
annehmen, deren Nettolohn 
bisher bezogene Sozialle1' 
stungen nicht erreicht, sol- 
len einen Aufstockungsbe- 

trag erhalten. Aber wer sich 
dann weigert, eine Arbeit 
anzunehmen, der wird m> 
Kürzungen seiner Sozialle'' 
stungen rechnen müssen. 

Auch wenn es vor wen'' 
gen Jahren noch ein Tab11 

war, müssen wir in diesen1 

Wahlkampf immer wieder 
folgenden Satz sagen: Wef 

in Deutschland arbeitet, de>" 
muss mehr Geld in der Ta 

sehe haben als der, der nich 
arbeitet. 

• DRITTENS: Die Anrech- 
nung   von   Kinderbetreu 
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üngskosten. Wir werden das 
schon zum 1. Januar 2003 in 
e'nem Rahmen zwischen 
'000 Euro und 5000 Euro 
Nieder möglich machen. 

* VIERTENS: Die frohe 
Botschaft an alle Kommu- 
nalpolitiker lautet: Die Ge- 
^erbesteuerumlage wird 
auf den alten Stand zurück- 
Versetzt. Für die Kommu- 
nen gibt es ab dem 1. Januar 
^003 3 Milliarden Euro zu- 
sätzlich. 

Wir müssen im Jahr 2003 
le Spielräume für mehr 

Wachstum und Beschäfti- 
gung schaffen. 2004 können 
wjr dann mit Maßnahmen 
w,e der Steuerreform an- 
fangen. 

Zurzeit   wird  die   wirt- 
^haftliche   Stimmung   in 

eutschland   nach   meiner 
esten Überzeugung leider 

n°ch falsch dargestellt. Wer 
j^h mit Mittelständlern vor 

n>   aber   auch   mit   den 
§r°ßen Unternehmern  un- 
geteilt, der stellt fest: Die 
^a§e ist schlechter, als in 
en Medien berichtet wird. 
as lässt sich zum Teil auch 

11111 der Situation der Medien 
erk'ären. Die Verlagshäuser 
S,nd selbst in Schwierigkei- 

n- Es ist ganz sicher so, 
ass auch über kleinste posi- 
Ve Signale relativ groß be- 
btet   wird.   Wir   haben 

%i Ur Verständnis. 

Wenn Herr Schröder aber 
so tut, als wenn das Wirt- 
schaftswunder sozusagen 
vor der Tür stehe, dann müs- 
sen wir wirklich darauf hin- 
weisen, wie sehr sich die Si- 
tuation geändert hat: Früher 
hatte der amerikanische Prä- 
sident den Kanzler Helmut 
Schmidt aufgerufen, und 
ihm gesagt, Deutschland 
müssten etwas für den Auf- 
schwung der Weltwirtschaft 
tun; heute schaut die Regie- 
rung aus SPD und Grünen 
nur noch in Richtung USA, 
in der Hoffnung, dass von 
dort irgendeine Hilfe 
kommt; denn man ist nicht in 
der Lage, selbst etwas für 
Deutschland zu tun. 

Wir müssen das ändern. 
Wir in Deutschland müssen 
selbst aktiv werden. Deutsch- 
land kann damit nicht zufrie- 
den sein, Schlusslicht in Eu- 
ropazu sein. Wir wollen wie- 
der in die Spitzengruppe. 
Das ist das Ziel unserer Wirt- 
schaftspolitik in den kom- 
menden vier Jahren. 

Lassen Sie mich noch ei- 
nen sehr ernsten Punkt für 
die kommenden drei Mo- 
nate des Wahlkampfes an- 
sprechen. Wir haben einen 
harten Wahlkampf zu er- 
warten. Worum geht es im 
Kern? Weshalb werden 
Rote und Grüne mit Zähnen 
und Klauen um die Macht 
kämpfen? Es geht im Kern 
darum, dass bei dieser Wahl 

entschieden wird, ob das 
Projekt der 68er zu Ende ist, 
ob es als Fußnote in die Ge- 
schichte eingehen wird. Das 
ist die wahre Entscheidung 
dieser Bundestagswahl. Bei 
SPD und Grünen hatte man 
sich das Projekt der 68er als 
Generationenprojekt vor- 
gestellt. Der Durchmarsch 
durch die Institutionen schien 
gelungen angesichts all der 
Größen, die heute der Re- 
gierung angehören. 

SPD und Grüne werden 
schwere Zerreißproben 
durchmachen, wenn sie 
die Regierungsmacht 

verloren haben 

In der Realität ist es nicht 
so, dass in Deutschland ir- 
gendetwas ökologischer, 
gewaltfreier oder gar sozial 
gerechter geworden wäre. 
Die Realität ist anders. Die 
ursprüngliche Identität der 
68er ist in beiden Parteien, - 
sowohl in der SPD als auch 
in der Partei der Grünen - 
regelrecht pulverisiert wor- 
den. SPD und Grüne werden 
- ich sage es Ihnen voraus - 
schwere Zerreißproben 
durchmachen, wenn die Re- 
gierungsmacht weggefallen 
sein wird. Das wissen sie. 
Sie haben das Scheitern vor 
Augen. Deshalb müssen wir 
darauf achten, dass die kom- 
menden Angriffe von uns 
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entsprechend eingestuft 
werden. Wenn einer von uns 
in den kommenden drei Mo- 
naten angegriffen wird, 
dann müssen wir zusam- 
menstehen, und jeder muss 
den anderen verteidigen. Je- 
der von uns, der angegriffen 
wird, hat ein Recht darauf, 
dass wir zusammenstehen. 

Die entscheidende 
Frage wird sein: Liegen 

CDU/CSU und FDP 
vor Rot-Rot-Grün? 

Die eigentlich entschei- 
dende Frage ist nach meiner 
festen Überzeugung nicht 
mehr, ob wir vor der SPD 
liegen werden. Wir werden 
nach dieser Bundestags- 
wahl vor der SPD liegen! 
Die entscheidende Frage 
ist: Liegen CDU/CSU und 
FDP vor Rot-Rot-Grün? 
Liebe Freunde, Gregor Gysi 
hat erklärt, dass seine Partei 
als Unterstützung für die 
SPD zur Verfügung steht. 
Machen wir uns nichts vor: 
Wenn es erforderlich sein 
wird, dann werden die Leute 
um Schröder und Müntefe- 
ring alles versuchen, um 
eine Regierung - auch mit 
Unterstützung der PDS - 
zustande zu bringen. Ich 
glaube Herrn Müntefering 
und Herrn Schröder in die- 
ser Beziehung kein einziges 
Wort mehr. 

Wir müssen den Men- 
schen sagen, was los ist. Es 
macht keinen Sinn, darüber 
hinweg zu sehen, weil man es 
vielleicht gar nicht für mög- 
lich hält. SPD und Grüne 
werden es tun: sie werden es 
versuchen, wenn sich die 
Möglichkeit dazu ergibt. 

Wir haben in den vergan- 
genen Jahren festgestellt: 
Selbst wenn bei der SPD fast 
gar nichts funktioniert hat, so 
hat doch die „Abteilung 
Schmutz" in ihrer Bundes- 
geschäftsstelle nahezu im- 
mer funktioniert. Das 
Schlimmste, was unsere 
Mitglieder in den vergange- 
nen vier Jahren über sich er- 
gehen lassen mussten, waren 
die üblen Beschimpfungen 
und Verleumdungen der 
Strucks, Münteferings und 
Stieglers, all dieser SPD-Po- 
litiker. Ob Leuna oder die 
inszenierte Aktenaffäre des 
Herrn Hirsch, das alles hatte 
nur ein einziges Ziel: Man 
wollte der CDU schaden und 
die CDU kaputtmachen. Da- 
bei hat sich die SPD mora- 
lisch auf ein sehr hohes Ross 
gesetzt. Jetzt wundert sie 
sich darüber, wie tief sie fällt. 

Aus Wahlkampfgründen 
ist der Untersuchungsaus- 
schuss des Bundestages so- 
gar nach Kanada geflogen. 
Man hat dieses Parlaments- 
gremium missbraucht und in- 
strumentalisiert, um von ei- 
nem mit Haftbefehl gesuch- 

ten Mann in Kanada irgend- 
welche Auskünfte zu bekom- 
men. Ich finde das, was die 
SPD da macht, unanständig 
und unerträglich. Wir werden 
das nicht hinnehmen. 

Es ist immer dasselbe: 
Die SPD streitet ab, 

solange es geht 

Dabei hätten die Sozial- 
demokraten in ihren eigenen 
Reihen so viel zu tun. An' 
gela Merkel hat schon vor- 
hin auf Saarbrücken und 
Schleswig-Holstein hinge' 
wiesen. Ich sage Ihnen: Ich 
kenne die ganzen StrickmU' 
ster aus meiner Zeit als 
NRW-Fraktionsvorsitzen- 
der. Es ist immer dasselbe- 
Es wird abgestritten und ab' 
gewiegelt, solange es geh1. 

Man täuscht und versucht- 
dichtzumachen, bis es nich 
mehr länger geht. Das hat 
Herr Müntefering schon >n 

Nordrhein-Westfalen getan- 
und das macht er jetzt auf def 

Bundesebene wieder. W,e 

wir inzwischen wissen, han' 
deltessichinKölnwirklic11 

um Korruption. 
Ich will noch etwas ^ 

moralischen    Qualität   d 

ganzen Argumentation d 

SPD sagen. Lassen wir etf' 
mal die Finanzgeschichte 
und     die     Korruptionsg^ 
schichte vor der Tür. <• 
nauso schlimm wie diese f> 
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den Punkte, die an sich 
schon schlimm genug 
sind, ist Folgendes: Wie 
kann es überhaupt in ei- 
ner Partei, die etwas auf 
sich hält, möglich sein, 
dass ein Mann wie Herr 
Wienand als Türöffner 
wir Firmen dient? Es ist 
doch unglaublich, dass 
ein solcher Mann, ein 
verurteilter DDR- 
Spion, Türen für die 
SPD bei Unternehmen 
öffnet. 

Was hält diese Par- 
tei eigentlich noch von 
sich? Was ist aus dieser 
stolzen SPD geworden? 

Liebe Freunde, wir haben 
die SPD-Strategie mehrfach 
durchbrochen. Wir haben 
s,e gezwungen, ihre Strate- 
ge zu ändern. Wir haben sie 
v°r dem Hintergrund ihrer 
gebrochenen Versprechen 
Ur,d ihres Geredes von der 
^higen Hand sowie ange- 
Slchts der Situation, dass wir 
a's Schlusslicht in Europa 
^stehen, sicher in eine für 
S'e argumentativ schwierige 
^age gebracht. Wir sagen 
Gütlich: Es ist Zeit für Ta- 
en- Das passt zu Edmund 
l°iber und zu unserer Poli- 

•s. Wir werden uns nicht be- 
^en lassen. Wir werden ei- 

"en klaren Kompetenzwahl- 
arnpf um die Frage führen, 
er Deutschland besser re- 

8leren kann. Unser Regie- 
Ungsprogramm, das Kom- 

petenzteam und unser Kanz- 
lerkandidat Edmund Stoiber 
sind unsere Antworten auf 
vier Jahre Rot-Grün in 
Deutschland. 

Lasst uns gemeinsam 
kämpfen! 

Liebe Freunde, lasst 
mich auf den wichtigsten 
Punkt zurückkommen: Der 
Wahlkampf endet am 22. 
September abends um 18 
Uhr und keine Stunde eher. 
Mögen die Meinungsumfra- 
gen noch so gut sein, bis zum 
22. September abends muss 
die gesamte CDU kämpfen. 
In den Kreisverbänden wird 
mir noch zu wenig getan. 
Angesichts all der Euphorie, 
die da ist, fühlt sich manch 
einer schon zu sicher. Lasst 

uns gemeinsam kämp- 
fen. Wir werden ein 
Riesenaufgebot ha- 
ben. Die ganze Partei 
in ihrer Breite und 
Spitze, alle, werden 
mit riesigem Engage- 
ment in diesen Bun- 
destagswahlkampf ge- 
hen. Es geht jetzt aber 
auch darum, dass man 
sich nicht vor Ort hin- 
setzt und nach Art des 
Aufsichtsrates schaut, 
was die an der Spitze 
machen, ob die es rich- 
tig machen und ob das 
alles richtig funktio- 

niert. Die organisatorischen 
Voraussetzungen sind ge- 
troffen. Wir dürfen jetzt al- 
les machen. Beim Kämpfen 
nachlassen dürfen wir auf 
keinen Fall. 

Liebe Freunde, wir alle 
werden in der kommenden 
Zeit viel unterwegs sein, auf 
Straßen, auf Plätzen, in Be- 
trieben, bei Festen und bei 
Freunden. Unser Regie- 
rungsprogramm ist das beste 
Argument. Es stellt eine klare 
Alternative zu Rot-Grün dar. 
Wir haben auch die besseren 
Köpfe. Ich bin davon über- 
zeugt, wir werden gemein- 
sam mit Angela Merkel und 
Edmund Stoiber unser Land 
nach vorne bringen. 

• Es ist Zeit für Taten! 
• Lassen Sie uns 

handeln! UO 
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FRIEDRICH   MERZ: 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion kämpft 
um die Ablösung von Rot-Grün 

Gestern sind es 97 Tage ge- 
wesen; heute Nacht haben 
wir schon einmal ein klei- 
nes Fest miteinander ge- 
feiert, das zum Teil bis in 
die frühen Morgenstun- 
den gereicht hat; jetzt sind 
es nur noch 96 Tage bis 
zum Regierungswechsel in 
Berlin und zum Ende von 
Rot und Grün. 

Ich gebe Ihnen heute - 
wie auf jedem Bundespar- 
teitag der CDU Deutsch- 
lands - den Bericht des Vor- 
sitzenden der Unionsfrak- 
tion im Deutschen Bundes- 
tag, heute zum letzten Mal 
für diese Wahlperiode. 
Diese Wahlperiode, die sich 
in drei Monaten ihrem Ende 
zuneigt, wird als eine Wahl- 
periode in die Geschichte 
der Republik eingehen, die 
vermutlich von allen dieje- 
nige war, die am meisten von 
Auf und Ab geprägt war, von 
Freude und Niederlage, von 
großer Wechselhaftigkeit. 

Am Anfang stand eine 
Wahlniederlage der Union, 
und am Ende steht die große 
Chance, dass wir nicht nur 
wieder stärkste Fraktion im 
Deutschen Bundestag wer- 
den, sondern auch wieder 
Regierungsfraktion im 

Bericht des Vor- 
sitzenden der CDU/ 

CSU-Fraktion im Deut- 
schen Bundestag, 

Friedrich Merz, auf 
dem 15. Parteitag der 

CDU in Frankfurt am 

Main am 18 Juni 

Deutschen Bundestag wer- 
den, liebe Freunde. 

Bis dahin ist es allerdings 
noch ein langer Weg. Drei 
Monate können in der Poli- 
tik eine sehr lange Zeit sein. 
Deswegen, liebe Freunde, 
müssen wir bis zum Ende 
dieser Legislaturperiode, 
bis zum Ende des Wahl- 
kampfes jeden Tag und jede 
Woche das tun, was wir auch 
in den letzten dreieinhalb 
Jahren getan haben: Wir 
müssen die Regierung stel- 
len - im Parlament und 
außerhalb -, wir müssen sie 

dort, wo sie Fehler macht- 
kritisieren, wir müssen An- 
griffe der Regierung auf die 
Union weiter beherzt ab- 
wehren, und wir müssen 
eine überzeugende Alterna- 
tive der Union für die Bun- 
destagswahl jeden Tag und 
immer wieder darstellen. 

Nach vier Jahren rot- 
grüner Politik in Berlin 
gilt es Bilanz zu ziehen: 

• Die rot-grüne Regie' 
rung schließt ab mit vie' 
Millionen Arbeitslosen, m'1 

einer Steigerung der Jugend- 
arbeitslosigkeit in Deutsch- 
land um über 15 % im Jah' 
resvergleich. • Sie schließ 
ab mit dem niedrigste" 

Wachstum aller Mitglied' 
Staaten der Europäischen 
Union. «Sie schließt ab mjt 

der höchsten Neuverschu'' 
dung aller Mitgliedstaaten in 

Europa.« Sie schließt $ 
mit der höchsten Arbeit*'0' 
sigkeit in den neuen Lände 
seit der Wiedervereinigung' 
• Sie schließt ab mit eineni 

größer werdenden Absta 
bei Forschung und Entwich 
lung zu anderen Industrien 
tionen, insbesondere zu d 
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Vereinigten Staaten von 
Amerika. • Sie schließt ab 
IjjjM einer geradezu katastro- 
phalen Lage des deutschen 
Mittelstandes. «Sie schließt 
a° mit einer Depression in 
aer deutschen Landwirt- 
Schaft, die von dieser Bun- 
desregierung nur mit Füßen 
^treten wird. • Sie schließt 
ab mit dem Urteil nicht der 
Putschen Opposition, son- 
ern unserer europäischen 

Und transatlantischen Partner 
J^'t dem Attribut vom „kran- 
ker> Mann Europas". 

Im SPD-Regierungspro- 
§rarnm wörtlich: Die Rich- 
Ung stimmt, wir werden den 
^eg weitergehen. 

Liebe Freunde, in diesen 
a§en wird immer wieder 
aVon gesprochen und darü- 
er spekuliert, ob es denn 
.rausamkeiten   gäbe,   die 
,Ile   unionsgeführte   Bun- 

. esregierung den Menschen 
Deutschland    zumuten 

JJitie. Ich sage dazu: Die 
°ßte Grausamkeit, die den 

fischen  in  Deutschland 
Vieren könnte, wäre die 
Isetzung der rot-grünen 

°litik in Berlin. Das wäre 
..  §rÖßte Grausamkeit, die 

I 'e Menschen in Deutsch- 
nd erleben könnten! 
ts hat in dieser Legisla- 

Periode   immer   wieder 
und k- D>s zum heutigen Tag 

verändert   den   Versuch 
Beben, die Union zu diffa- 
leren, ihre Politik zu dele- 

gitimieren, und der rot-grü- 
nen Bundesregierung, ins- 
besondere den Sozialdemo- 
kraten, war dabei kein In- 
strument zu schmutzig und 
keine Methode zu abwegig. 

Ich spreche das an, weil in 
diesen Tagen die Arbeit des 
Parlamentarischen Untersu- 
chungsausschusses über die 
Parteispendenaffäre der 
CDU, aber auch über die 
Verfehlungen der Sozialde- 
mokraten zu Ende gegangen 
ist und weil die Abschluss- 
berichte der Mehrheit und 
der Minderheit geschrieben 
worden sind. 

Es war ein schwerer 
Weg, das Vertrauen 

der Menschen zurück- 
zugewinnen 

Liebe Freunde, es hat bei 
uns und bei den Sozialdemo- 
kraten Verstöße gegen das 
Parteiengesetz gegeben. 
Wir, die CDU Deutschlands, 
haben viel verloren. Wir ha- 
ben Geld verloren, wir haben 
Wahlen verloren, und, was 
viel schlimmer ist, wir ha- 
ben bei den Menschen in 
Deutschland politisches Ver- 
trauen verloren. Es ist ein 
schwerer Weg gewesen, die- 
ses Vertrauen bei den Men- 
schen Schritt für Schritt 
zurückzugewinnen, auch in 
der Aufarbeitung und in der 
Aufklärung dessen, was war. 

15.   P A RTEITAG' 

Aber damit kein Miss- 
verständnis entsteht: Wir 
haben es zu keinem Zeit- 
punkt zugelassen, dass die 
Arbeit der früheren Bundes- 
regierung von Helmut Kohl 
und der CDU und der CSU 
von SPD und Grünen krimi- 
nalisiert wurde. 

Liebe Freunde, bei allem, 
was da war, was uns be- 
schwert hat und was wir of- 
fen angesprochen haben: 
Die Politik der früheren Bun- 
desregierung ist nicht käuf- 
lich gewesen, und die CDU 
Deutschlands ist nicht eine 
kriminelle Vereinigung, wie 
Rot-Grün das immer hinzu- 
stellen versucht hat. 

Zwischenzeitlich sind 
die Sozialdemokraten von 
ihrem sehr hohen Ross der 
moralischen Überlegenheit, 
die sie für sich selbst immer 
in Anspruch genommen ha- 
ben, ziemlich hart herunter- 
gefallen. Wenn es in diesen 
Tagen über Kriminalität, 
über Bestechlichkeit, über 
viele Dinge zu reden gilt, 
dann betrifft das Vertreter 
der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands von 
Kiel bis Saarbrücken, im 
ganzen Land Nordrhein- 
Westfalen, an den verschie- 
densten Stellen. 

Die deutsche Öffentlich- 
keit hat Anspruch darauf, 
dass jetzt dieselben Maß- 
stäbe an die Sozialdemokra- 
ten angelegt werden, wie das 
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über dreieinhalb Jahre - zu 
Recht - bei uns der Fall war. 

Wir erwarten, dass die So- 
zialdemokratische Partei 
Deutschlands auch in den ei- 
genen Reihen die Maßstäbe 
durchsetzt, die sie an uns an- 
gelegt hat. Wir erwarten, 
dass diejenigen, die sich 
wirklich schwerer Verfeh- 
lungen und Vergehen, bis hin 
zu schweren Verstößen ge- 
gen das Strafgesetzbuch, 
schuldig gemacht haben, nun 
auch wirklich aus der SPD 
ausgeschlossen werden. Ich 
nenne stellvertretend für 
viele nur die Namen Hoff- 
mann aus Saarbrücken und 
Wienand aus Köln. Das wird 
in den nächsten Wochen und 
Monaten eine Rolle spielen. 

Dank an die Kolle- 
ginnen und Kollegen 
im Untersuchungs- 

ausschuss 

Ich möchte in diesem Zu- 
sammenhang ein herzliches 
Wort des Dankes an dieje- 
nigen Kolleginnen und Kol- 
legen sagen, die im Unter- 
suchungsausschuss des 
Deutschen Bundestages ihre 
Arbeit geleistet haben. Ich 
nenne stellvertretend für alle 
den Obmann in diesem Aus- 
schuss, unseren Freund An- 
dreas Schmidt. 

Liebe Freunde, es ist 
nicht immer angenehm, in 

einem Untersuchungsaus- 
schuss zu arbeiten, insbeson- 
dere dann nicht, wenn er sich 
-von der Mehrheit im Parla- 
ment instrumentalisiert-ge- 
gen die eigene Fraktion und 
gegen die eigene Partei rich- 
tet. Aber das, was unsere 
Kolleginnen und Kollegen 
im Untersuchungsausschuss 
geleistet haben, ist eine wirk- 
lich gute Arbeit gewesen. 
Nicht nur die Bundestags- 
fraktion, sondern auch beide 
Parteien, CDU und CSU, 
schulden diesen Kollegen 
Dank und Anerkennung für 
die Arbeit, die sie für uns alle 
in diesem Untersuchungs- 
ausschuss geleistet haben. 

Mit dem Abschluss 
dieses Untersuchungsaus- 
schusses ist der Versuch der 
Sozialdemokraten, die Poli- 
tik der Union zu diffamieren 
und zu delegitimieren, aber 
nicht zu Ende. Ich halte hier 
eine Publikation in den Hän- 
den, die deutlich macht, wie 
die SPD und mit ihr die Bun- 
desregierung gegen die 
Union vorgehen wird. Es 
handelt sich um eine Veröf- 
fentlichung des Presse- und 
Informationsamtes der Bun- 
desregierung, vor wenigen 
Monaten erschienen, die 
überschrieben ist mit „Zehn 
Jahre vereint - Deutschland 
2000", ein Bericht über zehn 
Jahre deutsche Einheit. 

Auf 100 Seiten dieses Be- 
richtes werden große Teile 

der deutschen Geschichte 
umgeschrieben, wird die 
Geschichte der deutschen 
Einheit verfälscht. Es wer- 
den im Zusammenhang m'1 

der deutschen Einheit Na' 
men genannt, immer wieder 
und fast auf jeder Seite Ger- 
hard Schröder, darüber hin' 
aus Willy Brandt, Otto 
Schily, Wolfgang Thierse- 
Erich Honecker, Eg°n 

Krenz, Günter Schabowsk'- 
Günther Kleiber und E0*# 
Mielke. Alle die, die dort ge- 
nannt sind, werden in den n'' 
storischen Kontext der deft' 
sehen Einheit gestellt. Der 
Name Wolfgang Schäuble" 
derjenige, der den Ein' 
gungsvertrag ausgehande 
hat - wird nicht ein einzigeS 

Mal erwähnt. 

Der Verfälschung 
unserer Geschichte 

entgegentreten 

Helmut Kohl wird «** 
diesen 100 Seiten in nur e'| 
nem Satz erwähnt, und de 

lautet so: „Mit Bunde-jj 
kanzler Dr. Helmut K<^ 
verlässt eine Generation 
politische   Bühne,   Üf 
Biografien" - jetzt höre^ 
Sie gut zu! -„von Krieg Jjjj 
Nachkriegsära        gePrag

fl 

sind." Liebe Freunde, \*"f 
lC Hei1 

das das Einzige ist, wa* 
Sozialdemokraten   in      n 
sem Land zur deutsch6 
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Einheit, zur CDU/CSU und 
*u Helmut Kohl einfällt, 
ann müssen wir mit aller 

^tschiedenheit        dieser 
erfälschung unserer Ge- 

richte     entgegentreten. 
as werden wir in den näch- 
en Wochen und Monaten 

auchtun. 

Die SPD kann die 
deutsche Einheit 
nicht für sich in 

Anspruch nehmen 

. Wenn man ein solches 
j^chwerk in die Hände be- 
•*mt, dann fällt es schon 

r(iammt schwer, dem zu 
^sprechen, was ein Le- 

J jn der Zeitung „Die 
, elt" Mitte Mai in einem 
^ serbrief geschrieben hat, 
^meinte, das seien „Ge- 
^hichtsfälschungen in fast 
Juristischer Manier". Es 

ll verdammt schwer, da- 
8en noch ein gutes Argu- 
ent zu finden. 

. cn sage Ihnen, wir wer- 
Uns diesem Versuch, die 

b, Sche Geschichte umzu- 
K eiben und die deutsche 
de

nheit allein für die Sozial- 
Un °kraten, für die Grünen 
1^ Nehmend auch für die 
|w ui Anspruch zu neh- 

ter
n'aucn ganz aktuell wei- 
^gegenstellen. 

str . lr diskutieren, ja, wir 
de "en im Deutschen Bun- 

^g derzeit über eine Än- 

derung des Stasi-Unterla- 
gengesetzes. Auch dazu ein 
klares Wort: Wir wollen, 
dass die Machenschaften der 
Staatssicherheit in Deutsch- 
land weiter aufgeklärt wer- 
den. Wir wollen, dass klar 
wird, wer in Deutschland in 
den 40 Jahren des real exi- 
stierenden Sozialismus wo- 
für Verantwortung getragen 
hat - in einem Staat, in dem 
ein Unterdrückungssystem 
geherrscht hat, das aufzu- 
klären und Verantwortlich- 
keiten festzumachen heute 
mehr denn je eine lohnens- 
werte Arbeit, auch des Ge- 
setzgebers, ist. Aber damit 
auch das ganz klar ist: Wir 
werden es nicht zulassen, 
dass über diesen Weg der 
Änderung des Stasi-Unter- 
lagengesetzes die Grund- 
rechte der Menschen in ganz 
Deutschland - dies hat kei- 
neswegs allein etwas mit 
Helmut Kohl zu tun - infrage 
gestellt werden. Mit CDU 
und CSU ist dieser Weg nicht 
zu machen. 

Nun wissen wir alle, dass 
die Auseinandersetzung bei 
dieser Bundestagswahl - so 
wollen wir es jedenfalls - 
nicht über die Vergangen- 
heit geführt wird. Ich habe 
das in Dresden schon gesagt 
und wiederhole es: Wenn 
die Sozialdemokraten das 
wollen, können wir diese 
Auseinandersetzung führen. 
Wenn sie zur Entschuldi- 

FRIEDRICH   MERiz* 

gung ihres eigenen Versa- 
gens immer wieder auf 16 
Jahre unionsgeführte Bun- 
desregierungen Bezug neh- 
men, dann werden wir über 
diese 16 Jahre reden. Dann 
habe ich bei aller Kritik, die 
berechtigt ist, überhaupt 
kein Problem damit, auch 
öffentlich zu sagen: Jedes, 
aber auch wirklich jedes die- 
ser 16 Jahre war für 
Deutschland besser als die 
vier Jahre, die Rot und Grün 
in Deutschland regiert ha- 
ben. Ich habe keine Hem- 
mung, das zu sagen. 

Die große Herausforde- 
rung: Vier Millionen 

Menschen wieder 
Arbeit auf dem ersten 
Arbeitsmarkt geben 

Aber die Auseinander- 
setzung, liebe Freunde, soll 
um die Zukunft gehen. Wir 
wollen, auch aus der Bun- 
destagsfraktion heraus, ei- 
nen Wahlkampf mit denen, 
die dabei sind, und mit de- 
nen, die neu dazukommen, 
über die großen Fragen der 
Zukunft in Deutschland 
führen. Eine der wesentli- 
chen Fragen, vielleicht die 
entscheidende Frage, zu Be- 
ginn eines neuen, des 21. 
Jahrhunderts wird sein: Wie 
schaffen wir es, die größte 
nicht sozialpolitische, son- 
dern gesellschaftspolitische 
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Herausforderung zu beste- 
hen, die darin besteht, min- 
destens 4 Millionen Men- 
schen in Deutschland wie- 
der Arbeit im ersten Arbeits- 
markt zu eröffnen. 

Mit Aufhebung 
der Bewirtschaftung 

hat Erhard eine 
Entscheidung von 
großer Tragweite 

getroffen 

Wir haben heute den 
18. Juni. Dies ist ein histori- 
sches Datum. Am 18. Juni 
1948, heute genau vor 54 Jah- 
ren, sind von den drei West- 
mächten in Berlin die Ge- 
setze erlassen worden, die die 
Einführung der D-Mark er- 
möglicht haben. Zwei Tage 
später, am 20. Juni 1948, ist 
die D-Mark eingeführt wor- 
den. Mit der Einführung der 
D-Mark hat Ludwig Erhard 
eine Entscheidung verbun- 
den, die von vielleicht noch 
größerer Trageweite war als 
die Währungsumstellung. Er 
hat die Entscheidung getrof- 
fen, in dem für die Menschen 
damals wichtigsten Bereich, 
nämlich der Versorgung mit 
Lebensmitteln, die Bewirt- 
schaftung aufzuheben. Er ist 
dafür von dem amerikani- 
schen Militärkommandaten 
General Lucius Clay zur Re- 
chenschaft gezogen worden. 
Er hat ihn zu sich bestellt und 

hat gesagt: „Herr Erhard, ich 
habe gehört, Sie haben an den 
Regeln der Bewirtschaftung 
etwas geändert." Daraufhin 
hat Erhard erwidert: „Herr 
General, ich habe an den 
Regeln nichts geändert. Ich 
habe die Bewirtschaftung 
abgeschafft." Das Ergebnis 
war, dass mit Währungsum- 
stellung und Marktwirtschaft 
in Deutschland ein unglaub- 
licher Boom ausgelöst war 
und es über Nacht Lebens- 
mittel in allen Geschäften 
gab. 

Liebe Freunde, 16 Jahre 
später, Anfang der 60er- 
Jahre, hat es wieder einen 
von der Union gestellten Mi- 
nister gegeben, der Mut 
hatte. Das war der Woh- 
nungsbauminister Paul 
Lücke, der Anfang der 60er- 
Jahre die staatliche Bewirt- 
schaftung des Wohnraums 
in Deutschland abgeschafft 
hat. Die Entscheidung 1948 
genauso wie die Entschei- 
dung Anfang der 60er-Jahre 
musste gegen den erbitterten 
Widerstand der Sozialde- 
mokraten und der Gewerk- 
schaften in Deutschland 
durchgesetzt werden. Jedes 
Mal wurde der Einwand er- 
hoben: Wenn die Bewirt- 
schaftung aufgehoben wird, 
dann können sich nur Reiche 
Lebensmittel und Wohn- 
raum leisten. Genau das Ge- 
genteil ist beide Male einge- 
treten. Es sind nicht die Rei- 

chen gewesen, sondern es is 
die Masse der Bevölkerung 
gewesen, die plötzlich aus- 
reichend mit Lebensmittel11 

und später mit Wohnraum 

versorgt wurde. 
Warum sage ich das und 

warum nehme ich gerade 
heute Bezug auf dieses hi- 
storische Datum? Lie^ 
Freunde, man kann in die' 
sem Zusammenhang noc 
ein drittes Datum nennen- 
nämlich die Entscheidung 
mutiger Postminister ein6 

unionsgeführten Bundesf 
gierung in den 80er-Jahren 

des letzten Jahrhunderts, d> 

Bewirtschaftung des P°s 

und  Telekommunikation8' 

sektors nicht zu ändern, son 

dem abzuschaffen, wiede 

gegen den erbitterten Wi- 
derstand von Sozialdem0' 
kraten und Gewerkschaft611- 

Wir brauchen heute 
denselben Mut, um 

ein ähnliches Wagnis 

einzugehen 

Wieder war es so, daS 

nicht nur die Besserverdie 

enden, sondern alle Me g 

sehen in Deutschland e"1^ 
ausreichende Versorgt 
mit Post- und Telekom"111 

nikationsdienstleistunge 

bekamen. Ich kann micn " 
daran erinnern; ich ^  ,- 
meinem ersten Wahlka• 
für das Europäische P® 
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^ent 1989. Da wurde be- 
hauptet, mit dieser Politik 
der CDU-geführten Bun- 
desregierung gebe es keine 
ausreichende Versorgung 
mehr mit Post- und Telefon 
|n den ländlichen Räumen. 
ch komme aus einem sol- 
len ländlichen Raum. We- 
^'ge Jahre später war die 

ersorgung gerade der länd- 
'chen Räumen mit einer so 
^stklassigen Post- und Te- 
ekommunikationsinfra- 
lruktur erreicht, wie wir es 
ns vorher nie haben vor- 

ste'len können. 
Warum sage ich das? Ich 

,agedas, weil wir heute wie- 
er den gleichen Mut brau- 
en, den Menschen etwas 
Zumuten, aber auch ein 

/^gnis   einzugehen.   Wir 
buchen den Mut, 50 Jahre 
ach Gründung der Bundes- 

rePublik   Deutschland   die 
.Etliche   Bewirtschaftung 
nseres        Arbeitsmarktes 

„c|lritt für Schritt zurückzu- 
nehmen. 
p, Wir werden dabei, liebe 
, reünde, wieder auf den er- 
J^rten Widerstand der So- 
^'demokraten und auch 

v
en erbitterten Widerstand 

r,n Teilen der deutschen 

w
evverkschaften stoßen. Ich 

^. es ganz offen sagen, so 
^le wir es in der Fraktion se- 
\y und so wie ich denke: 

enn wir den Mut nicht ha- 
n' hier eine klare Alterna- 

2ur staatlichen Bewirt- 
tive 

schaftung der Ar- 
beitslosigkeit 
von Rot und Grün 
politisch vor der 
Wahl zu benen- 
nen und politisch 
nach der Wahl 
durchzusetzen, 
dann werden die 
Probleme auf un- 
serem Arbeits- 
markt für Jahre 
und Jahrzehnte 
nicht gelöst wer- 
den. 

Deswegen 
stehen jetzt Ent- 
scheidungen an. 
Was ist in diesem 
Land eigentlich los, dass wir 
bei 4 Millionen Arbeitslosen 
und 1,5 Millionen offenen 
Stellen, die angeblich nicht 
besetzt werden können, 
ganz ernsthaft über die 
Frage diskutieren, den deut- 
schen Arbeitsmarkt für Ar- 
beitskräfte aus nicht-eu- 
ropäischen Kulturkreisen zu 
öffnen, damit wir weitere 
Arbeitskräfte bekommen, 
um die Probleme auf unse- 
rem Arbeitsmarkt zu lösen? 

Wir sprechen über 
die Zuwanderung aus 

nichteuropäischen 
Kulturkreisen 

Ich sage bewusst „nicht 
europäische Kulturkreise", 
liebe Freunde, weil der Zu- 

zug von Franzosen, von Spa- 
niern, von Portugiesen, von 
Briten, von Iren, von all de- 
nen, die Bürger der Europäi- 
schen Union sind, auf den 
deutschen Arbeitsmarkt of- 
fen ist. Niemand von denen 
braucht eine Aufenthaltsge- 
nehmigung und auch keine 
Arbeitsgenehmigung. Jeder 
aus der Europäischen Union 
kann nach Deutschland 
kommen. Nein, wir spre- 
chen über Einwanderung 
und Zuwanderung aus nicht- 
europäischen Kulturkreisen 
auf den deutschen Arbeits- 
markt, weil wir unsere Pro- 
bleme angeblich nicht mehr 
selber lösen können. 

Ich gebe eine Antwort: 
Bevor wir nicht dafür ge- 
sorgt haben, dass 1,5 Millio- 
nen offene Stellen aus dem 
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Potential von 4 Millionen 
Arbeitslosen in Deutschland 
besetzt werden, ist für einen 
weiteren Zuzug von Auslän- 
dern nach Deutschland kein 
Platz, meine Damen und 
Herren. Das müssen wir 
auch sagen und darüber 
müssen wir mit den Sozial- 
demokraten, wenn es nötig 
ist, auch streiten. 

Zunächst Integration, 
bevor wir uns über den 
Zuzug weiterer Aus- 
länder unterhalten 

Ich will in diesem Zu- 
sammenhang übrigens auch 
daraufhinweisen: Das The- 
ma Integration der bereits in 
Deutschland lebenden Aus- 
länder    muss    auch    ein 
Thema der Auseinanderset- 
zung mit Rot und Grün wer- 
den; denn jeder, der von uns 
in   der   Kommunalpolitik 
tätig ist, weiß, dass nicht In- 
tegration, sondern Desinte- 
gration, dass nicht besseres 
Zusammenleben,   sondern 
schlechteres Zusammenle- 
ben der Menschen den All- 
tag in den Städten und Ge- 
meinden Deutschlands be- 
stimmt.   Wir  wollen   zu- 
nächst Integration der be- 
reits in Deutschland leben- 
den Ausländer, bevor wir 
uns über den Zuzug weite- 
rer Ausländer miteinander 
unterhalten. Auch das ist 

ein Thema, wenn es um eine 
klare Alternative geht. 

Wie lösen wir das Pro- 
blem? Es gibt eine Umfrage 
des Deutschen Industrie- 
und Handelskammertages. 
Danach können nur 5 Pro- 
zent der Unternehmen in 
Deutschland offene Stellen 
mit Hilfe der Arbeitsämter 
besetzen. 5 Prozent! 28 Pro- 
zent sagen, wenigstens mit 
der Hilfe privater Vermittler 
geht es. 75 Prozent der re- 
präsentativ befragten Unter- 
nehmen klagen darüber, 
dass sie von den Arbeitsäm- 
tern nur ungeeignete Bewer- 
ber vermittelt bekommen. 

Wir machen in diesem 
Zusammenhang nieman- 
dem der Betroffenen einen 
Vorwurf. Wir wissen, dass 
die Anreize nicht stimmen, 
dass es sich in Deutschland 
sehr viel häufiger lohnt, 
nicht zu arbeiten, als wieder 
arbeiten zu gehen. Ich 
finde, auch darüber sollten 
wir vorurteilsfrei miteinan- 
der sprechen. Auch deshalb 
haben wir unser Konzept 
für ein Familiengeld ent- 
wickelt. 

Ich gebe zu, ich war an- 
fangs skeptisch, auch ableh- 
nend, als unsere Familien- 
politiker Anfang des letzten 
Jahres in der Fraktion gesagt 
haben: Jetzt wollen wir end- 
lich bessere Leistungen für 
die Familien durchsetzen; 
wir wollen mehr tun für die 

Familien mit Kindern, ^ir 

wollen vor allen Dingen da- 
für sorgen, dass Kinder aus 
der Sozialhilfe herauskom- 
men. Ich war anfangs skep- 
tisch, ob es richtig ist, einen 
solchen Weg zu gehen; den" 
er bedeutet zwangsläufig 
höhere Ausgaben, höhere 

Mittel aus dem Bundes- 
haushalt für Familien m'1 

Kindern. 

Es ist richtig, 1 Milli°n 

Kinder aus der Sozial- 
hilfe herauszubringen 

Aber, meine lieben Freun- 

de, ich bin heute mehr dsf 
je davon überzeugt, dass die' 
ses Konzept, das wir formu- 
liert und mitentwickelt ha' 
ben, richtig ist. Es ist richtig- 
weil es 1 Million Kinder au* 
der    Sozialhilfe    heraus- 
bringt, und es ist vor alle 

Dingen richtig, weil es de 
Anreiz der Eltern wiede 

erhöht, einer Beschäftig01^ 
im   ersten    Arbeitsrnar 
nachzugehen.  Diesen J* 
sammenhang müssen wire 

läutern und erklären, ^en 

wir  über Familiengeld 
Deutschland reden. 

Seien   wir  doch *>& 
ehrlich miteinander. w j 
diskutieren in Berlin °bej 
Kombilohn    -    Mainzjj 
Modell, Leipziger Mode • 

welche Modelle es da all^ 
gibt. Dabei haben auch * 
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°ffensichtlich übersehen, 
^ss es in Deutschland ein 
Kombilohnmodell seit 
•'ahren, wenn nicht seit 
^hrzehnten gibt: Das ist 
^e sehr erfolgreiche 
Kombination aus Einkom- 
men aus sozialem Transfer 
und Erwerbseinkommen 
ln der Schattenwirtschaft, 
dieser Kombilohn funk- 
l|Oniert in Deutschland 
Wirklich. 

Eine wichtige 
Perspektive: unser 

Familiengeld 

Nochmals,   damit   kein 
yhssverständnis    entsteht: 
Wlr machen keinem der Be- 
offenen einen Vorwurf. Im 
egenteil: Diese Menschen 
erhalten   sich   marktwirt- 

Schaftlich völlig richtig; sie 
^llen   sich   nämlich   die 
fage, wie sie mit einem Mi- 
ln"ium   an   Aufwand   ein 
.Öchstmaß  an  Ertrag  für 
lch   selbst   erwirtschaften 
°nnen, und kommen in der 
egel zu dem Ergebnis, dass 
les nicht auf dem ersten Ar- 
e,lsmarkt geht. Wenn das 

^ ,st> meine Damen und 
erren, dann müssen wir es 
aem, und dann müssen 
'r Perspektiven aufzeigen, 

ple man es ändern kann. Das 
^iliengeld der Union ist 

ne solche Perspektive, um 
s^ ändern. 

Nun hören wir in diesem 
Zusammenhang viele Vor- 
würfe. Familiengeld bedeutet 
auch höhere Transferein- 
kommen für die Eltern, die 
sich ganz oder teilweise ent- 
schließen, eine gewisse Zeit 
nicht außer Haus zu arbeiten, 
sondern den Kindern zur Ver- 
fügung zu stehen. Wir wollen 
Wahlfreiheit. Wir wollen die 
Freiheit, ob die Eltern ganz 
oder teilweise zu Hause blei- 
ben, sich eine gewisse Zeit um 
ihre Kinder kümmern und 
dann wieder einerberuflichen 
Tätigkeit außer Hause nach- 
gehen, oder ob sie gleich wie- 
der arbeiten gehen wollen und 
eine Betreuung für ihre Kin- 
der ermöglichen. Ich sage an- 
gesichts dieser wirklichen 
Wahlfreiheit, die wir wollen: 
Wer dieses Konzept des Fa- 
miliengeldes der Union - so 
wie es der Bundeskanzler auf 
dem SPD-Bundesparteitag 
vor wenigen Tagen getan hat 
- als Küchengeld oder 
Küchenprämie diffamiert, 
der diffamiert Hunderttau- 
sende von Familien in 
Deutschland, die sich dazu 
entschlossen haben, die 
Sorge und Verantwortung für 
ihre Kinder zu Hause zu über- 
nehmen. Wir werden nicht 
zulassen, dass dies weiter ge- 
schieht. 

Wir werden es nicht zu- 
lassen, weil wir wissen, was 
es bedeutet, dass ein Land 
immer weniger Kinder hat. 

Wir wissen umgekehrt, was 
es bedeutet, Verantwortung 
für Kinder zu übernehmen. 
Gerade nach dem schreckli- 
chen Ereignis in Erfurt ist es 
doch wohl notwendiger 
denn je, dass wir uns über 
Familie, über Erziehung, 
über Werte unterhalten. 

„... unser Bequemlich- 
keitsliberalismus " 

Wenn dies nun schon aus 
den Reihen der Union auf 
Kritik und auf Ablehnung 
stößt, dann erlauben Sie mir, 
wenn ich an dieser Stelle et- 
was vortrage, was nicht in 
unseren Reihen formuliert 
worden ist, sondern von ei- 
ner namhaften Redakteurin 
der Wochenzeitung „Die 
Zeit", von der ich erst ge- 
stern Abend erfahren habe, 
dass sie mit einem SPD- 
Bundestagskollegen verhei- 
ratet ist. Susanne Gaschke 
schrieb Anfang Mai: 

„Die Freizeitgestaltung, 
die jugendlichen Subkul- 
turen, die Selbststigmati- 
sierung durch Piercing 
und Gettomode, all dies 
wird nur selten infrage 
gestellt, weil es Mühe 
machen würde, weil man 
Verbote durchsetzen und 
zeitaufwendige Alternati- 
ven anbieten müsste, 
auch weil es als spießig 
gilt, sich einzumischen. 
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Unser Bequemlichkeits- 
liberalismus — so 
schreibt Sie weiter- 
es* hochentwickelt. Die 
Kinder werden schon 
wissen, was gut für sie 
ist." Und im nächsten 
Absatz: „Sie wissen es 
nicht und wir liegen 
falsch, wenn wir ihre 
Coolness zum Nennwert 
akzeptieren." 
Die Kinder sehnen sich 

nach Einmischung, die vor 
allem eines bedeutet: Zu- 
wendung. Doch die wird ih- 
nen tausendfach verweigert. 

Die Schlussfolgerung ist: 
Warum   soll   man   reden, 
wenn     niemand     zuhört? 
Warum  soll man Gefühle 
zeigen, die keinen interes- 
sieren? Warum soll man sich 
an Regeln halten, die von 
den Erwachsenen nicht ver- 
teidigt werden? In dem Arti- 
kel heißt es weiter: 

„Das Schweigen zwi- 
schen Eltern und Nach- 
wuchs muss aufhören 
und ebenso der fehlge- 
schlagene gesellschaftli- 
che Großversuch, Ver- 
antwortungfür Kinder 
überall hinzuschieben, 
um nur ja nicht diejeni- 
gen damit zu belasten, 
die allein verpflichtet 
und berechtigt sind, sie 
zutragen." 
Wir können jede Zeile 

und jedes Wort davon unter- 
streichen. 

Wir brauchen in 
Zukunft gerade junge 
Frauen in Führungs- 

positionen eines jeden 
Berufs 

Es geht um Wahlfreiheit 
und um Verantwortung für 
Familien. Es geht auch 
darum, dass junge Frauen 
ihre Chancen im Berufsle- 
ben haben. Ich sage das aus 
einem ganz banalen Grund: 
Die Volkswirtschaft der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land kann in den nächsten 
Jahren und Jahrzehnten auf 
dieses gut ausgebildete Po- 
tenzial der Bevölkerung 
überhaupt nicht verzichten. 
Wir brauchen in Zukunft ge- 
rade junge Frauen in 
Führungspositionen in je- 
dem Beruf. Deswegen wol- 
len wir Wahlfreiheit für 
junge Familien, aber so, dass 
sie sich auch noch für Kinder 
entscheiden und zur Verant- 
wortung der Erziehung ihrer 
Kinder bekennen können. 

Wer    dies    mit    einer 
Küchenprämie   abtut,   ^ef 

daherredet wie der Bunde«' 
kanzler vor Jahr und Tag- 
nämlich dass Kinder und 
Topfblumen in keinen an- 
ständigen Haushalt gehöre"1 

würden, braucht sich nie"1 

darüber zu wundern, das 
junge Familien mit diese 

rot-grünen      Bundesregie- 
rung ein Glaubwürdigkeit' 
problem verbinden. Die r° 
grüne Bundesregierungen 
deckt   die   Familien   jet^ 
plötzlich,  weil  sie  met*-' 
dass  die  gesellschaftlich 
Entwicklung   in   Deutsch 
land längst über die Leben«' 
weiten dieser am Ziel ang 
kommenen Generation ö 

68er  hinweggegangen  lS^ 
Wir stehen mitten in der Ge 

Seilschaft und nicht die spa' 
ten 68er, die plötzlich da #*' 
ren und nun mit ihrer Mac 

nichts   mehr   anzufang 
wissen. fl 

In den nächsten Tag * 
werden die Ergebnisse Öjj 
die Qualität der Schulp°llU 
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Veröffentlicht, nämlich Pisa 
Und Pisa II. Nächste Woche 

erden wir die Ergebnisse 
"•"" die einzelnen Länder in 
Deutschland erfahren. Nach 
"em, was wir bisher wissen, 
,rd das Ergebnis so sein, 
assdort, wo die Union lange 

^8'ert, die Schulen beson- 
ers gut sind, und dass dort, 
°   die   Sozialdemokraten 
n§e regieren, die Schulen 

Sonders    schlecht    sind. 
Iebe Freunde, ich erwähne 
as> Weil jetzt schon der Ver- 

^ ch gemacht wird, zu sagen: 
^ geht um unsere Kinder; 
lr dürfen nicht streiten und 
•"fen vor allen Dingen kei- 

en parteipolitischen Streit 
fischen den großen Par- 
e
e'en um die Bildungspolitik 
dachen. Ich bin völlig an- 

erer Auffassung. 
L  Stellen Sie sich einmal 
r, r'    Baden-Württemberg, 
^hsen,   Thüringen   oder 

I     Bayern wären auf den 
j t?ten Plätzen in Deutsch- 
.. d- Glauben Sie, dass uns 

Sozialdemokraten    in 

Deutschland eine parteipoli- 
tische Auseinandersetzung 
über die Bildungspolitik er- 
sparen würde? Nein, sie 
würden Tag für Tag und 
Woche für Woche darüber 
sprechen, dass die Union un- 
seren Kindern die Zukunft 
verbaut hätte. Jetzt müssen 
wir es umgekehrt tun. 

Wir nehmen es Schrö- 
der nicht ab, wenn er 

über die Verantwortung 
der Schulen für Werte- 

vermittlung redet 

Wir müssen sagen, dass 
sich Generationen von sozi- 
aldemokratischen Kultus- 
ministern - ich nenne bei- 
spielsweise von Oertzen und 
Friedeburg-Jahre und Jahr- 
zehnte an der Zukunft unse- 
rer Kinder versündigt ha- 
ben. Das muss in den näch- 
sten Wochen und Monaten 
zu einem Thema werden. 

Da der Herr B undeskanz- 
ler in seiner früheren Funk- 

tion als niedersächsischer 
Ministerpräsident der Mei- 
nung war, Lehrer als faule 
Säcke beschimpfen zu müs- 
sen, nehmen wir ihm heute 
nicht ab, wenn er nun über 
die Verantwortung der 
Schulen für Wertevermitt- 
lung und Erziehung redet. 
Leute wie er sind Opportu- 
nisten. Sie haben keinen 
Kompass. Sie haben nie ei- 
nen gehabt und werden auch 
im Jahre 2002 keinen haben. 

Damit ist auch klar, wie 
die Agenda für die Zeit nach 
der Wahl geschrieben wer- 
den muss. Da die Spielräume 
in den öffentlichen Haushal- 
ten durch die rot-grüne Fi- 
nanz- und Steuerpolitik so re- 
duziert worden sind, dass 
zunächst nichts auf den Weg 
gebracht werden kann, was 
nennenswerte Auswirkun- 
gen auf die öffentlichen 
Haushalte hat, werden wir 
zunächst beim Arbeitsmarkt 
ansetzen müssen, so wie es 
der Präsident des Ifo-Institu- 
tes in einem lesenswerten Na- 
mensbeitrag in der „Frank- 
furter Allgemeinen Zeitung" 
geschrieben hat: Die Rück- 
kehr zu einem dauerhaften 
Wachstums- und Beschäfti- 
gungspfad in Deutschland 
geht nur über neue Arbeits- 
marktpolitik, über eine be- 
herzte Politik, die die staatli- 
che Bewirtschaftung unseres 
Arbeitsmarktes Schritt für 
Schritt zurücknimmt. 
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Wir müssen nach dem 
22. September schnell 
wieder auf einen Kurs 

der Erneuerung 
zurückkehren 

Wir müssen den Mut ha- 
ben, Reformen in Deutsch- 
land nicht nur anzukündi- 
gen, sondern sie auch durch- 
zusetzen. Ich stimme aus- 
drücklich dem zu, was Ro- 
land Koch und Christian 
Wulff gesagt haben: Wir 
dürfen und wir werden nach 
der Bundestagswahl nichts 
anderes machen als das, was 
wir vorher angekündigt ha- 
ben. Wir werden nach der 
Bundestagswahl nur Erfolg 
haben-das gilt vor allem für 
Niedersachsen und Hessen, 
im weiteren Verlauf des Jah- 
res auch für Bayern, wo 
ebenfalls Landtagswahlen 
stattfinden -, wenn wir nach 
dem 22. September schnell 
wieder auf einen Kurs der 
Marktwirtschaft und auf ei- 
nen Kurs der Erneuerung 
zurückkehren. 

Die Menschen in 
Deutschland und insbeson- 
dere in Hessen und in Nie- 
dersachsen müssen bis An- 
fang Februar spüren,dass es 
sich gelohnt hat, eine neue 
Regierung in Deutschland 
gewählt zu haben. Wenn 
Sie es nicht spüren können, 
dann haben unsere beiden 
Freunde in Hessen und in 

Niedersachsen ein großes 
Problem, zu begründen, 
warum es in Deutschland 
einen Regierungswechsel 
geben musste. 

Ich plädiere dafür, dass 
wir ehrlich sind und dass wir 
in einem der sensibelsten 
Bereiche, den wir in der 
deutschen Politik haben, 
nämlich im Gesundheitsbe- 
reich, den Menschen die 
Wahrheit sagen. Die Wahr- 
heit ist die: Nicht die Vor- 
schläge der Union - das ist 
ein Vorwurf, den wir jeden 
Tag hören - führen in die 
Zweiklassenmedizin. Wir 
sind in Deutschland nämlich 
längst bei der Zweiklassen- 
medizin angekommen. 
Vielleicht merken die Da- 
men und Herren Sozialde- 
mokraten, die überwiegend 
privat versichert sind, das 
selbst noch nicht. Die Ärzte, 
die Krankenhäuser und die 
Zahnärzte sagen uns, dass 
jeder zweite in der Gesetzli- 
chen Krankenkasse Versi- 
cherte in Deutschland schon 
heute nicht mehr die Lei- 
stung bekommt, die er ei- 
gentlich braucht. Daneben 
bekommt er Leistungen zum 
Teil erst mit einer großen 
Zeitverzögerung. 

Was ist das anderes als 
eine Zweiklassenmedizin, 
wenn die gesetzlich Kran- 
kenversicherten in Deutsch- 
land heute - nicht morgen, 
sondern heute - die Leistun- 

gen nicht mehr bekommen- 
die sie eigentlich brauchen- 

In diesem Zusammen' 
hang möchte ich ganz offen 

darüber reden, wer noch in1' 
mer die vollen Leistungen1 

des Gesundheitssystems be- 
kommt. Meine Damen und 
Herren, es gibt in der Bevöl- 
kerung zwei Gruppen, &xt 

die vollen Leistungen unse' 
res Gesundheitssystems un- 
verändert in Anspruch neh' 
men können - Gott sei Dank 
immer noch zwei Gruppe"1, 

Das eine sind die Privatvef 
sicherten - sie sind außen 

vor - und das andere - aucn 

darüber muss man offen re' 
den - sind die Sozialhitfe' 
empfänger. Jeder Komm11' 
nalpolitiker hier im Saa 

weiß: Für die Sozialhitfe' 
empfänger gilt das so g 
nannte Kostenerstattung5' 
prinzip. Sozialhilfeempfä11' 
ger werden beim Arzt, bei111 

Zahnarzt und im Kranken- 
haus wie Privatpatienten he 
handelt. 

Höhere Beiträge und 
ein immer schlechter^ 
Gesundheitssystem " 

das geht nicht 

Wohl gemerkt - dan11 

auch da kein Missverstän ' 
nis entsteht -, ich will *Jj 
nicht abschaffen. Ich •* 
streite nicht, dass das au<- 
seine Richtigkeit hat. A1* 
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Jch möchte den Damen und 
Herren Sozialdemokraten 
die Frage stellen: Wie lange 
Sollen Sie eigentlich den Ar- 
beitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmern in Deutschland 
^dem als wichtigsten ausge- 
machten Wählerpotenzial - 
noch erklären, dass sie immer 
höhere Beiträge zahlen und 
ein immer schlechteres Ge- 
sundheitssystem in An- 
spruch nehmen müssen, 
Während andere gar keine 
Beiträge zahlen und die 
höchste Qualität in unserem 
Gesundheitssystem in An- 
spruch nehmen können? 
Diese Frage müssen die So- 
2>aldemokraten schon beant- 
worten, wenn sie über Ge- 
sundheitspolitik in Deutsch- 
end sprechen. 

Wir sprechen nicht 
nur vom mündigen 

Bürger, wir nehmen ihn 
in Anspruch 

Wir wollen mehr Eigen- 
Verantwortung, mehr Wahl- 
freiheit,   Transparenz   und 
Wettbewerb. Ich finde, es 
§Pricht überhaupt nichts da- 
ngen, dass in Zukunft ge- 
'etelich Krankenversicherte 
ln Deutschland eine Kopie 
er Rechnung des Arztes, 
es   Zahnarztes   oder  des 

^••"ankenhauses bekommen. 
Allein dadurch kommen 

K°ntrolle und Transparenz 

in das System. Wir sprechen 
nicht nur am Sonntag vom 
mündigen Bürger, sondern 
wir nehmen ihn auch von 
Montag bis Samstag in An- 
spruch. Wir sorgen für 
Transparenz, für Wettbe- 
werb und Effizienz in die- 
sem System und wir werden 
vor allen Dingen dafür sor- 
gen, dass die Breite der Be- 
völkerung in Deutschland 
mit der besten Medizin aus- 
gestattet bleibt bzw. wieder 
wird, die wir in Deutschland 
zur Verfügung haben. 

Ich habe zu Beginn ge- 
sagt, dass die Spielräume 
eng sind. Es gilt gleichwohl, 
zum 1. Januar 2003 eine 
Reihe von ersten Entschei- 
dungen zu treffen. Wir wer- 
den die fünfte Stufe der Öko- 
steuer nicht in Kraft setzen. 
Wir werden die Absetzbar- 
keit von Betreuungskosten 
für Kinder erhöhen. Ich sage 
ganz ausdrücklich an die 
Adresse unserer Kommu- 
nalpolitiker: Das ist unsere 
starke politische Basis in 
Deutschland. 

Darüber hinaus gibt es 
nur einen Bereich, in dem 
wir schnell etwas tun müs- 
sen, alle Anstrengungen un- 
ternehmen müssen, damit 
es wieder besser wird: Wir 
müssen im nächsten Jahr 
ein wenig mehr Geld für die 
Bundeswehr zur Verfügung 
stellen. Michel Glos und ich 
sind vor wenigen Wochen 

in Kabul gewesen und ha- 
ben dort unsere Soldaten 
besucht. Wir haben einmal 
mehr den Eindruck und das 
Empfinden mit nach Hause 
genommen, dass die deut- 
schen Bundeswehrsoldaten 
insbesondere dann, wenn 
sie in Auslandseinsätzen 
stationiert sind, eine wirk- 
lich hervorragende Arbeit 
leisten, auf die wir als Deut- 
sche stolz sein können. 

Wir, die Union, müssen 
Solidarität mit unseren 

Soldaten zeigen 

Wir haben im Camp der 
deutschen Soldaten im Zelt 
und auf Feldbetten über- 
nachtet. Es war eine wich- 
tige Erfahrung, mit den Sol- 
daten dort abends lange zu- 
sammenzusitzen. Nicht so 
wie der Bundeskanzler: 75 
Minuten Besuch, Kulissen- 
schieberei für die Fernseh- 
anstalten, damit in Deutsch- 
land die richtigen Bilder an- 
kommen, und zum Über- 
nachten rausfliegen, um ir- 
gendwo in einem feinen Ho- 
tel zu übernachten. Nein, 
liebe Freunde, wir, die 
Union, müssen Solidarität 
mit unseren Soldaten lei- 
sten. Die Soldaten haben ein 
Stück Anspruch auf mehr 
Fürsorge, mehrZuwendung 
und auf eine bessere Aus- 
stattung, als sie gegenwär- 
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tig unter der rot-grünen 
Bundesregierung bekom- 
men. 

Eine große umfassende 
Steuerreform soll 

zum 1. Januar 2004 
in Kraft treten 

Im Jahre 2003 müssen 
wir grundlegende Reformen 
konzipieren. Wir werden 
Reformen für den Arbeits- 
markt und eine große umfas- 
sende Steuerreform konzi- 
pieren. Diese Steuerreform 
soll zum 1. Januar 2004 in 
Kraft treten. Liebe Freunde, 
wir tun dies alles nicht los- 
gelöst und allein in Deutsch- 
land, sondern wir wollen 
dies in guter und gelebter 
Partnerschaft mit unseren 
Freunden in der Europäi- 
schen Union tun. 

Ich finde, wir dürfen auch 
an dieser Stelle noch einmal 
sagen, dass wir alle - die 
Bundestagsfraktion, aber 
auch die Delegierten der 
CDU Deutschlands - stolz, 
dankbar und froh darüber 
sind, dass unsere Freunde in 
Frankreich am letzten Sonn- 
tag einen so überwältigenden 
Wahlsieg der politischen 
Mitte errungen haben. Das ist 
ein sehr ermunterndes Zei- 
chen. Nach einem Regie- 
rungswechsel in Berlin, liebe 
Freunde, wird die deutsch- 
französische    Freundschaft 

mit unseren Freunden in Pa- 
ris wieder auf ein neues Fun- 
dament gestellt. 

Wir werden Anfang 2003 
40 Jahre Elysee-Vertrag und 
40 Jahre deutsch-französi- 
sche Freundschaft begehen. 
Diese Gelegenheit werden 
wir zum Anlass nehmen, 
deutlich zu machen, dass die 
unerträglichen Tritte gegen 
die Europäische Union, dass 
das unerträgliche Verhalten 
eines deutschen Bundes- 
kanzlers, dass die Macho- 
Allüren einer deutschen Re- 
gierung in Brüssel beendet 
werden, dass wir uns jetzt 
wieder europäisch engagie- 
ren, dass die deutsch-fran- 
zösische Freundschaft das 
wichtigste Fundament ist, 
auf dem wir stehen, und dass 
die Franzosen und die Deut- 
schen wieder zum Motor 
in der Europäischen Union 
werden. 

In diesem Sinne lassen 
Sie mich mit einem ganz 
persönlichen Wort schlie- 
ßen. Ich lese in vielen Zei- 
tungen, höre in vielen Be- 
richten und werde in fast 
jedem Interview gefragt: 
Wer wird denn nun was nach 
der nächsten Bundestags- 
wahl? Liebe Freunde, ich 
sage es Ihnen, aber ins- 
besondere all denjenigen, 
die uns heute zuhören, zu- 
schauen oder nachlesen, 
was wir auf diesem Bundes- 
parteitag   miteinander   be- 

sprochen und diskutiert 
haben: Es geht nicht um Am- 
ter. Es geht nicht darum, 
dass der eine oder andere für 
seinen Lebenslauf noch den 
einen oder anderen Titel 
braucht, sondern es geh1 

darum, dass wir in der CDU' 
CSU-Bundestagsfraktion 

und in beiden Parteien eng3' 
giert um die Ablösung von 
Rot und Grün in Deutsch- 
land kämpfen. 

Jeder Abgeordnete der 
CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion stellt sich 
in den Dienst der 

gemeinsamen Sache 

Jeder von uns, jeder Ab- 
geordnete der Bundestags' 
fraktion und jeder, der nach 
dem 22. September Abge' 
ordneter   der   Bundestags' 
fraktion wird, einschließl'cn 

des   Vorsitzenden,   stelle11 

sich in den Dienst der ge' 
meinsamen    Sache.    H'e 

oben ist eine Mannschai 
versammelt, die sich zutrau • 
die rot-grüne Bundesreg'e' 
rung abzulösen. Dieses Lan 
wird hundsmiserabel regiert^ 
Es geht nicht um Posten i»n 
es geht nicht um Macht i>m 
ihrer selbst willen, sondern 
um Verantwortung und u 
eine   bessere   Zukunft 
Deutschland.   Deutsch^ 
hat eine bessere Regier^ 
verdient. 
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HELMUT   KOHL: 

Vom 17. Juni 1953 
zum 17. Juni 2002 - Vom Volksaufstand 

zur europäischen Einigung 
•»cute vor 49 Jahren, am 
ffl- Juni, spielten sich in 
^stberlin dramatische 
^enenab: Panzer drangen 
,n das Zentrum vor, Pfla- 
stersteine flogen, Schüsse 
',e'en und Menschen flüch- 
ten. Es gab Tote und Ver- 
güte. Über 100.000 De- 
monstranten, hauptsäch- 
,Cn Bauarbeiter und Be- 
schäftigte aus Großbetrie- 
ben, hatten sich auf der 
^e'pziger Straße im Zen- 
rum Berlins versammelt. 

Aber nicht nur Berlin - 
dle ganze DDR war in Auf- 
ruhr. In vielen Städten kam es 
^Massenkundgebungen. In 

es^au, Leipzig, Chemnitz, 
era und Stralsund - überall 

§'ngen an diesem Tag Men- 
gen auf die Straße. 

^ie  demonstrierten  ge- 
Pn die  beabsichtigte  Er- 

u lüng der Arbeitsnormen. 
er  Protest   richtete   sich 
gleich und immer mehr 

du 
§en die Unterdrückung 
rch das SED-Regime. 

t "Kampf gegen die erhöh- 
^ Normen", riefen die Ar- 

s
e.Iler. Und: „Wir wollen frei 
'n. Wir fordern freie und 

8eheime Wahlen!" 

Wir bewundern den Mut 
unserer Landsleute, die da- 
mals für die Freiheit auf 
dieStraße gingen und dafür 
ihr Leben riskierten. Ver- 
gessen wir nicht: Bei der 
Niederschlagung des fried- 
lichen Aufstands fanden in 
der DDR nach bisherigen 
Erkenntnissen bis zu 125 
Menschen den Tod, 68 
wurden standrechtlich er- 
schossen. Über 7.600 Per- 
sonen wurden verhaftet, 
darunter fast ein Drittel 
Volkspolizisten und SED- 

Funktionäre, die sich auf 
die Seite der Demonstran- 
ten gestellt hatten. 

Die Vorgänge in der 
DDR wurden von der Welt- 
öffentlichkeit, nicht zuletzt 
in Moskau und in Washing- 
ton, mit größter Aufmerk- 
samkeit verfolgt. Für das 
Ansehen der SED-Führung 
war der Aufstand eine Kata- 
strophe. 

Unter dem Eindruck die- 
ser aufrüttelnden Ereignisse 
in der DDR wurde der 17. 
Juni am 4. August 1953 zum 
„Tag der deutschen Einheit" 
bestimmt. In dem vom Deut- 
schen    Bundestag    verab- 
schiedeten Gesetz heißt es: 

„Am 17. Juni 1953 hat 
das deutsche Volk in 
der sowjetischen Be- 
satzungszone und in 
Ost-Berlin seinen Willen 
zur Freiheit bekundet. 
Der 17. Juni ist daher 
zum Symbol der deut- 
schen Einheit in Frei- 
heit geworden." 
Viele von uns, auch ich, 

haben uns all die Jahre in be- 
sonderer   Weise    an    den 
Volksaufstand erinnert. Wir 
gedachten oft der Opfer an 
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der Gedenkstätte auf dem- 
Friedhof in Berlin-Wedding. 

Und wir alle haben dann 
erlebt, wie genau vor einem 
Jahr der mit Stimmen der 
PDS gewählte neue Regie- 
rende Bürgermeister von 
Berlin, Klaus Wowereit, dort 
einen Kranz niederlegte. 

Eine Schande, dass die 
Berliner SPD mit Billi- 
gung Schröders mit der 

PDS eine Koalition 
eingegangen ist 

Unvergessen sind mir die 
Fernsehbilder von wüten- 
den und verzweifelten Pro- 
testen der Angehörigen der 
Opfer. Sie riefen „Verrat" 
und „SPD gleich PDS". 

Sie hatten Recht! Denn es 
ist eine Schande, dass jetzt 
die Berliner SPD mit Billi- 
gung der Bundes-SPD und 
ihres Vorsitzenden Gerhard 
Schröder mit der PDS eine 
Koalition eingegangen ist. 
Diese PDS ist die direkte 
Nachfolgerin jener SED, die 
für die blutige Niederschla- 
gung des Aufstandes von 
1953 mit verantwortlich ist. 

Damals, 1953, waren 
sich alle einig: Es durfte und 
konnte keine Zusammenar- 
beit mit den Kommunisten 
geben. Das war unter Kurt 
Schumacher so, das war 
auch unter Willi Brandt so. 
Doch Gerhard Schröder hat 

diesen Konsens aufgekün- 
digt! 

Es ist ein Verrat an unse- 
rer Geschichte, wenn die 
SPD jetzt die SED-Nachfol- 
georganisation hofiert, als 
hätte es Mauer und Stachel- 
draht in Deutschland nie ge- 
geben! Die SPD scheint 
auch vergessen zu haben, 
dass die Willkürjustiz der 
SED rund 200.000 unserer 
Landsleute in die Gefäng- 
niszellen der Staatssicher- 
heit brachte. 

Die Sehnsucht der Män- 
ner und Frauen des 17. Juni 
nach Freiheit und Selbstbe- 
stimmung konnte das tota- 
litäre SED-Regime auf 
Dauer nicht auslöschen. 

Das bewiesen die Men- 
schen in der DDR 36 Jahre 
später bei ihren großen De- 
monstrationen im Herbst 
1989. Auch sie waren ein 
Aufbegehren gegen die Un- 
terdrückung durch den tota- 
litären SED-Staatsapparat. 

Zu Hunderttausenden 
gingen Männer und Frauen 
in Leipzig, Dresden und an 
vielen anderen Orten unter 
großem persönlichen Risiko 
auf die Straße, um für die 
Freiheit einzutreten. Sie rie- 
fen erst: „Wir sind das 
Volk!" Doch dann wurde 
der Ruf immer lauter: „Wir 
sind ein Volk!" 

Anders als 1953 gelang 
es ihnen diesmal, die Macht 
des SED-Staates zu erschüt- 

tern und schließlich zum 
Einsturz zu bringen. Der 

Mut und die Taten unserer 
ostdeutschen Landsleute 
zählen zu den besten Kap1' 
teln deutscher Geschichte. 

Dass die Wiedervereini- 
gung unseres Vaterlands ge' 
lang, verdanken wir der H'l' 
fe und Unterstützung, die 

uns aus dem Ausland zuten 
wurde: 

Vergleichbares hat 
es in der europäische 

Geschichte nicht 
gegeben 

Ich denke an den Mut und 
die Weitsicht Michael Gor- 
batschows. Ich denke an die 

Freundschaft von George 

B ush, ohne den die Deutsche 
Einheit nicht möglich gewe- 
sen wäre. Ich nenne die un- 
garische Regierung, die rn1 

Sommer 1989 ihre Grenzen 

öffnete. Zu den Wegberei- 
tern der friedlichen Revolu- 
tion gehörte aber auch & 
Solidarnosc-Bewegung   ' 
Polen. Sie sprengte zuer«1 

die Ketten der Diktatur. W'r 

vergessen auch nicht de 
wichtigen Anteil des pol"1' 
sehen Papstes am Umbruc 
in Deutschland und Europa- 

Es gelang uns inner! half 
die nur  weniger  Monate 

Deutsche Einheit mit Zu 
Stimmung all unserer Nac 
barn zu verwirklichen. L> 
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aufbin ich besonders stolz! 
Vergleichbares hat es in der 
europäischen Geschichte 
nicht gegeben! 

Aber weite Teile der 
Politischen Linken wollten 
von der Wiedervereinigung 
nichts wissen. Noch im Au- 
gust 1987 hatten die Sozial- 
demokraten mit der SED ein 
sogenanntes „Grundwerte- 
Papier" verabschiedet. Statt 
auf das Verfassungsgebot 
der deutschen Einheit zu 
verweisen, wurde in diesem 
Papier betont, beide Seiten 
sollten sich „auf einen langen 
Zeitraum" einrichten, wäh- 
rend dessen sie nebeneinan- 
der bestehen und miteinan- 
der auskommen müssten. 
* Diesem Denken verhaftet 
nieinte Gerhard Schröder 
am 12. Juni 1989, also fünf 
Monate vor dem Fall der 
Mauer: 

„Nach vierzig.fahren 
Bundesrepublik sollte 
man eine neue Gene- 
ration in Deutschland 
nicht über die Chancen 
einer Wiedervereini- 
gung belügen. Es gibt 
sie nicht." 

* Die Leitfigur der Grünen, 
J°schka Fischer, meinte am 
27- Juli 1989, drei Wochen, 
kevordie Ungarn am 19. Au- 
sist den Eisernen Vorhang 
•n Sopron zerschnitten: 

»Die Forderung nach 
der Wiedervereinigung 
halte ich für eine gefähr- 

liche Illusion. Wir soll- 
ten das Wiedervereini- 
gungsgebot aus der 
Präambel des Grundge- 
setzes streichen." 

m Und noch im Herbst 1989 
sagte der heutige Außenmi- 
nister: 

„ Vergessen wir die Wie- 
dervereinigung, halten 
wir die nächsten 20 Jah- 
re die Schnauze darüber." 

• Ja, hätte er sie doch ge- 
halten! 

Meine Damen und Her- 
ren, liebe Freunde, ich habe 
noch ein anderes Ereignis in 
Erinnerung. Und ich möchte 
nicht, dass es in Vergessen- 
heit gerät: 

Bis zum Ende der 
DDR wurden in 

Salzgitter 40.000 
Straftaten gemeldet 

Alle Bundesländer hat- 
ten im November 1961 in 
Salzgitter die „Zentrale Er- 
fassungsstelle" eingerich- 
tet. Der Sinn dieser Behörde 
war es, beweiskräftige Un- 
terlagen über Menschen- 
rechtsverletzungen und 
Straftaten des SED-Un- 
rechtsregimes zu sammeln. 
Bis zum Ende der DDR wur- 
den hier 40.000 Straftaten 
gemeldet. 

Wir wissen von damali- 
gen Häftlingen der DDR- 
Gefängnisse:    Allein    der 

Hinweis, in Salzgitter wür- 
den die Schikanen und 
Quälereien dokumentiert, 
führte bei manchen Gefäng- 
niswärtern gelegentlich zu 
gewisser Vorsicht. 

Erich Honecker hatte 
mich immer wieder auf die 
Zentrale Erfassungsstelle in 
Salzgitter angesprochen und 
deren Auflösung gefordert. 
Denn er wusste: Im Stasi- 
Apparat ging die Angst um- 
her, man könnte möglicher- 
weise später wegen Verlet- 
zung der Menschenrechte 
zur Rechenschaft gezogen 
werden. 

Deshalb bleibt es bis 
heute eine Schande, wie 
sich in diesem Zusammen- 
hang die Ministerpräsiden- 
ten der SPD - allen voran 
das Land Nordrhein-West- 
falen unter Johannes Rau - 
verhielten. Denn sie hatten 
in den Jahren 1988 und 
1989 beschlossen, ihre fi- 
nanzielle Unterstützung für 
die Zentrale Erfassungs- 
stelle in Salzgitter einzu- 
stellen. Dabei hatten alle 
Bundesländer zusammen 
nur den lächerlichen Betrag 
von 250.000 D-Mark auf- 
zubringen. Der Anteil 
Nordrhein-Westfalens be- 
lief sich gerade mal auf 
56.000 DM! 

Den SPD-Ländern ging 
es beim Streichen ihrer Mit- 
tel nicht darum, Geld zu spa- 
ren, sondern darum, Erich 
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Honecker gefällig zu sein. 
Im Unterschied zu vielen 

Sozialdemokraten und den 
meisten Grünen hat sich die 
Union seit ihrer Gründung 
als die Partei der Deutschen 
Einheit verstanden. Wir ha- 
ben dieses Verfassungsziel 
nie aufgegeben. 

Als Erich Honecker im 
September 1987 zu einem 
Staatsbesuches in Bonn 
weilte, sagte ich ihm in einer 
Rede, die auch in der DDR 
direkt übertragen wurde, in 
aller Deutlichkeit: 

„Die Präambel unseres 
Grundgesetzes steht 
nicht zu Disposition, weil 
sie unserer Überzeugung 
entspricht. Die Präambel 
will das vereinte Europa, 
und sie fordert das ge- 
samte deutsche Volk auf, 
in freier Selbstbestim- 
mung die Einheit und 
Freiheit Deutschlands 
zu vollenden." 
Wir alle wussten nicht, 

wann die Deutsche Einheit 
kommen würde.  Aber ich 
war immer davon überzeugt, 
dass sie kommen wird! Vor 
12 Jahren ist sie Wirklichkeit 
geworden. 

Der 9. November 1989 
und der 3. Oktober 1990 
zählen zu den glücklichsten 
Tagen in der Geschichte un- 
seres Landes. Bei der Her- 
stellung der Einheit Deutsch- 
lands sind wir im letzten 
Jahrzehnt weit vorangekom- 

men. Es ist Gewaltiges ge- 
leistet worden. 

Es sind aber auch Fehler 
gemacht worden. Wir haben 
nicht überall das erreicht, was 
wir uns erhofft hatten. Doch 
wer heute mit offenen Augen 
durch die neuen Bundeslän- 
der fährt, wird feststellen: 
Was dort in den letzten zwölf 
Jahren geschaffen wurde, ist 
ein riesiger Fortschritt. 

Mit großem Einsatz, 
Fleiß und Kreativität sind 
blühende Landschaften ge- 
schaffen worden. 

Ohne europäische 
Integration hätte es 

keine Deutsche Einheit 
gegeben 

Die Wiedervereinigung 
unseres Vaterlandes ist er- 
reicht. Jetzt geht es um die 
Vereinigung Europas. Das 
Geschenk der Einheit ver- 
pflichtet uns dazu. Ohne die 
Politik der europäischen In- 
tegration, die seit Konrad 
Adenauer immer die Politik 
der Union gewesen ist, hätte 
es keine Deutsche Einheit 
gegeben. Es hätte sie auch 
nicht gegeben ohne die Aus- 
söhnung mit unseren Nach- 
barn und ohne die Abkehr 
von der nationalstaatlichen 
Machtpolitik des 19. und 20. 
Jahrhunderts. 

Die Deutsche Einheit 
und die europäische Eini- 

gung sind zwei Seiten ein 
und derselben Medaille. 

Bis zur Europäischen 
Union mit den Verträgen 
von Maastricht war es ein 
langer, teils auch von Ent- 
täuschungen begleiteter 
Weg. Oftmals mussten wir 
uns gegen Kleinmut und 
Ängstlichkeit wehren. 

Doch aus der 1957 ge- 
schaffenen Europäischen 
Gemeinschaft mit sechs 
Mitgliedern ist eine Eu- 
ropäische Union von 15 
Staaten geworden. In zwölf 
von ihnen wird jetzt mit ei- 
ner einheitlichen Währung 
gezahlt. Damit hat eine neue 
Epoche in der Geschichte 
der Europäischen Union be- 
gonnen. Für mich war die 
Entscheidung für den Euro 
von größter Wichtigkeit- 
Denn durch die gemeinsame 
Währung wird die europäi- 
sche Einigung unumkehrbar 

gemacht. Der Euro wird zu 

einem Identifikationsmerk- 

mal Europas werden, zu ei- 
nem sichtbaren Zeichen der 
Zusammengehörigkeit. Ictl 

bin sicher: Der Euro wird ne- 
ben dem Dollar und vor dem 
Yen zur wichtigsten Wah' 
rung der Welt werden. 

Die Wirtschafts- und 
Währungsunion ist vollen' 
det. Nun gilt es, die PoHö' 
sehe Union voranzutreiben- 

Gerade die barbarische11 

Terroraktevomll.Septen1^ 

ber letzten Jahres in Ame 
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nka haben deutlich ge- 
dacht: Europa muss in allen 
Bereichen, vor allem bei der 
Außen- und Sicherheitspo- 
utik sowie bei der inneren 
Sicherheit, noch enger zu- 
sammenarbeiten. Die euro- 
päische Außen- und Sicher- 
heitspolitik hat dann Ge- 
richt, wenn sie geschlossen 
vertreten wird. 

Die zweite große Heraus- 
forderung ist die Erweite- 
rung der Europäischen Un- 
'°n. Die Europäische Eini- 
gung bliebe ein Torso, wenn 
nur Westeuropa dazuge- 
hörte. Die Länder Mittel-, 
B»t- und Südosteuropas sind 
*eil unserer Kultur! 

Es ist eine große Heuche- 
ei> wenn jetzt gesagt wird, 
"^an müsse sich bei der Auf- 
ahrne weiterer Länder Zeit 
assen. Das Gegenteil ist zu 
Ur>: Es darf keine Zeit verlo- 
hn werden! 

Die Vielfalt Europas ist 
Se'ne Stärke. Jedes Land hat 
Sejne Besonderheit. Gerade 
arin leistet es einen wichti- 

£en Beitrag für das Zusam- 
menwirken Europas. 

Die    Bedeutung    eines 
Mitgliedslandes  lässt  sich 
lcnt allein an der Einwoh- 
erzahl messen. Mit Mitter- 

Jand ^ar ich immer der Auf- 
^ssüng: Mehr noch als das 

riterium der Quantität gilt 
* der Qualität! 

u      ^ont''< der europäi- 
Cnen Integration  gibt es 

keine verantwortbare Alter- 
native. Diese Politik hat - in 
Verbindung mit der transat- 
lantischen Partnerschaft - 
vor allem eines erreicht: Wir 
leben heute in der Mitte Eu- 
ropas in der längsten Frie- 
densperiode der deutschen 
Geschichte überhaupt. 

Wir müssen um jede 
Stimme kämpfen 

Meine Damen und Her- 
ren, liebe Freunde, vor uns 
liegen gewaltige Aufgaben. 
Wenn wir sie mutig ange- 
hen, dann werden wir die 
Zukunft meistern. In der 
jetzt 53-jährigen Geschichte 
derBundesrepublik Deutsch- 
land haben wir 36 Jahre lang 
die Regierungsverantwor- 
tung getragen. Bei allem Auf 

und Ab der deutschen Ge- 
schichte waren das gute 
Jahre! Darauf dürfen wir als 
Union stolz sein! 

In 97 Tagen ist Bundes- 
tagswahl. Wir als Union ha- 
ben alle Chancen, die Regie- 
rungsverantwortung wieder 
zu übernehmen. Die CDU/ 
CSU ist dazu bereit. Wir ha- 
ben mit Edmund Stoiber ei- 
nen hervorragenden Kanz- 
lerkandidaten. Er hat in sei- 
ner bisherigen Verantwor- 
tung gezeigt, dass er mit 
großem Erfolg regieren 
kann. 

Ich selbst werde im Sep- 
tember dieses Jahres nach 44 
Jahren aus dem Parlament 
ausscheiden. Ich konnte in 
dieser Zeit manches errei- 
chen. Aber was ich geschafft 
habe, konnte ich nur mit Un- 
terstützung meiner Partei 
und vieler Freunde schaffen. 

Ich danke herzlich all den- 
jenigen,die mir in den44 Jah- 
ren Vertrauen entgegen ge- 
bracht und geholfen haben. 

Ich bitte Sie, dieses Ver- 
trauen und diese Unterstüt- 
zung auch unserer Vorsit- 
zenden Angela Merkel und 
unserem Kanzlerkandidaten 
Edmund Stoiber entgegen- 
zubringen. 

Es ist wichtig ist, dass 
wir geschlossen in den 
Wahlkampf ziehen. 
Wir müssen um jede 
Stimme kämpfen!    UD 
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Geglückt 

Vom Frankfurter Wahlpar- 
teitag der CD U sollte ein Sig- 
nal ausgehen. Gedacht war 
es für die Union, die sich in 
ihrer   wachsenden   Zuver- 
sicht einen weiteren 
Motivationsschub 
geben wollte. Dies 
ist mit der nahezu 
fulminanten    Rede 
des   Kanzlerkandi- 
daten Edmund Stoi- 
ber ohne Zweifel ge- 
glückt. Noch deutli- 
cher aber war das 
Signal von Frank- 
furt   eigentlich für 
Gerhard   Schröder 
und die  SPD.   Im 
Kanzleramt, in der Kampa 
und im Willy-Brandt-Haus 
müsssen  die Alarmsirenen 
geheult haben. Jetzt sind es 
noch 95 Tage bis zur Bun- 
destagswahl. Um es klar und 
deutlich   zu   sagen:   Wenn 
Schröder in den  nächsten 
zwei bis vier Wochen aus sei- 
nem        Gelegenheitswahl- 
kampf nicht eine wirkliche 
Kampagne macht, dann wird 
die Union die Wahl am 22. 
September gewinnen. 

Süddeutsche Zeitung 
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Geschlossen 

CDU und CSU agieren heute 
konsequenter wie eine ein- 
heitliche Partei als je zuvor in 
ihrer Geschichte. Diese Bot- 
schaft sollte der CDU-Par- 

Es herrscht 
wieder 
Wechsel- 
stimmung 
im Land 

teitag in Frankfurt übermit- 
teln - und er hat es getan. Zu 
verdanken haben die C-Par- 
teten ihre neu errungene Ein- 
heit vor allem Angela Mer- 
kel. Damit ist zugleich das 
gute Abschneiden der Union 
in den Wählerumfragen auf 
die CDU-Parteichefin zu- 
rückzuführen. Denn ohne 
Geschlossenheit würden die 
beiden Parteien nicht so klar 
vor der SPD liegen, gegen die 
sie zuvor so deutlich verloren 
haben.        Financial Times 

Kampfkräftig 

Wahlkämpfe sind durchaus 
mit einem mitreißenden 
Spiel bei der Fußballwelt- 
meisterschaft zu verglei- 
chen: Entscheidend für de" 
Sieg sind letzlich mann- 
schaftliche Geschlossen- 
heit, Kampfkraft undDurch' 
haltevermögen. Die CD<-> 
kann in der gegenwärtigen 

Phase des Wahlkampfes mU 
allen diesen Erfolgsattrib'i- 
ten punkten. Kanzlerkandi- 
dat Edmund Stoiber ist un- 
umstritten, die gezeigte D's' 
ziplin reicht aus, um den 
Eindruck von Geschlossen- 
heit zu vermitteln. In den 
Meinungsumfragen liegt die 
Union weiterhin klar V°' 
Gerhard Schröders SPD- & 
gibt folglich für die Union 
gute Gründe, mit Zuversic'1'1 

in die Zukunft zu schauen- 
Handelsblatt 

Selbstbewußt 

Wenn Edmund Stoiber #* 
den rund 1000 Delegierte* 
das Wort ergreift, wird f 
nur noch offene Türen ein 
rennen und seinen AnW 
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8ern nichts einreden müs- 
Sen, was sie nicht längst 
selbst wüssten oder empfän- 
den: Die CDU zeigt sich auf 
lhrem Parteitag geschlos- 
Sen, sie zeigt sich kampfbe- 
reit, selbstbewusst und opti- 
mistisch. Angela Merkel hat 
mit einer kämpferischen 
Rede, die ihren Führungs- 
Qnspruch in der eigenen 
^Qrtei ebenso zur Geltung 
"fachte wie den Regie- 
tungsanspruch der Union, 
°ffenbar genau den richti- 
gen Ton getroffen. 

General-Anzeiger, Bonn 

Zuversichtlich 

fje CDU birst vor Zuver- 
Slc'ht, und sie hat allen Grund 
Qazu. Bedanken darf sie sich 
dQfür bei der SPD und An- 
gela Merkel. Die rot-grüne 

undesregierung hat durch 
e'gene Fehler mächtig dazu 
eigetragen, dass im Lande 
'eder     Wechselstimmung 

he>rscht.   Doch   dass   die 
n'on in der Lage scheint, 

Tcn diese Stimmung nutzbar 
dachen, ist vor allem An- 

gela Merkels Verdienst. Die 
a,teivorsitzende hielt eine 
QmPferische,    anfeuernde, 

aber auch lange Rede. Die 
Delegierten des CDU-Bun- 
desparteitags in Frankfurt 
wurden nicht etwa schläfri- 
ger, je länger die Rede 
währte, sondern aufmerksa- 
mer. Dann brachen sie in 
Beifall aus. Bravo-Rufe wur- 
den laut. Die Dele gierten fei- 
erten Angela Merkel. 
Westdeutsche Allgemeine 

Führungsstark 

Die Schlüsselszene des 
CDU-Wahlparteitags: Kohl 
applaudiert stehend der 
Parteivorsitzenden Merkel. 
Kohls Applaus galt einer 
starken Vorsitzenden. Sie 
hatte nicht nur die Souverä- 
nität, einen Schlussstrich zu 
ziehen, sondern sie hat die 
Kraft, die Partei zuführen. 
Ihre Rede ließ kein Thema 
aus. Mit dem Kanzlerkandi- 
daten verbindet sie das Ge- 
spürfür die Ausgewogenheit 
von Forderungen und Ange- 
boten, von Reformplänen 
und Zusagen an die „ kleinen 
Leute ", die von Modernisie- 
rung allenfalls um drei 
Ecken profitieren. Frau 
Merkel wirbt um alle 
Wähler, und sie wird jedem 

in die Parade fahren, der le- 
diglich eine Klientel bedie- 
nen will und die Wahlchan- 
cen mindert. 

Frankfurter Allgemeine 

So viel Union wie heute 
hat es bei CDU und 

CSU noch nie gegeben 

Dies war der Tag der Angela 
Merkel. Voller Kampfeslust, 
mit Witz und Ironie stimmte 
sie den CDU-Parteitag auf 
die heiße Phase des Wahl- 
kampfs ein. Die Delegierten 
erlebten eine Vorsitzende, 
die selbstbewußt ihren Part 
als Speerspitze der Union 
übernahm. Die Reaktion der 
Delegierten,, überhaupt das 
Echo auf dem Kongress, be- 
wies, dass Angela Merkel 
endgültig ihren Platz in der 
Mitte des Partei gefunden 
hat. Dass sie nun auf dem 
Parteitag ohne Schönfärbe- 
rei erklären konnte, so viel 
Union wie heute habe es bei 
CDU und CSU noch nie ge- 
geben, ist vor allem ihr Ver- 
dienst. Die Ostdeutsche 
Seite an Seite mit dem Bay- 
ern - das ist eine Konstella- 
tion, mit der die Union wu- 
chern kann. NOZ 
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7 Gründe, CDU zu wählen 

Zeit für Taten. CDC/ 

Leistung und Sicherheit 

1. Wir stehen für kraftvollen Aufschwung. 

• Wir schaffen Wirtschaftswachstum und führen 
Deutschland wieder nach vorne in Europa. Schlüssel dazu 

ist der Mittelstand. 

• Wir führen die "400-Euro-Jobs" ein - für Arbeitneh- 
mer steuerfrei. Damit Nebenjobs sich wieder rechnen. 

• Wir werden sicherstellen, dass auch einfache Jobs wie- 
der mehr Geld einbringen als Sozialleistungen. Wer arbei- 
tet, soll mehr Geld in der Tasche haben als wenn er nicht 

arbeitet. 

• Wir öffnen den Arbeitsmarkt und beseitigen unsinnige 
Bürokratie. So machen wir es leichter, Jobs zu schaffen 
- und Jobs zu finden. 

• Wir werden Arbeitslose fördern und fordern. Wer arbei- 
ten will, wird fit gemacht für eine neue Stelle. Wer arbeits- 
los ist und arbeiten kann, bekommt nur dann Hilfe vom 
Staat, wenn er sich aktiv um eine Stelle bemüht. 

• Wir geben dem Aufbau Ost neuen Schwung - durch 
schnellere Verfahren und gezielte Investitionen in bessere 
Verkehrsverbindungen. 

2. Wir stehen für bessere Bildung. 

• Wir schaffen mehr Qualität und Leistung in unserem 
Bildungssystem: mit vergleichbaren Abschlüssen an den 
Schulen und mehr Wettbewerb an den Hochschulen. 

• Wir schaffen optimale Bedingungen für Forschung und 
Wissenschaft - für mehr Innovation made in Germany. 

3. Wir stehen für gerechte Steuern. 

• Wir senken die Steuern - vor allem für Normalver- 
diener. Leistung muss sich wieder lohnen. Und wir sorgen 
dafür, dass jeder seine Steuererklärung wieder selbst 

machen kann. 

• Wir stoppen die weitere Erhöhung der unsinnigen 

"Öko"-Steuer. 

70-UID 19/2002 



15.   PARTEITAG 

4. Wir stehen für mehr Sicherheit. 

• Wir sind für "Null Toleranz" gegenüber Verbrechen und 
konsequente Bekämpfung des Terrors. 

• Wir werden Zuwanderung im Interesse unseres Lan- 
des steuern und begrenzen. Wir wollen Zuwanderer bes- 
ser integrieren. 

5. Wir stehen für den stabilen Sozialstaat. 

• Wir werden das Vertrauen in die Altersvorsorge wie- 
der herstellen. Wir machen eine verlässliche Rentenpo- 
litik und fördern die private Vorsorge aller Bürger. 

• Wir sorgen für bezahlbare Gesundheit - und machen 
Schluss mit der Zwei-Klassen-Medizin in Deutschland. 
Dabei setzen wir auf mehr Wettbewerb unter den Kran- 
kenversicherungen. 

Klappkarte: 7 Gründe, CDU zu wählen 

Best-Nr.: 9937 • 100 Expl.: 6,90 € (7,38 €) 

Leistung und Sicherheit 

6. Wir stehen für starke Familien. 

• Wir führen schrittweise ein Familiengeld ein. Damit 
führen wir eine Million Kinder aus der Sozialhilfe. Wir 
schreiben den Menschen nicht vor, wie sie leben sollen. 
Wir lassen die Eltern entscheiden, ob sie sich ganz der 
Familie widmen oder Berufstätigkeit und Kindererziehung 
miteinander verbinden wollen. Deswegen sorgen wir dafür, 
dass sich Beruf und Familie besser vereinbaren lassen und 
Erziehungsleistungen stärker anerkannt werden. 

7. Wir stehen für verlässliche Außenpolitik. 

• Wir wollen ein starkes Deutschland in einem geein- 
ten Europa, das seine Interessen selbstbewusst wahrnimmt 
und seine Aufgaben verlässlich erfüllt. Dazu gehört auch 
eine Bundeswehr, die ihren Aufgaben gerecht wird. 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 
- IS-Versandzentrum - 

Postfach 1I62J3759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

Broschüre (Kurzfassung) 

Regierungsprogramm 2002-2006 
Best-Nr.: 5933 

50 Expl.: 9,00 € (9,63 €) 

•n der nächsten Ausgabe UiD 20/2002: 

* Bericht des Vorsitzenden der CDU/CSU-Gruppe der EVP-Fraktion des Europäischen 
Parlaments, Hartmut Nassauer • Rede des spanischen Ministerpräsidenten und Präsi- 
denten des Rates der Europäischen Union, Jose Maria Aznar Lopez • Grußworte des Prä- 
sidenten der Europäischen Volkspartei, Wilfried Martens, und des Vorsitzenden der EVP- 

raktion im Europäischen Parlament, Hans-Gert Pöttering • Aus den Beiträgen der Mit- 
glieder des Kompetenzteams Lothar Späth Annette Schavan und Wolfgang Schäuble • 
u°kumentation: Regierungsprogramm 2002-2006, Kurzfassung 
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